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Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Ich eröffne die
ausserordentliche Session zum Thema «Wirtschaftliche und
soziale Situation der Bevölkerung». Wir behandeln in die-
sem Rahmen die Geschäfte 11.048, 11.3652, 10.3946 und
11.3550.
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Voranschlag 2011, Nachtrag IIa
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Erstrat – Premier Conseil
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Ständerat/Conseil des Etats 14.09.11 (Erstrat – Premier Conseil)

Ständerat/Conseil des Etats 15.09.11 (Fortsetzung – Suite)

Nationalrat/Conseil national 20.09.11 (Zweitrat – Deuxième Conseil)

Nationalrat/Conseil national 21.09.11 (Fortsetzung – Suite)

Ständerat/Conseil des Etats 27.09.11 (Dringlichkeitsklausel – Clause d'urgence)
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Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Zur Ausgangs-
lage: In der Botschaft vom 31. August 2011 stellt der Bun-
desrat fest, dass der Franken gegenüber Euro und Dollar in-
nerhalb von anderthalb Jahren um 20 bis 30 Prozent gestie-
gen ist. Am 10. August 2011 erreichte der Schweizerfranken
mit Fr. 1.03 pro Euro beinahe Parität mit dem Euro, und
72 Rappen für einen US-Dollar war ein Allzeithoch. Das war
ein eigentlicher Schock, denn die Kaufkraftparität liegt zum
Beispiel für den Euro bei etwa Fr. 1.35 oder vielleicht ein bis-
schen darüber. Unser Problem liegt also nicht direkt bei uns,
sondern in der Schuldensituation des Euro-Raumes und der
USA.
Wir haben uns mit Rechnungsüberschüssen und einer Ar-
beitslosenquote von unter 3 Prozent in den letzten Jahren
um Längen von der Situation abgehoben, die in diesen Wirt-
schaftsräumen herrscht. Deswegen hebt sich unser Franken
nun wertmässig ebenfalls völlig ab. Das stellt für unsere Ex-
port- und Tourismuswirtschaft zunehmend direkt ein teil-
weise gewaltiges Problem dar und indirekt auch für die Zu-
lieferindustrie und für den Wettbewerb generell, also auch
für die restliche, insbesondere für die produzierende Wirt-
schaft in diesem Land. Was besonders fatal ist: Je grösser
die Wertschöpfung im Inland ist, was ja eigentlich positiv ist,
desto grösser ist dieses Währungsproblem. Zusammenge-
fasst könnte man sagen: Wir sind Opfer unseres eigenen Er-
folges. Dank unserer finanziellen Disziplin der letzten Jahre,
und das ist wieder positiv, sind wir immerhin handlungsfähig,
und wir können über Massnahmen entscheiden, ohne damit

rechnen zu müssen, dass wir alles, was wir allenfalls zusätz-
lich machen, mit Schulden finanzieren müssen.
Die Hauptrolle in der Wechselkursfrage hat die Schweizeri-
sche Nationalbank. Sie entscheidet unabhängig, das ist
auch für die Glaubwürdigkeit unseres Systems ganz wichtig.
Am 6. September, das war am Tag vor der Sitzung Ihrer Fi-
nanzkommission, hat die Nationalbank gehandelt und eine
Untergrenze von Fr. 1.20 zum Euro festgelegt, welche min-
destens bisher Bestand hatte. Wir – damit meine ich die
Mitglieder der Finanzkommission, und ich nehme an und
hoffe, Sie alle auch – stehen geschlossen hinter diesem Ent-
scheid, auch wenn er nicht ohne Risiko ist. 
Heute beschliessen wir, ob wir mit einem ersten Paket von
kurzfristigen Massnahmen die Entscheide der Nationalbank
gewissermassen flankieren und damit zeigen wollen, dass
wir die Sorge vieler Arbeitnehmender und Unternehmen
ernst nehmen und teilen. Wir beschliessen, ob wir gewillt
sind, konkrete Massnahmen zu treffen, auch wenn wir wis-
sen – das ist zuzugeben –, dass sie nicht alle schnell wirken,
dass sie möglicherweise oder sogar vermutlich nicht alle zu
100 Prozent ihr Ziel erreichen und dass wir schon gar nicht
alle Probleme damit lösen können. Wichtig ist – und das ist
zu prüfen –, dass die Massnahmen nicht sogar Fehlwirkun-
gen erzielen, also Wirkungen ins Gegenteil. Wir wollen auch
keine Giesskanne, die ganze Bereiche begünstigt, also
quasi allen ein bisschen etwas gibt, ob es im Einzelnen
Währungsschäden gibt oder nicht.
Wir begrüssen das zweistufige Verfahren des Bundesrates
mit dem vorliegenden, kurzfristigen ersten Paket und dann
mit einem mittel- und längerfristigen zweiten Paket, welches
für die Wintersession vorgesehen ist. Das jetzt vorliegende
erste Paket des Bundesrates hatte einen schwierigen Start,
und die Kommunikation in diesem Zusammenhang war nicht
immer optimal. Man kann dieses Paket in kurzfristige Über-
brückungsmassnahmen einteilen, die mithelfen sollen, eine
vorübergehende – hoffentlich vorübergehende – Schwäche-
phase zu überstehen.
Dazu gehört ein Einschuss in den Arbeitslosenversiche-
rungsfonds von 500 Millionen Franken. Damit sollen insbe-
sondere im nächsten und auch übernächsten Jahr zuneh-
mende Kurzarbeitsentschädigungen finanziert werden. Die
Botschaft an die Unternehmen und natürlich auch an die
Arbeitnehmenden lautet: Wenn es schwierig wird, entlasst
nicht Leute, sondern geht in die Kurzarbeit, wenn es möglich
ist. 
Es kommen dann bei den Überbrückungsmassnahmen noch
die Exportförderung im Agrarbereich und Ausgleichszah-
lungen im Verkehrsbereich dazu. Dieser Teil mit Über-
brückungsmassnahmen macht rund 560 Millionen Franken
aus, also rund zwei Drittel des gesamten Paketes. 
Daneben gibt es die mittel- und längerfristigen Struktur-
massnahmen. Im Bereich Technologie und Innovation, ge-
samthaft etwa 212 Millionen Franken, ist die grösste Position
ein zusätzlicher Beitrag für die KTI von 100 Millionen Fran-
ken. Im Tourismusbereich ist es ein Darlehen von 100 Millio-
nen Franken, mit Blick auf eine mögliche Kreditklemme im
Bereich Hotelkredite. Der bis Ende 2015 nicht beanspruchte
Teil in diesem Bereich fliesst an den Bund zurück. Das ist
wichtig, nachdem eher unklar ist, wie gross in diesem Be-
reich der Bedarf wirklich ist. Die Strukturmassnahmen ma-
chen zusammen etwa 310 Millionen Franken aus.
Die Kommission unterstützt klar mehrheitlich das Paket des
Bundesrates und lehnt ebenfalls mehrheitlich alle Zusatzan-
träge wie Mehrwertsteuersenkung im Gastronomie- und
Tourismusbereich oder auch die Idee eines Krisenfonds ab.
Wir haben in der Kommission zu Beginn Professor Jan-Eg-
bert Sturm, den Leiter der Konjunkturforschungsstelle der
ETH (KOF), angehört und ihn nach seiner Beurteilung der
Massnahmen gefragt. Wir haben ihm auch konkret die Frage
gestellt – ich erinnere daran, es war am Tag nach der Inter-
vention der Nationalbank –, ob bei einem Kurs von minde-
stens Fr. 1.20 pro Euro überhaupt Massnahmen nötig seien.
Ich zitiere aus seinen Schlussfolgerungen, die er uns prä-
sentiert hat: «Der Schweizer Exportwirtschaft stehen schwe-
re Monate bevor, durch die jetzt deutlichere Verlangsamung
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der Weltkonjunktur, durch die starke Aufwertung der letzten
anderthalb Jahre. Wenn das Verhältnis zwischen Schweizer-
franken und Euro dauerhaft im Bereich von Fr. 1.10 bis 1.20
liegt, werden die besonders exponierten Branchen erhebli-
chen Schaden erleiden, und gesamtwirtschaftlich steigt die
Rezessionswahrscheinlichkeit.» 
Ihre Kommission hat dann die Beratungen durchgeführt und
daraufhin mit 11 zu 2 Stimmen beschlossen, auf den Ent-
wurf des Bundesrates einzutreten. Das empfehle ich Ihnen
hier ebenfalls.

Bieri Peter (CEg, ZG): Im Verlauf des Sommers ist der Bun-
desrat von den Medien, aber auch von den Politikern zum
Teil heftig kritisiert worden, er schaue den Entwicklungen auf
dem Währungsmarkt tatenlos zu. Als der Bundesrat dann
nach einer vom Inhalt her etwas gar offenen und vom Um-
fang her sehr grosszügigen Ankündigung vor vierzehn
Tagen sein definitives Massnahmenpaket im Umfang von
870 Millionen Franken ankündigte, gab es nebst Zustim-
mung wiederum Kritik, das seien die falschen Massnahmen
und sowieso sei für die Volkswirtschaft entscheidend, was
die Schweizerische Nationalbank mache.
Seit ich diesem Rat angehöre, und das sind bald siebzehn
Jahre, hagelt es sowohl bei Konjunkturpaketen, aber ge-
nauso – wenn nicht sogar lauter – bei Sparpaketen jeweils
harsche Kritik an den bundesrätlichen Vorschlägen. Wir soll-
ten uns davon nicht in die Enge treiben lassen. Man soll aber
die Frage stellen dürfen, welche Massnahmen denn die rich-
tigen und verhältnismässigen wären, um hier erfolgreich und
nachhaltig etwas bewirken zu können. Auf jeden Fall ist es
auch nicht getan mit irgendwelchen Steuersenkungsmass-
nahmen, welche zwar die Begünstigten, unabhängig davon,
ob sie es nötig haben oder nicht, sicher begrüssen, welche
auf der anderen Seite jedoch sehr grosse Löcher in die öf-
fentlichen Finanzhaushalte reissen würden. Ich werde denn
auch nächste Woche, wenn wir die von der Finanzkommis-
sion nur äusserst knapp angenommene Motion 11.3761,
«Revitalisierungsprogramm für die Schweizer Wirtschaft»,
beraten, welche massive Steuersenkungen in allen Berei-
chen fordert, diese Motion zur Ablehnung beantragen. Wir
sollten hier nicht mit einem Schnellschuss Mehrwertsteuer-
senkungen beschliessen. Das wäre Giesskannenpolitik pur.
Selbst in der Hotellerie und im Gastgewerbe sind nicht alle
von dieser Währungssituation gleichermassen betroffen.
Für meinen Entscheid in der Finanzkommission, auf diese
uns nun unterbreitete Vorlage einzutreten, waren zwei Mei-
nungsäusserungen ausschlaggebend: In der Kommission
hat Jan-Egbert Sturm, der Leiter der Konjunkturforschungs-
stelle der ETH Zürich, die vom Bundesrat vorgeschlagenen
Massnahmen und auch deren Wirkung beurteilt. Dabei ist er
zum Schluss gekommen, dass 600 Millionen Franken des
vorgeschlagenen Betrags als eigentliche Überbrückungs-
massnahmen dienen und damit auch – das sagte er auf
meine Frage hin – kurzfristige Wirkung zeigen würden, wäh-
rend die übrigen Massnahmen eher strukturorientiert wirken
würden. Als positiv hat Herr Sturm insbesondere die Einlage
der 500 Millionen Franken in den Arbeitslosenfonds erach-
tet. Die Kurzarbeitsentschädigung sorge dafür, dass eine ge-
wisse Verlagerung, Verschiebung oder Ausdehnung der Pro-
blematik überbrückt werden könne. Auch wenn dieser
Betrag vielleicht noch nicht vollends in diesem Jahr verwen-
det wird, so kann der Überschuss dieses Jahres doch unter
Wahrung der Schuldenbremse eingelegt werden, während-
dem ein Mitteltransfer in einem zukünftigen Jahr bei schlech-
ten Finanzergebnissen nicht mehr möglich wäre. Diese zu-
sätzlichen Mittel sind bei einer ohnehin schon hohen Schuld
in der Arbeitslosenversicherung eine Möglichkeit, die Anpas-
sung des im Gesetz vorgesehenen, vom Bundesrat festzule-
genden Satzes der Arbeitslosenversicherungsbeiträge allen-
falls hinauszuzögern.
Im Ständerat, und damit komme ich zu meiner zweiten
Quelle, ist hier sicher auch die Meinung der Kantone, sprich
der Volkswirtschaftsdirektorenkonferenz, zu hören, auch
wenn wir diese infolge der knappen Zeitverhältnisse nicht
persönlich einladen konnten. Die Volkswirtschaftsdirektoren-

konferenz begrüsst das bundesrätliche Massnahmenpaket,
insbesondere den Beitrag an die Arbeitslosenversicherung,
ausdrücklich. Skeptisch gibt sie sich bei der Massnahme be-
züglich der Hotellerie. Sie fordert für den Tourismus zusätz-
lich griffigere Massnahmen, welche jedoch, wie ich sehe,
wenn ich die Botschaft des Bundesrates lese, im zweiten
Paket – d. h. in der Wintersession – vorgesehen sind und im
Budget 2012 beantragt werden, soweit sie nicht im ordentli-
chen Gesetzgebungsprozess beschlossen werden oder be-
reits beschlossen worden sind. Die Volkswirtschaftsdirekto-
renkonferenz schreibt, dass der bundesrätliche Entwurf mit
Augenmass und mit Besonnenheit unterbreitet worden sei.
Ich meine, wir sollten dies heute auch tun: mit Augenmass
vorgehen in dem Sinne, dass man die Probleme sieht, die
sich mit der Währungsproblematik ergeben, aber auch mit
Besonnenheit vorgehen, wenn es darum geht, mit den knap-
pen vorhandenen öffentlichen Mitteln sorgfältig, bescheiden
und eben auch mit Augenmass umzugehen.
In dem Sinne bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten und
den bundesrätlichen Vorschlägen integral zuzustimmen, von
einschneidenden oder gar überbordenden Steuersenkungs-
massnahmen jedoch abzusehen.

Fetz Anita (S, BS): Die gute Nachricht zuerst: Dem grossen
Teil der Schweizer Wirtschaft, der Schweizer Unternehmen
geht es gut bis sehr gut. Dann gibt es aber auch die
schlechte Nachricht: Etwa 10 bis 15 Prozent der exportori-
entierten Wirtschaft leiden stark bis sehr stark unter der
Franken-Hausse.
Bei der Vorlage stellen sich für mich drei Fragen:
1. Ist das Massnahmenpaket nötig?
2. Sind die Massnahmen wirkungsvoll?
3. Reichen die Massnahmen, um den starken Franken und
dessen negative Auswirkungen auf Exportindustrie und Tou-
rismus abzufedern?
Zu Frage 1: Ich glaube, seit letzter Woche, als die National-
bank ihr Geschütz aufgefahren und die Untergrenze bei
Fr. 1.20 zum Euro definiert hat, sind viele unsicher gewor-
den, ob dieses Paket überhaupt noch nötig ist. Ich meine,
gerade jetzt sollten wir die Abfederungsmassnahmen, die
der Bundesrat vorschlägt, doch annehmen, denn die Unter-
grenze des Frankens ist wichtig. Für diese Untergrenze sind
wir der Nationalbank auch dankbar, dafür unterstützen wir
sie auch alle einhellig. Aber auch auf der Seite der Unter-
nehmen gibt es Hinweise, dass diese Untergrenze von
Fr. 1.20 nicht reicht. Ich zitiere hier Swissmem-Präsident
Hans Hess. Er sagt: «Es ist schon hilfreich, wenn man we-
nigstens wieder mit einem Eurokurs von 1.20 rechnen kann.
Vielleicht» – Sie sehen: vielleicht! – «können Unternehmen
jetzt ihren Plan B – Lohnabbau, Arbeitsplätze abbauen oder
verschieben – zumindest ein paar Monate hinausschieben.»
Ein paar Monate hinausschieben, das reicht nicht. Es liegt
an uns, an der Politik, dafür zu sorgen, dass die gefährdeten
Unternehmen nachhaltig unterstützt werden, und ein wichti-
ger Punkt dabei ist das Massnahmenpaket, das der Bundes-
rat vorschlägt. 
Zu Frage 2: Als Sofortmassnahme bringt das Massnahmen-
paket nichts, aber als mittelfristige Massnahme schon, denn
diese erlaubt den Unternehmen zusammen mit der Unter-
grenze von Fr. 1.20 eine gewisse Planungssicherheit, und
das ist in den heutigen Zeiten schon sehr viel. Das heisst
also, dass wir die Massnahmen schon aus diesem Grund
unterstützen sollten, denn sie sind sinnvoll und stützen in
dieser schwierigen Zeit den Werkplatz Schweiz. Es gibt
Massnahmen, die mich mehr überzeugen, und dazu gehö-
ren die Option Kurzarbeit mittels der Arbeitslosenversiche-
rung und die Innovationsförderung. Es gibt aber auch Mass-
nahmen, die mich weniger überzeugen, und dazu gehören
beispielsweise die 100 Millionen Franken für die Hotellerie.
Und zwar finde ich es aus dem Grund wenig überzeugend,
weil es ein Darlehen ist, das eigentlich nur dann etwas nützt,
wenn man es auch wieder zurückbezahlen kann – ich zweif-
le nicht daran, dass die Hotellerie es brauchen könnte. Es
geht jetzt nicht darum, einzelne Massnahmen herauszu-
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pflücken; mir scheint in einer ersten Runde, das Paket sei
ausgewogen, sinnvoll und auch wirksam.
Hinsichtlich Frage 3, ob das Paket ausreicht, bin ich dezi-
diert der Meinung: Nein, es wird nicht ausreichen. Ganz si-
cherlich genauso wichtig werden Massnahmen sein, die die
Preisdiskussion beinhalten. Der Bundesrat hat angekündigt,
dass er die Revision des Kartellgesetzes möglichst rasch
vorlegen will, sonst werden nämlich die Schweizer Konsu-
mentinnen und Konsumenten weiterhin mit den Füssen oder
mit dem Auto abstimmen gehen und im Ausland einkaufen.
Hier besteht Handlungsbedarf, und es besteht auch Hand-
lungsbedarf hinsichtlich Sofortmassnahmen. Wir werden Ih-
nen in der Detailberatung den Krisenfonds vorstellen, der
Sofortmassnahmen für Unternehmen der exportorientierten
Industrie, aber auch für das Gewerbe und für den Touris-
musbereich vorsieht. Denn wir müssen leider davon ausge-
hen – das ist absehbar –, dass wir hier nicht nur eine Über-
brückungszeit haben, am globalen Wirtschaftshimmel zie-
hen nämlich dunkle Wolken auf. Das heisst, die Aussichten
für die Weltwirtschaft sind eher negativ. Ich gehe davon aus,
dass vermutlich noch grösserer und noch gravierenderer
Handlungsbedarf bestehen wird.
Aber vorerst stimme ich für Eintreten auf dieses Paket und
für die einzelnen Massnahmen. Wir brauchen jedoch keine
Steuersenkungen mit der Giesskanne, das hat Kollege Bieri
schon bestens ausgeführt.

Schwaller Urs (CEg, FR): Die Vorschläge des Bundesrates
sind mit «Massnahmen zur Abfederung der Frankenstärke»
überschrieben. Die wohl wirksamsten und effizientesten
Massnahmen in Sachen Frankenstärke sind in der Zwi-
schenzeit zumindest als Etappenziel von der Nationalbank
getroffen worden, von einer Nationalbank, für die es trotz
oder gerade wegen ihrer Unabhängigkeit sicher wichtig war,
dass am Schluss mehr oder weniger alle Parteien zu einer
solchen Intervention gestanden sind und das schädigende
und unsägliche Trommelfeuer auf den Präsidenten der Na-
tionalbank zumindest unterbrochen worden ist.
Die Fragen, die ich in den letzten Tagen immer wieder ge-
hört habe, sind: Braucht es das vorgelegte Massnahmenpa-
ket überhaupt, ist die Dringlichkeit gegeben, oder können wir
nicht abwarten und dann später reagieren? Für mich ist die
Antwort auf die letzte Frage ein klares Nein. Wir müssen
jetzt handeln und zeigen, dass wir die sich abzeichnende
grössere Krise und die grossen künftigen Schwierigkeiten
der Exportindustrie, aber vor allem auch der Zulieferfirmen
und der von der Frankenstärke betroffenen Tourismusbe-
triebe ernst nehmen. Das Massnahmenpaket, wie es nun als
erster Schritt daherkommt, ist quasi auch die Antwort des
Parlamentes, das politische Pendant zu den von der Natio-
nalbank getroffenen Massnahmen. 
Als ich im Sommer zum ersten Mal von den Absichten des
Bundesrates gehört habe, war ich ganz und gar nicht begei-
stert, dass man Mitte Jahr bereits den Rechnungsüber-
schuss des laufenden Jahres ausgeben wollte. Wer die
Büchse der Pandora öffnet, muss sich dann auch nicht wun-
dern, wenn mit jedem Tag die Begehrlichkeiten wachsen.
Ordnungspolitisch war es für mich ein No-go, dass der Bun-
desrat in der heutigen wirtschaftlichen Situation zu Beginn
offenbar sogar direkt Lohnkosten mitsubventionieren wollte,
was sicher in die falsche Richtung führt. In der Zwischenzeit
sind solche direkten Interventionen, sind solche Lohnsub-
ventionen glücklicherweise vom Tisch. Es bleiben vor allem
die 500 Millionen Franken für die Kurzarbeitsentschädigung,
sodann die 100 Millionen Franken für die Hotelkredite, die ja
bei Nichtgebrauch Ende 2015 in die Bundeskasse zurück-
fliessen werden. Wenn ich das so überschaue, stelle ich
fest, dass der Rest eigentlich vorgezogene Nachtragskredite
sind.
Man kann natürlich einwenden, die Dringlichkeit sei bei der
Kurzarbeit nicht gegeben und der Entwurf des Bundesrates
erwähne ja nicht einmal die Kurzarbeit. Wir wissen aber und
haben es auch in der Kommission gehört, dass auch nach
unserem Paket zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung
von letztem Jahr die Schulden zu Beginn des Jahres immer

noch rund 7,4 Milliarden Franken betragen haben. Die
Schulden werden dann Ende Jahr rund 6,7 Milliarden Fran-
ken betragen. Auch wenn die Rechnung der ALV in diesem
Jahr offensichtlich um eine Milliarde Franken besser ab-
schliesst, ist der Spielraum dann klein, viel zu klein, um ohne
Erhöhung der Beiträge und Lohnnebenkosten die Kurzarbeit
auch für die nächsten zwölf oder achtzehn Monate entschä-
digen und vor allem die Karenzfrist auf einen Tag festsetzen
zu können.
Mit den 500 Millionen Franken sagen wir den Firmen: Das
Parlament, wir, die Steuerzahler sind da und nehmen die
Sorgen und die Schwierigkeiten dieser Firmen wegen der
Arbeitsplätze ernst. Wir wollen auch in einer Krise das Uns-
rige leisten, um die Arbeits- und Ausbildungsplätze zu erhal-
ten. Diese haben für uns erste Priorität. Diese klare Bot-
schaft müssen wir jetzt abgeben.
Jetzt sind die Export- und Zulieferfirmen an der Budgetie-
rung und an der Stellenplanung für das nächste Jahr. Jetzt
müssen wir handeln. Diese Sicherheit, dass man minde-
stens bei der Kurzarbeit Hilfe und Unterstützung leistet,
brauchen gerade auch die vielen Schweizer Zulieferfirmen,
die heute den Druck des starken Frankens in Form von billi-
geren Zulieferern aus den nahen Euro-Nachbarländern ganz
besonders spüren.
In diesem Sinne werde ich eintreten und dann dem Paket
ohne neue Zusätze zustimmen. Ich bin überzeugt, wenn wir
heute alle Schleusen öffnen und alle Giesskannen füllen, die
da herangetragen werden, wird uns die finanzpolitische
Wirklichkeit spätestens nach dem 23. Oktober dieses Jahres
knallhart wieder einholen. Bleiben wir daher auf der vom
Bundesrat gezogenen Linie.

Berberat Didier (S, NE): Je suis favorable à ce premier pa-
quet, qui est destiné à atténuer la force du franc. Je crois
qu'il est important que le Parlement fédéral puisse donner
un signal clair, qu'on ne laisse pas tomber l'industrie d'expor-
tation, ou en tout cas les industries pour lesquelles les ques-
tions de change sont vitales.
Tout d'abord, je souhaite saluer la décision de la Banque na-
tionale suisse, qui a fixé un taux plancher de 1,20 franc pour
1 euro. Il est vrai que cela aurait peut-être pu se faire plus
tôt. Nous étions quelques-uns à demander à ce que cela se
fasse. A l'époque, on estimait que ceux qui demandaient
cela étaient de doux rêveurs; on constate néanmoins que
cette solution a permis en tout cas de maintenir l'euro à
1,20 franc suisse. Il est clair que ce n'est peut-être pas forcé-
ment suffisant, mais il est déjà bien d'avoir ce taux plancher.
A mes yeux, ce montant de 870 millions de francs est impor-
tant, parce qu'il est nécessaire – et il est non seulement né-
cessaire, mais aussi urgent, vu les effets très dommagea-
bles de la force du franc sur l'économie. Cela a été rappelé
par le président de la commission, qui a cité le professeur
Jan-Egbert Sturm, directeur du Centre de recherches con-
joncturelles (KOF), qu'on a entendu lors des auditions. Ce
paquet est le bienvenu et il bénéficie aussi – et c'est impor-
tant chez nous – de l'appui des cantons – cela a été rappelé
par Monsieur Bieri . qui estiment qu'il est nécessaire de
prendre des mesures.
Ce qu'il faut dire, c'est que la situation économique en
Suisse est très contrastée suivant les branches et les ré-
gions. Par exemple, dans la région de l'Arc jurassien, l'horlo-
gerie pour l'instant s'en sort relativement bien, parce que la
montre, on le sait, est un produit passion, un produit souvent
de luxe, et son prix a beaucoup moins d'importance, notam-
ment, que pour ce qui concerne les machines, par exemple.
Il n'empêche que les entreprises horlogères ont dû rogner
sur leurs marges et lorsqu'on rogne sur les marges, souvent
c'est l'investissement qui en souffre et c'est aussi l'emploi.
Donc cela est déjà inquiétant, même si la situation n'est pas
dramatique pour l'instant.
Par contre, pour avoir rencontré nombre d'entrepreneurs du
secteur de l'industrie des machines, je peux dire que la si-
tuation est de plus en plus grave dans ce secteur; ils souf-
frent énormément. En effet, en quelques mois, sans que le
prix des machines en francs suisses ait augmenté d'un seul
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centime, le prix de ces produits en euros a augmenté sur le
marché européen – c'est également le cas en dollars –
de 25 à 35 pour cent environ, étant donné le taux de change
par rapport à l'euro. Beaucoup m'ont dit que les acheteurs
étrangers acceptaient d'acheter des machines suisses à un
prix un petit peu plus cher que des machines européennes,
entre 5 et 10 pour cent, parce que l'industrie suisse des ma-
chines a une bonne réputation, parce qu'il y a une question
de qualité, de service après-vente; mais lorsqu'on est à 30
ou 35 pour cent de différence, il est clair que les carnets de
commandes sont vides, ce qui va poser de gros problèmes.
Ce qu'il faut aussi savoir, c'est qu'en Suisse un franc sur
deux est gagné à l'étranger; dans ma région, l'Arc jurassien,
c'est même plutôt deux francs sur trois qui sont gagnés à
l'étranger. Pour les vacances, il est intéressant d'avoir un
franc suisse fort, mais les vacances, c'est deux à trois se-
maines par année, et les 49 autres semaines il faut exporter,
il faut vendre. Il est donc important que le franc suisse ne
soit pas surévalué.
A mes yeux, la situation est grave, et je ne suis pas sûr que
tout le monde s'en rende compte pour l'instant. Je ne vou-
drais pas être un oiseau de mauvaise augure, mais je crains
que la situation se péjore ces prochains mois, jusqu'à la fin
de l'année. J'aimerais me tromper, mais j'ai l'impression que
la force du franc et l'environnement européen feront que
l'économie suisse risque d'être passablement secouée par
de sévères turbulences.
Je salue aussi la proposition – je me concentrerai plutôt sur
cette mesure – d'attribuer 500 millions de francs supplémen-
taires au Fonds de compensation de l'assurance-chômage,
qui est une proposition d'ailleurs contestée par une minorité
de notre commission. Cette somme supplémentaire devrait
permettre de faire face à une éventuelle mais probable aug-
mentation du recours à l'assurance-chômage, notamment à
la réduction de l'horaire de travail, qu'on appelle aussi chô-
mage partiel. On y reviendra d'ailleurs lors de la discussion
de cette proposition de minorité.
A mes yeux, ce qui manque un peu dans ce paquet – je l'ai
déjà dit en commission –, c'est le fait qu'on ne donne pas au
Conseil fédéral des compétences supplémentaires pour
augmenter la durée du chômage partiel – mais cela pourra
peut-être se faire plus tard.
Je ne veux pas être beaucoup plus long. Je salue aussi les
369 autres millions de francs qui sont prévus pour le tou-
risme, l'industrie d'exportation, la technologie, l'innovation et
les transports. Je souhaite aussi dire que ce train de mesu-
res est toutefois insuffisant, puisqu'il manque à court terme
d'autres mesures. C'est la raison pour laquelle je me suis
rallié à la minorité qui demande un fonds de 1,2 milliard de
francs encore à disposition afin de permettre d'aider directe-
ment les entreprises – bien entendu à des conditions claires
et restrictives.
Pour terminer – on n'en a pas beaucoup parlé, mais c'est
aussi très important pour le consommateur et la consomma-
trice suisse –, il demeure indispensable qu'on prenne des
mesures, et je sais que le Conseil fédéral y songe déjà, en
ce qui concerne les prix des produits en Suisse, notamment
par une révision de la loi sur les cartels. A l'heure actuelle,
on doit le dire, même si certains importateurs font des ef-
forts – je pense notamment à la branche automobile, qui
nous fait tout plein de propositions, de primes en euros –, il y
a, à l'évidence, des prix qui sont beaucoup trop hauts en
Suisse. Je prendrai deux exemples: les vêtements, ainsi que
les journaux et les livres, où l'on constate qu'il y a des diffé-
rences de prix qui ne sont pas acceptables. Cela signifie
qu'il y a des entreprises dans ce pays qui, sur le dos des
consommateurs et consommatrices suisses, réalisent, en fin
de compte, des plus-values qui sont scandaleuses. Bien en-
tendu, les mesures pour soutenir l'industrie d'exportation
sont extrêmement importantes, mais sur le marché intérieur,
il faudra qu'on prenne des mesures pour faire en sorte que
ce scandale disparaisse.

Jenny This (V, GL): Je länger ich mich mit dieser Vorlage be-
fasse, desto mehr komme ich zur Überzeugung, dass die

vorgesehenen Massnahmen sehr, sehr wenig dazu beitra-
gen werden, die Frankenstärke zu mildern. Also sind sie für
die Katz, und wir müssten den Mut haben, diese Vorlage auf
ein Minimum zu reduzieren.
Nachdem der Bundesrat voreilig und völlig überstürzt mit der
Ankündigung von 2 Milliarden Franken an die Öffentlichkeit
getreten ist, sind es heute noch 870 Millionen – dies, nach-
dem der Bundesrat in dieser Frage in den letzten Wochen
doch sehr, sehr orientierungslos und kopflos gewirkt hat.
Man konnte zwischen 2 Milliarden und 500 Millionen Fran-
ken im Wochenrhythmus fast alles hören und haben. Nach-
dem die Nationalbank nun griffige Massnahmen beschlos-
sen hat, geht es dem Bundesrat offenbar nur noch darum,
das Gesicht einigermassen zu wahren.
Letztlich ist das, was wir vor uns haben – da müssen wir uns
nichts vormachen –, kein Rettungsprogramm für die Wirt-
schaft, sondern ein Rettungsschirm für unseren Bundesrat
Johann Schneider-Ammann. Wieso komme ich zu dieser
Auffassung? Bei der Arbeitslosenversicherung hat ja der
Bundesrat so oder so die Kompetenz, die Kurzarbeitsent-
schädigung von zwölf auf achtzehn Monate zu erhöhen, und
die Karenztage kann er von sich aus von drei auf einen ver-
kürzen. Also, was soll das? Dazu brauchen wir doch wahr-
lich keine Vorlage zur Abfederung der Frankenstärke! Da bin
ich mit Kollege Schwaller überhaupt nicht einverstanden.
Das ist eine Vorlage auf Vorrat. Wir können dann immer
noch, wenn wirklich kein Geld mehr vorhanden ist, darauf
eintreten. Aber wenn wir hingehen und schon vorgängig eine
Versicherung mit Steuergeldern sanieren, dann machen wir
etwas falsch. Da hat ja niemand mehr ein Interesse, diese
Versicherung unter finanziellen Kriterien zu betreiben!
Unerklärlich ist mir auch, weshalb wir beginnen, zur Abfede-
rung der Frankenstärke halbstaatliche Unternehmen und Or-
ganisationen zu unterstützen, auch wenn ich Kollege Bieri
gut und genau zugehört habe. Jetzt beglücken wir sogar die
SBB mit rund 50 Millionen Franken. Das ist nun wirklich der
Klassiker: Der Bund unterstützt den Bund mit Steuergeldern.
Also das verstehe ich nicht, ich kann es drehen und wenden,
wie ich will. Genau das, was der Bundesrat immer gesagt
hat, nämlich es seien nicht mit der Giesskanne einzelne Un-
ternehmen zu unterstützen, das machen wir hier bei einem
bundeseigenen Betrieb. Wieso schicken Sie dann mir als
Bauunternehmer nicht 2 bis 3 Millionen Franken? Die kann
ich doch brauchen, und ich kann Ihnen beweisen, dass ich
infolge der Frankenstärke weniger Hotels oder Industriebau-
ten bauen werde. Aber da wäre ich nicht der Einzige.
Die Tourismusförderung von 100 Millionen Franken wird so-
gar von den betroffenen Branchen abgelehnt. Es besteht zu
Recht die Befürchtung, dass durch eine Kreditschwemme
falsche Strukturen aufrechterhalten werden. Genau das will
Frau Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf ja immer wieder
verhindern. Der Staat muss dann wieder das sanieren, was
er früher unterstützt hat.
Frau Bundesrätin, Herr Bundesrat, das sind doch keine Im-
pulsprogramme, sondern klassische Strukturmassnahmen.
Es ist ja schlichtweg auch ein Ding der Unmöglichkeit,
100 Millionen Franken zwischen Ende Oktober und Ende
Dezember sinnvoll auszugeben. Das bringe ja nicht einmal
ich fertig, und ich bin da kreativ. Wir können es nun wirklich
drehen und wenden, wie wir wollen, diese Massnahmen än-
dern am Schweizerfranken gar nichts und helfen auch bei
der Problematik der Pensionskassen nichts.
Die Probleme in der Wirtschaft liegen ja auch nicht bei man-
gelnden Aufträgen, sondern bei mangelnden Margen. Eine
der wichtigsten Massnahmen für uns wäre deshalb – das
wurde nie angesprochen – eine befristete Arbeitszeiterhö-
hung bei gleichem Lohn. Unsere Mitarbeiter haben ja nicht
das Problem, dass sie zu wenig Freizeit haben. Sie haben
das Problem, dass sie zu wenig im Portemonnaie haben.
Deshalb sind Entlassungen und Kurzarbeit viel, viel ein-
schneidender für die Arbeitnehmer, als allenfalls zwei bis
drei Stunden länger zu arbeiten. Das machen die Mitarbeiter
gern, das merken sie nicht einmal. Wenn sie dazu beitragen
können, dem Unternehmen über die Runden zu helfen,
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dann ist das für die meisten Mitarbeiter überhaupt kein Pro-
blem.
Die hier vorgeschlagenen Massnahmen werden bei keiner
einzigen Unternehmung dazu führen, dass sie irgendeinen
Mitarbeiter nicht entlassen muss, sonst muss mir der ehe-
malige Unternehmer Johann Schneider-Ammann sagen, wo
und bei wem. Hingegen sollten wir endlich und überfällig Ge-
bühren senken und die Bewilligungsverfahren vereinfachen.
Die meisten Patrons führen ihre Unternehmen mit Leiden-
schaft und grossem Engagement. Aber wenn sie mit Vor-
schriften und Schikanen laufend geknebelt und gevogtet
werden, dann kommt der Verleider, und irgendwann fragt
sich jeder: Was soll das überhaupt noch? Wenn wir nicht be-
reit sind, wirklich etwas dagegen zu unternehmen, dann ge-
hen wir kalten, eiskalten Zeiten entgegen. Auch die Schweiz
lebt nicht von Vorschriften, vom Kontrollieren und Verwalten.
Ich werde deshalb sämtlichen Kürzungsanträgen zustim-
men, nicht mit beiden Händen, aber mit einer.

Berset Alain (S, FR): Une des grandes différences que nous
avons aujourd'hui en travaillant dans cette salle, c'est que
nous ne travaillons pas avec devant les yeux la Landsge-
meinde de Wil an der Aa dans le canton de Nidwald, nous
travaillons devant ce vitrail qui représente l'économie expor-
tatrice de notre pays, qui représente le commerce par les
voies d'eau, le commerce sur le Rhin. C'est tout à fait adapté
au débat que nous menons aujourd'hui, c'est dans le fond un
vitrail qui nous rappelle l'économie de notre pays et l'impor-
tance que l'économie a aussi dans les travaux que nous me-
nons ici, au Conseil des Etats.
Le franc suisse est victime de son succès, disait le rappor-
teur de la commission. C'est vrai, victime de son propre suc-
cès, victime de la stabilité financière de notre pays, mais
aussi victime des habitudes de celles et ceux qui voient dans
le franc une valeur solide et stable, victime aussi de sa répu-
tation, en quelque sorte une réputation estampillée «Swiss-
ness» qui fait que le franc est souvent utilisé comme une va-
leur refuge, contrairement à d'autres monnaies qui sont
pourtant tout aussi solides, mais qui ne sont pas utilisées
dans ce sens-là. 
C'est la raison pour laquelle je vous propose d'entrer en ma-
tière sur le projet qui est présenté par la commission, qui
nous a été soumis par le Conseil fédéral. Pour ma part, j'ac-
cepterai ce projet tel qu'il est ressorti des délibérations de la
commission. Mais cela ne doit pas nous faire oublier que
nous ne sommes pas les principaux acteurs de ce dossier:
le principal acteur de ce dossier, c'est la Banque nationale.
La principale force qui peut agir dans ce domaine, c'est la
Banque nationale. Et je crois qu'il faut saluer ici l'action
qu'elle a eue tout au long de cette crise, et notamment le
dernier pas qu'elle a fait, qui a consisté à fixer un plancher
de 1,20 franc suisse par euro.
Avec cette mesure, le franc a perdu d'un seul coup environ 7
à 8 pour cent de sa valeur. Ces 7 à 8 pour cent n'ont pas de
quoi effrayer celles et ceux qui ont pris le franc comme une
valeur refuge, pour se protéger; cette mesure n'a pas de
quoi effrayer celles et ceux qui utilisent le franc, qui achètent
des francs à terme, pour se protéger des effets de change et
pour couvrir des échanges de biens réels. Par contre, cette
mesure a naturellement de quoi effrayer un peu celles et
ceux qui ont considéré que le franc était aussi un outil de
spéculation sur lequel on pouvait jouer et qui ont là, d'un
coup, compris que, dans le fond, on a assisté à un change-
ment fondamental de la pratique de la Banque nationale.
C'est un signal assez fort, c'est un signal même très fort, qui
dit que la politique monétaire est pragmatique, qu'elle ne
vise pas seulement à suivre la théorie dans son domaine
d'activités, mais qu'elle va à chaque fois avoir en tête les in-
térêts essentiels du pays et, dans le fond, qu'elle va à cha-
que fois essayer de minimiser les risques. Et si la Banque
nationale a considéré aujourd'hui que minimiser les risques,
c'était fixer un taux de change à 1,20 franc pour 1 euro, c'est
une manière très pragmatique de voir les choses.

J'aimerais souligner deux points.
1. La Banque nationale a agi dans ce domaine en toute in-
dépendance. Nous avons ensemble appris cette nouvelle
une fois qu'elle a été publiée, pour tous les acteurs en même
temps. Et c'est ce qui figure clairement dans les textes: l'in-
dépendance de la Banque nationale pour gérer et mener la
politique monétaire. Pourtant, nous avons bien vu que,
quand la situation devient délicate, cette indépendance con-
naît aussi quelques limites. Nous avons vu que la Banque
nationale a plus de force et plus de capacité pour agir
lorsqu'elle n'est pas, sur le plan de la politique intérieure,
soumise à des critiques trop fortes ou à des sentiments con-
tradictoires.
Ce que je voudrais dire par là, c'est que nous pouvons bien
observer de l'extérieur ce que fait la Banque nationale et dire
qu'elle agit en toute indépendance. Nous avons aussi une
responsabilité politique envers ce qui se passe. Il ne vous
aura pas échappé que la Banque nationale a agi une fois
que le climat politique était apaisé sur la question du franc,
une fois que tout le monde semblait reconnaître sur le plan
de la politique intérieure qu'il était nécessaire d'agir. Nous
avons donc aussi une responsabilité politique, une respon-
sabilité qui n'existe pas dans les textes, mais qui s'affirme
dans les moments difficiles.
2. Malgré ce que la Banque nationale a fait, qui était specta-
culaire, l'euro n'est encore qu'à 1,20 franc suisse. C'est-à-
dire que le franc est encore largement surévalué et que les
entreprises ne sont pas tirées d'affaire avec cette nouvelle
donne, d'autant moins si l'on imagine ou si l'on sait que la si-
tuation risque de durer avec la situation économique dans
les pays qui nous entourent, et d'autant moins si l'on suit le
débat de la politique monétaire dans l'Union européenne,
qui tendrait plutôt à trouver que l'euro est surévalué. Il ne
vous aura pas échappé qu'il y a des appels dans l'Union
européenne pour une dévaluation de l'euro. Ce qui pourrait
naturellement aussi avoir des conséquences sur ce qui se
passe dans notre pays.
Je vous dis tout cela parce que je suis convaincu que cela
n'est pas terminé et que nous sommes au début de quelque
chose et pas à la fin de quelque chose. Nous ne sommes
pas les acteurs principaux de ce dossier, c'est la Banque na-
tionale, mais il est nécessaire que dans notre champ de
compétence nous soutenions le Conseil fédéral pour accom-
pagner ce que la Banque nationale fait, que nous le fassions
ensemble, parce qu'effectivement cette unité pour la défen-
se des intérêts de l'économie de notre pays est le meilleur
moyen de garantir la défense de l'ensemble de nos intérêts à
moyen et long terme.

Germann Hannes (V, SH): 2000 Millionen Franken hat der
Bundesrat angekündigt. Die Märkte haben nicht gerade mit
einem Feuerwerk darauf reagiert. Es ist die Schweizerische
Nationalbank, die hier den Lead hat und haben muss, da
stimme ich mit meinem Vorredner überein. Das hat auch an
den Märkten die entsprechende Wirkung gezeigt.
2000 Millionen Franken sind angekündigt worden, 870 Millio-
nen Franken stehen heute gemäss Vorlage tatsächlich zur
Debatte. 500 dieser 870 Millionen Franken werden quasi als
vorweggenommene Gewinnverteilung für das Jahr 2011 von
einem «Bundeskässeli» in ein anderes verschoben, zur Ar-
beitslosenversicherung. Es bleiben also effektiv, nüchtern
betrachtet, 370 Millionen Franken übrig. Frau Bundesrätin,
Herr Bundesrat – es sind ja sieben Bundesräte, da kommen
mir als Ostschweizer die sieben Churfirsten in den Sinn –,
da kann man wahrlich sagen: Der Berg hat eine Maus gebo-
ren. Wenn man nämlich diese 370 Millionen Franken noch
etwas genauer unter die Lupe nimmt, dann stellt man er-
nüchtert fest: Direkt für den Export sind die 10 Millionen
Franken, die gemäss «Schoggi-Gesetz» zusätzlich investiert
werden sollen; das kann man 2011 noch erledigen. Dann
kommen die Massnahmen im Tourismus, das tönt auch gut.
Der Tourismus ist eine wichtige Exportwirtschaft. Aber was
sieht der Bundesrat vor? 100 Millionen Franken an die
Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredite. Diese Mass-
nahme hat Investitionscharakter. Zugegeben, das ist etwas
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Positives für die Zukunft, für die nächsten drei bis fünf Jahre
meinetwegen. Aber die Wirkung im Moment, in Bezug auf
die Abfederung der Frankenstärke, ist fragwürdig. Was soll
denn das? Wenn einer heute schon ein veraltetes, ein verlot-
tertes Hotel hat: Was bringt es ihm, wenn er jetzt anfängt,
sich Gedanken zu machen, ob er dann doch noch investie-
ren könnte, weil er jetzt das Geld etwas einfacher erhält?
Das sind doch keine tauglichen Massnahmen.
Viel wirksamer in diesem Bereich wäre aus meiner Sicht die
Senkung der Mehrwertsteuer, eine befristete Senkung, vor
allem für die Beherbergungssätze und die Gastronomie.
Diese Senkung führt in den direkt betroffenen Branchen zu
einer Entlastung – zwar auch nicht im Export, aber immerhin
würde das die Inlandnachfrage wieder erhöhen. Die Sätze
wären reduziert, und die Leute hätten mehr Geld in der Ta-
sche – mit anderen Worten: Die Preise würden erst noch
sinken, und das wäre an sich eine gute Massnahme. Zur
Senkung dieser Beherbergungsleistungs- und Gastronomie-
Mehrwertsteuersätze habe ich aber später mit meiner Min-
derheit auch ganz konkrete Anträge.
Nachher kommen die Massnahmen im Bereich Technologie,
Innovation und Forschung. Das, muss ich sagen, finde ich
immer gut. Hier können wir gar nicht genug tun, auch wenn
man da ebenfalls vorsichtig sein muss, wo man das Geld
parkiert. Für solche Massnahmen bin ich immer zu haben.
Wenn ich aber sehe, wohin diese Gelder konkret fliessen,
dann kommt mir das wie bei der Schweizerischen Gesell-
schaft für Hotelkredite vor. Wir sehen, dass die KTI begün-
stigt wird – die nimmt eine wichtige Verbindungsfunktion zwi-
schen Forschung und Werkplatz wahr, das ist positiv –, und
der Rest fliesst in die ETHZ und die EPFL, ins Paul-Scher-
rer-Institut, in die Empa und in den Schweizerischen Natio-
nalfonds. Da habe ich mich unweigerlich gefragt, was eine
zusätzliche Studie des Schweizerischen Nationalfonds denn
für die Exportwirtschaft bewirken soll. Hier machen wir uns
etwas vor; die Wirkung ist wirklich sehr, sehr dürftig.
Das bringt mich zum Schluss, dass eben die Politik hier vor-
gibt, sie habe Rezepte. Aber wir können kurzfristig gar nicht
viel mehr machen, als die Weichen zu stellen, und die führen
eigentlich hier, bei diesem Paket, nicht in die richtige Rich-
tung. Ich meine, es wäre zielführender, den Bundesrat, wie
wir es in der Kommissionsmotion 11.3761 festgehalten ha-
ben, zu beauftragen, ein Revitalisierungsprogramm auszuar-
beiten, das die ganze schweizerische Wirtschaft noch lei-
stungsfähiger, noch kompetitiver macht. Das kann man kurz-
fristig initiieren, aber auch hier wird die Wirkung dann mittel-
oder längerfristig sein. Der Bundesrat hat ja auch ein Mass-
nahmenpaket für 2012 angekündigt. Die beiden Dinge kann
man aufeinander abstimmen.
Ich habe jetzt gehört, dass diese Motion, die in beiden Fi-
nanzkommissionen mit ähnlichem Wortlaut angenommen
worden ist und auch in der WAK eine grosse Mehrheit gefun-
den hat, erst am nächsten Montag behandelt wird. Das ist
kein Problem; es ist wirklich ein zweiter Schritt notwendig,
um aus diesem Minipaketchen dann doch noch etwas zu
machen, das nachhaltig wirkt. 
In diesem Sinne wehre ich mich nicht gegen das Eintreten,
weil wir damit auch anerkennen, dass Handlungsbedarf da
ist und dass wir von der politischen Seite her den Willen ha-
ben – aber es sei doch davor gewarnt, den Leuten und der
Wirtschaft zu viel zu versprechen.

Comte Raphaël (RL, NE): La crise économique qui frappe le
monde, et tout particulièrement certains pays de la zone
euro, a des conséquences pour la Suisse. C'est une preuve,
une nouvelle preuve si besoin était, que notre pays n'est pas
un îlot protégé au milieu du monde, mais que tout ce qui s'y
passe a des répercussions jusque chez nous. Nous avons la
chance de vivre une situation financière bien meilleure que
celle de nombreux autres pays. Cette chance, nous avons
su la provoquer, par une gestion rigoureuse des deniers pu-
blics. La Suisse produit des excédents budgétaires, alors
que d'autres pays vivent des situations financières beau-
coup plus difficiles, avec des restrictions souvent sans pré-
cédent.

Cette situation prouve à quel point la politique suisse, qui
n'est pas toujours extrêmement spectaculaire, n'en est pas
moins efficace. Nous n'avons pas besoin, comme d'autres
pays, de faire des programmes de coupes budgétaires alors
que c'est justement maintenant que nous avons besoin d'in-
vestir. Nous pouvons non seulement renoncer à un certain
nombre d'économies – nous avons pu renoncer à un pro-
gramme de consolidation proposé par le Conseil fédéral;
mais nous pouvons même mieux faire: nous pouvons inves-
tir là où nous estimons que c'est nécessaire pour faire face à
la crise. Nous en avons les moyens et c'est un élément ex-
trêmement positif. Nous ne faisons pas de grandes promes-
ses en politique suisse, même à l'approche d'élections fédé-
rales. Nous préférons une politique beaucoup plus raison-
nable, qui porte ses fruits.
Mais il est vrai que cette politique a son revers de la mé-
daille. Le fait que nous ayons une bonne situation finan-
cière – cela a été rappelé par le président de la commis-
sion – a aussi un certain nombre d'effets sur notre monnaie.
Le fait qu'on ait confiance en la Suisse fait qu'on a confiance
également en sa monnaie et ça renforce quelque peu nos
difficultés sur le plan économique.
Pour faire face à la crise que nous connaissons, l'Etat ne
peut naturellement pas réaliser des miracles. Finalement,
cet exercice que nous faisons est un grand exercice d'humi-
lité – cela a été rappelé. L'essentiel des mesures, en tout
cas les mesures les plus efficaces, sont entre les mains non
pas de l'Etat, des Chambres fédérales, mais bien de la Ban-
que nationale. Et les causes de la crise nous dépassent lar-
gement et sont comme une fatalité. Nous devons en tenir
compte si demain un pays telle la Grèce venait à connaître
une situation de faillite. Nous n'avons aucun moyen d'agir là-
dessus et cela aura aussi des répercussions pour notre
pays. C'est donc finalement aussi une bonne occasion de se
rappeler que si nous pouvons faire un certain nombre de
choses pour atténuer les effets de la crise, nous avons des
moyens d'action qui sont limités.
Le Conseil fédéral a annoncé la mise à disposition d'un
montant de 2 milliards de francs laissant ouverte la question
des mesures qui seraient proposées. Sans être aussi dur
que, je crois, Monsieur Jenny sur la manière dont le Conseil
fédéral a géré sa communication, il est vrai qu'il paraîtrait im-
portant à l'avenir d'être attentif à ce point-là et de ne pas an-
noncer nécessairement des chiffres extrêmement précis
sans préciser les mesures qui seront prises. Cela donne un
peu l'impression qu'on ne sait pas exactement où l'on veut
aller alors que finalement les mesures proposées sont bon-
nes, mais d'un montant un peu moins élevé. A l'avenir, il se-
rait sans doute utile de commencer par définir les mesures,
d'évaluer leur coût et de présenter ceci à la population en
une seule fois. Les mesures qui sont proposées par le Con-
seil fédéral sont pertinentes – je ne vais pas les énumérer,
mes préopinants l'ayant déjà fait.
Je souhaite insister sur la mesure du chômage partiel qui est
particulièrement attendue dans un certain nombre d'entre-
prises. Venant d'une région où l'industrie d'exportation est
particulièrement développée, je peux attester ici que cette
mesure est attendue et qu'elle pourra constituer un moindre
mal si la situation économique venait à se dégrader forte-
ment au cours des prochains mois.
Outre leur caractère concret, les différentes mesures ont un
aspect politique qui constitue un signal politique extrême-
ment fort. Elles ont un effet psychologique important puis-
qu'en montrant le fait que l'Etat est prêt à agir, nous renfor-
çons la confiance dans les mesures prises également par la
Banque nationale suisse. Nous appuyons ces mesures et le
fait de montrer que les différents acteurs dans ce dossier
sont tous unis pour faire face à la cherté du franc ne peut
que renforcer leur efficacité. Nous ne pouvons pas tout faire
au niveau de l'Etat, mais il y a au moins une chose que nous
pouvons faire: c'est dire que nous sommes là, que nous
sommes prêts à faire face à cette crise, à en diminuer les ef-
fets et, surtout, que nous sommes prêts à le faire mainte-
nant.
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En plus de ces mesures à court terme, il va de soi qu'un cer-
tain nombre de mesures à long terme devront être prises,
car la crise que nous connaissons n'est sans doute pas pas-
sagère. De nombreux indices peuvent laisser à penser
qu'elle sera plutôt durable, ce qui renforce la nécessité de
prendre des mesures sur le long terme. Nous aurons des
discussions sur la fiscalité des entreprises, la question de la
bureaucratie, la formation, la sécurité, les infrastructures.
Toutes ces mesures sont indispensables pour que nous
puissions faire face à une crise qui durera peut-être plus
longtemps que prévu. Cela a aussi été mentionné: le cours
imposé de 1,20 franc pour 1 euro est un moindre mal, mais
si nous voulons que la situation s'améliore, le cours du franc
suisse devra naturellement être plus élevé, ce qui sera sans
doute très difficile vu la situation actuelle.
Enfin, j'exprime encore un regret, celui que certaines reven-
dications des milieux de l'hôtellerie et de la restauration
n'aient pas été mieux prises en compte. Nous aurons l'occa-
sion d'en débattre dans la discussion par article.
Pour conclure, nos entreprises n'attendent pas de nous des
miracles, mais elles ont besoin aujourd'hui d'un signal politi-
que clair pour que nous puissions préserver nos emplois. La
situation économique incertaine rend nécessaire l'adoption
de mesures – un excès de prudence vaut mieux qu'une con-
fiance excessive et mal placée.
Ce sont les raisons pour lesquelles je vous invite à adopter
les propositions de la commission et aussi à envoyer un si-
gnal très clair à l'autre chambre, dont la commission a fait
preuve de beaucoup plus de scepticisme face aux mesures
proposées. Il conviendra donc aussi de convaincre l'autre
chambre et un vote clair au niveau de notre conseil serait
sans doute un bon signal vis-à-vis du Conseil national.

Forster-Vannini Erika (RL, SG): Wenn ich die Stellungnah-
men vieler Politikerinnen und Politiker zum Thema Franken-
stärke höre, Medienberichte und professorale Kommentare
lese, so fällt mir auf, dass auf warnende Sätze oft eine Rela-
tivierung folgt. Wir haben das heute auch in diesem Saal ge-
hört – etwa in dem Sinn: Es geht der Schweizer Wirtschaft
noch gut, die Zahlen zeigen nach oben, die Beschäftigungs-
lage ist stabil.
Statistisch gesehen stimmt das. Für die Exportindustrie ist
das aber leider schon längst nicht mehr der Fall. Was sich
da abspielt, ist für jemanden, der nahe dran ist – ich zähle
mich als Verwaltungsrätin eines Familienunternehmens, das
zu 99 Prozent ins Ausland liefert, dazu –, wirklich drama-
tisch. Deflation mit allen Folgen droht. Der starke Franken
lässt nämlich nicht nur viele Unternehmen zunehmend in die
Verlustzone fahren, sondern, und das ist das Gravierende,
stiehlt den Unternehmen auch die Mittel für die heute drin-
gender denn je benötigte Innovation. Grössere, international
aufgestellte Unternehmen erfahren zudem auch Verluste bei
der Bewertung ihrer Auslandgesellschaften. Wie lange kann
das unsere Wirtschaft durchstehen? Wie lange können wir
noch stolz sagen: «Jeder zweite Franken wird im Ausland
verdient»? Bald wird es eventuell heissen: «Jeder zweite
Franken wird im Ausland verloren.» Das ist leider Realität.
20 Prozent macht die Aufwertung des Schweizerfrankens al-
lein bezüglich Umsatzreduktion bei Euro-Fakturierung in den
ersten Monaten dieses Jahres aus; darauf hat auch Herr
Berset hingewiesen. Selbst nach der Festlegung der Wech-
selkursuntergrenze von Fr. 1.20 zum Euro wird der Kurs in
der zweiten Jahreshälfte im Durchschnitt mit Sicherheit un-
ter Fr. 1.20 und, wenn es gutgeht, bei rund 1.15 liegen. Ge-
genüber der ersten Jahreshälfte, als die Situation bei einem
Schnitt von Fr. 1.27 schon dramatisch war, bedeutet dies
eine erneute Erstarkung um 11 Prozent. Mehr noch: Gegen-
über dem Vorjahr sind es um die 20 Prozent, gegenüber
2008 sind es gar rund 35 Prozent. Beim US-Dollar war es
bis vor einigen Tagen noch dramatischer.
Für die Exportunternehmen heisst dies, dass sie möglicher-
weise noch volle Auftragsbücher haben, aber die Margen
gleich null sind, wenn nicht sogar negativ. Auch nach den
Massnahmen der Schweizerischen Nationalbank erhöhen
sich die währungsbedingten Verluste noch bis zum Jahres-

ende. Das Ganze ist also bei Weitem noch nicht ausgestan-
den, das haben wir hier schon einige Male gehört, und dem
ist leider so. Bis ein Basiseffekt und Innovation die Verluste
der Unternehmen einmal ausgleichen werden, dauert es
mehrere Jahre, oft über einen ganzen Produktezyklus hin-
aus. Denn angesichts der internationalen Konkurrenz kön-
nen Preise nicht einfach angehoben werden, schon gar nicht
wegen der Währung. Die Kunden sagen uns – und das hö-
ren wir jeden Tag – mit freundlichem Lächeln: «Swiss
francs» – das ist euer Problem, das kümmert uns nicht, da-
mit haben wir nichts zu tun.
Dass die Schweizerische Nationalbank der globalen Speku-
lation auf den Franken die Spitze gebrochen hat, begrüssen
wir alle. Für die gebeutelten Firmen bedeutet das, dass sie
mit den Problemen der internationalen Finanzspekulatio-
nen – und darum geht es ja eigentlich – nicht alleingelassen
werden. Sie können nun wenigstens mit dem Worst Case le-
ben. Mehr als das bedeutet die jetzige Situation aber nicht.
Denn Fr. 1.20 ist keine Lösung, sondern eine Art Stop-Loss-
Mechanik.
Nicht nur die SNB ist gefordert und hat noch Aufgaben vor
sich, auch die Politik ist in diesem Moment gefordert. Wir
dürfen, Herr Jenny und Herr Germann, nicht erst reagieren,
wenn es zu spät ist und der Karren gegen die Wand gefah-
ren ist. Aus dieser Optik, meine ich, verdient die Regierung,
verdienen vorab die beiden hier anwesenden Bundesräte,
welche die Lage vorausschauend als gefährlich beurteilt ha-
ben und proaktiv handeln wollen, vom Grundsatz her einmal
Applaus.
Was nun vorliegt, mag nicht viel scheinen. Da gebe ich Ih-
nen Recht. Damit kann auch nicht direkt der Frankenstärke
begegnet werden. Aber die Politik muss trotzdem Verantwor-
tung wahrnehmen, um mit Massnahmen der Wirtschafts-
und Finanzpolitik die Schäden zu begrenzen.
Das vorgelegte Paket ist nicht der Hammer, da gehe ich mit
den Kritikern einig. Es ist auch nicht der grosse Befreiungs-
schlag. Aber ich beurteile es doch als geeigneten Ansatz,
um vielen Unternehmen innovativen Schub zu geben. Nur
schon das Wissen darum, dass die Politik die Probleme an-
erkennt und die Probleme angehen will, hilft.
Die Massnahmen im Bereich Innovation und Forschung, ins-
besondere jene für die KTI, sind für mich das Filetstück der
Vorlage. Die 100 Millionen Franken für die KTI gelten jedoch
nur sehr kurzfristig – Herr Bundesrat, Sie haben gesagt: bis
zum 20. Januar 2012. Ich verstehe das, von der Mechanik
her, aber es ist wirklich sehr, sehr kurzfristig. Ich hoffe und
gehe davon aus – Herr Bundesrat, ich spreche Sie ganz
konkret an –, dass es möglich sein wird, im Jahr 2012 in ei-
ner zweiten Vorlage zumindest befristet noch einmal Gelder
für die KTI einzusetzen. Wieso? Es ist ein Zeichen für die In-
dustrie, vor allem für die KMU, in der Sorge um ihre Verlust-
situation jetzt nicht in ihren Innovationsanstrengungen nach-
zulassen, sondern gerade jetzt mehr zu tun, und zwar
subito. Subito gefordert sind aber vor allem auch die For-
schungspartner, so die Universitäten, die Fachhochschulen
und die Empa, die jetzt aus ihrem «Tramp» gerissen werden
und unter enormen Druck geraten. Dieser Druck ist in dieser
Situation gut, denn er gibt Unternehmen neue Perspektiven,
allein schon psychologisch. Jeder wird sich jetzt fragen, was
er noch zusätzlich tun könne. Dass bei den Leistungen von
Industrie- und Forschungspartnern die Gewichte in dieser
Zeit zugunsten der Letzteren verschoben werden können,
finde ich auch positiv. Es führt nicht zu Fehlallokationen,
denn die Leistungen der Industriepartner bleiben substan-
ziell.
Bei dieser Vorlage geht es also darum, dass wir mit dem
Bundesrat sagen: Die Situation ist schwierig, auch die Politik
ist bereit, Massnahmen zu ergreifen. In diesem Sinn bitte ich
Sie, auf die Vorlage einzutreten und den vorgeschlagenen
Massnahmen zuzustimmen.

Imoberdorf René (CEg, VS): Unsere Exportwirtschaft gene-
riert etwa 150 Milliarden Franken pro Jahr. Dazu kommen to-
tal etwa 20 Milliarden Franken aus dem Tourismus. Die ge-
samte Exportbranche schlägt damit mit etwa 170 Milliarden
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Franken zu Buche. In meinem Kanton ist jeder vierte Ar-
beitsplatz direkt oder indirekt vom Tourismus abhängig, und
5000 Leute finden einen Arbeitsplatz in der Industrie, die
auch grösstenteils vom Export abhängig ist. Selbstverständ-
lich, Herr Kollege Jenny, arbeiten viele in KMU, beispiels-
weise in Bauunternehmungen, aber gerade bei uns sind
auch diese Unternehmungen sehr, sehr stark vom Touris-
mus abhängig.
Seit Monaten ist der Franken stark überbewertet, und das
führt zu grossen Auswirkungen auf die Exportindustrie, de-
ren Zulieferer und eben auch auf den Tourismus. Es besteht
die Gefahr, dass mittelfristig viele Tausend Arbeitsplätze ver-
lorengehen. Es ist nicht so, dass die Betriebe, die stark auf
den Export angewiesen sind, einfach abwarten, bis sich der
Franken eventuell irgendeinmal abschwächt. Viele Betriebe
haben reagiert und Sofortmassnahmen getroffen, um das
Schlimmste zu vermeiden.
Nun sind auch Massnahmen des Staates und der Politik ge-
fragt, wie das auch meine Vorrednerin angedeutet hat.
Darum hat der Bundesrat ein erstes Massnahmenpaket in
der Höhe von 870 Millionen Franken beschlossen. Natürlich
kann man je nach Standpunkt gegen jede dieser Massnah-
men gewichtige oder weniger gewichtige Argumente ins
Feld führen. Ich bin aber mit der Finanzkommission unseres
Rates einig, dass keine der vom Bundesrat vorgeschlage-
nen Massnahmen in eine komplett falsche Richtung weist;
die Massnahmen sind also nicht für die Katz.
Folgende Gründe haben mich bewogen, dem Massnahmen-
paket des Bundesrates als Gesamtes zuzustimmen:
1. Gemäss Botschaft lassen sich die Massnahmen noch
2011 umsetzen.
2. Da das Rechnungsergebnis 2011 weit besser ausfällt als
budgetiert, sind auch die Vorgaben der Schuldenbremse er-
füllt.
3. Die meisten der verschiedenen Massnahmen werden
zwar nicht sofort greifen, man kann aber davon ausgehen,
dass sie zumindest mittelfristig die Frankenstärke abfedern
und die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz verbessern.
Und schlussendlich: Dieses Massnahmenpaket ergänzt und
unterstützt die Intervention der Schweizerischen National-
bank.
Ich möchte Sie bitten, auf die Vorlage einzutreten und das
Paket als Ganzes zu unterstützen.

Hêche Claude (S, JU): Comme cela a été rappelé par plu-
sieurs intervenants, le franc fort nécessite des mesures for-
tes. La situation est difficile pour toute l'économie suisse,
mais ce qu'il faut aussi et surtout avoir à l'esprit, ce sont les
répercussions négatives sur les salariés. Le Conseil fédéral
doit être là pour y veiller. 
Le paquet de mesures annoncé par ce dernier doit ainsi
avoir un double objectif: garantir l'attrait à long terme de la
place économique suisse et assurer les emplois. Dans cette
optique, je salue le fait que notre Commission des finances
ait pris le contre-pied de son homologue du Conseil national
car, tout comme elle, je suis d'avis qu'il faut voir dans le pre-
mier paquet proposé par le Conseil fédéral des mesures
d'accompagnement aux premiers efforts positifs entrepris
par la BNS.
Comme l'a dit Monsieur le conseiller fédéral Schneider-Am-
mann: «Ce n'est pas le montant de l'aide qui compte, mais
bien l'effet obtenu.» Il sera donc indispensable de s'assurer,
je dirai même de mesurer l'évolution, afin que les sommes
investies ne ratent pas leur cible. Selon une étude du Centre
de recherches conjoncturelles (KOF), ce sont près de
15 000 emplois qui sont en jeu; Economiesuisse avance
même le chiffre de 25 000 postes en sursis dans le secteur
de l'exportation. Ainsi, dans la mesure où certaines entrepri-
ses menacent de se délocaliser à l'étranger, de réduire les
salaires, de les verser en euros ou de rallonger la durée du
temps de travail, un certain nombre de précautions, je dirai
même de conditions, s'imposent dans l'octroi de l'aide étati-
que.
A titre d'exemple, dans mon canton l'économie est dominée
par l'industrie d'exportation, en particulier l'horlogerie et la

microtechnique, avec de nombreuses entreprises actives
dans la sous-traitance. Ainsi, malgré un développement so-
cioéconomique important depuis plusieurs années, le tissu
économique et le marché de l'emploi jurassien restent en-
core moyennement diversifiés, avec notamment un taux de
chômage plus élevé que la moyenne suisse. 
A l'instar de l'exemple jurassien, je souhaiterais relever que
les mesures sectorielles prévues pour soutenir nos entrepri-
ses représentent aussi et surtout un enjeu d'importance
pour plusieurs régions de notre pays, qui plus est qui sont
des régions frontalières. D'autre part, si le paquet du Conseil
fédéral peut être vu comme un pas dans la bonne direction,
le chemin est certainement encore long pour inverser la ten-
dance. Il va sans dire que ce premier train de mesures devra
donc être complété par d'autres, ceci – et j'aimerais insister
sur ce point – de manière coordonnée avec les mesures de
la Banque nationale suisse et en associant les partenaires
sociaux.
Nos concitoyennes et concitoyens ont peur pour l'économie
du pays et pour leur emploi: il est impératif que le politique
lance un signal fort et clair à leur égard. C'est dans cet esprit
que je vous invite à soutenir le premier paquet de mesures
présenté par le Conseil fédéral.

Graber Konrad (CEg, LU): Ich nehme die volkswirtschaftliche
Situation in der Schweiz als ernster wahr, als sie im Vorfeld
der Diskussion von verschiedenen Exponenten dargestellt
wurde. Ich glaube, sie ist auch ernster als vor zwei Jahren.
Damals wurden wir durch ein Grossereignis wachgerüttelt:
Die UBS forderte uns auf zu handeln, wir wussten, dass wir
in der Finanzkrise steckten. Jetzt ist es so, dass der starke
Franken zwar auch spektakulär, aber auf leisen Sohlen da-
herkommt und die Auswirkungen eben viel später spürbar
sein werden.
Wir sind im Vergleich zu anderen Ländern, die jetzt Sparpa-
kete schnüren, um der Verschuldungskrise zu begegnen, in
der komfortablen Lage, dass wir uns ein zielgerichtetes – ich
betone: ein zielgerichtetes – Abfederungsprogramm zur
Frankenstärke ohne Mehrverschuldung leisten können. Es
ist sehr schwierig, ein solches Paket zu schnüren, wenn man
sagt, dass es zielgerichtet sein muss, keine Giesskannen
beinhalten darf, exportorientiert sein muss, kurzfristig wirken
muss, nachhaltig wirken muss und dann auch noch innovati-
onsfördernd sein sollte. Da scheint mir, dass der Bundesrat
den richtigen Weg beschritten hat: Er hat genau das gleiche
Vorgehen wie vor zwei Jahren gewählt, nämlich schrittweise
vorzugehen und nicht alles auf einen Schlag erledigen zu
wollen. Deshalb verstehe ich die Kritik nicht, wenn man sagt,
der Bundesrat habe zuerst von 2 Milliarden Franken gespro-
chen und am Schluss nur 870 Millionen Franken präsentiert.
Ich verstehe, dass man sich diese Überlegungen eben
genau jetzt, im Rahmen dieses schrittweisen Vorgehens,
macht. Dann verstehe ich aber nicht, wenn diejenigen, die
kritisieren, man habe das Programm von 2 Milliarden auf
870 Millionen Franken reduziert, auf der anderen Seite
Mehrwertsteuerreduktionen im Tourismusbereich fordern
und wir dann ausgerechnet dort mit der Giesskanne kom-
men und mit der grossen Kelle anrichten würden.
Bei aller Kritik am Vorgehen und auch an der Kommunika-
tion: Für mich hat das Vorgehen auch gewisse Vorteile. Wir
können hier heute über alle möglichen Massnahmen spre-
chen, die Politik kann über jede einzelne vorgeschlagene
Massnahme diskutieren und entscheiden. Wir tragen dann
aber auch zusammen mit dem Bundesrat die Verantwortung
für nichtgetroffene Massnahmen, wenn es im vierten Quartal
zu Arbeitsplatzabbau und -verschiebungen kommen wird.
Ich sehe in diesem Vorgehen, wenn es vielleicht auch nicht
absolut so beabsichtigt war, durchaus auch Vorteile.
Der Handlungsbedarf ist gegeben, die Firmen sind jetzt in
der Budgetierungsphase. Viele führen jetzt auch ihre Strate-
giegespräche, und in dieser Phase fallen die wichtigen Ent-
scheide über Arbeitsplatzabbau in der Schweiz oder Arbeits-
platzverschiebungen ins Ausland. Deshalb begrüsse ich ins-
besondere die wichtigste Massnahme in diesem Paket, das
sind die 500 Millionen Franken im Bereich der Arbeitslosen-
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versicherung. Die Kurzarbeitsentschädigung soll auf den
1. Januar 2012 auf achtzehn Monate verlängert werden, die
Karenztage sollen auf einen Tag reduziert werden. Bereits
diese Ankündigung wird dazu führen, dass diese strategi-
schen Gespräche in den Firmen unter Berücksichtigung die-
ses Paketes des Bundes anders geführt werden. Diese An-
kündigung finde ich sehr wichtig.
Ich teile aber auch die Auffassung, wie sie hier verschiedent-
lich geäussert wurde, dass in dieser Frage in erster Linie die
Schweizerische Nationalbank gefordert ist. Die SNB hat ge-
handelt, sie wird weiterhin handeln. Sie hat mit Sachver-
stand gehandelt, im Bewusstsein der Nebenwirkungen und
ebenfalls durchaus schrittweise. Ich finde es richtig, wenn
sich die Politik bei der SNB weiterhin heraushält. Nach vie-
len Wirren, die in einer Rücktrittsforderung an den SNB-Prä-
sidenten gipfelten, hält sich die Politik nun offensichtlich
auch geschlossen bei den Diskussionen bezüglich SNB zu-
rück. Die politische Schwächung der SNB war ziemlich das
Dümmste, was uns vor einigen Monaten geschehen konnte.
Wenn man hier die Wörter «Orientierungslosigkeit» und
«Kopflosigkeit» in den Mund nimmt, dann, denke ich, wären
sie dort wahrscheinlich am ehesten angebracht. Aus meiner
Sicht stellt sich die Frage, ob hier mit einer Rücktrittsforde-
rung an den Präsidenten der SNB und einer Schwächung
der SNB nicht sogar Volksvermögen vernichtet wurde. 
Die Vorschläge des Bundesrates kommen im richtigen Mo-
ment, nicht zu früh, nicht zu spät: nicht zu früh deshalb, weil
eine vorzeitige Vorlage nicht zielgerichtet erfolgt wäre und
dann eben auch Schnellschüsse möglich gewesen wären,
und nicht zu spät, weil die Wirkung sonst erst spürbar würde,
wenn die Kaufkraftparität – hoffentlich – wieder erreicht sein
wird oder die Wirtschaft sich bereits wieder im Aufschwung
befindet.
Ich würde das Paket am Schlussergebnis messen, nach den
Verhandlungen hier im Rat und im Nationalrat. Ich stelle
aber fest, dass die Schweizerische Nationalbank gehandelt
hat, dass die Politik in der Lage ist, in dieser Session ein An-
schlussprogramm zu verabschieden, dass die Massnahmen
zielgerichtet sind und dass die Politik bei Bedarf in der Win-
tersession ein zweites Paket nachlegen kann. 
Deshalb bitte ich Sie, einzutreten und der Vorlage zuzustim-
men.

Briner Peter (RL, SH): Mit diesem Massnahmenpaket wer-
den bekanntlich einige besonders betroffene sektorielle Be-
reiche unterstützt, zu Recht. Ich denke persönlich vor allem
an die Bereiche Forschung, Technologie, Innovation, auch
an Teile der Exportförderung. Dazu wurde eigentlich schon
alles gesagt, was man sagen kann. Ich habe darum mein
Votum auf etwas Neues ausgerichtet.
Sie haben, Frau Bundesrätin, Herr Bundesrat, auf die Win-
tersession eine zweite Serie, ein zweites Paket angekündigt.
Da möchte ich anregen, hoffentlich rechtzeitig, auch einen
andersgelagerten Aspekt zu prüfen, den regionalen. Und un-
ter diesem Gesichtspunkt – Entschuldigung, ich spreche
nicht über die Churfirsten – spreche ich von den Regionen,
die aufgrund ihrer speziellen, exponierten Grenzlage vor
eine ganz neue Situation gestellt worden sind.
Schauen Sie meinen Kanton an, Schaffhausen. Er grenzt zu
über 80 Prozent an Deutschland. Gerade ein Quadratkilo-
meter seiner Kantonsfläche liegt südlich, sprich auf der
Schweizer Seite, des Rheins. Die Volkswirtschaft dieses
Kantons ist, was die Retail-Seite anbetrifft, seit Jahrzehnten,
um nicht zu sagen wahrscheinlich seit dem Schwabenkrieg,
logischerweise auf sein Hinterland, das deutsche Umfeld,
angewiesen und ausgerichtet. Detailhandel, Lebensmittel,
Kleider, Uhren, Bücher, Gastronomie, Unterhaltungssektor
sind davon betroffen. Heute bleiben die deutschen Kunden
aus. Die Geschäfte bleiben leer, nicht leer an Waren, son-
dern leer an Kunden. Nicht einmal der berühmte Benzintou-
rismus funktioniert noch. Auf Dauer wird das einschnei-
dende negative Veränderungen unserer volkswirtschaftli-
chen Landschaft zur Folge haben, wenn wir dem nichts ent-
gegensetzen können. Ich spreche jetzt aus der Erfahrung
des Kantons, den ich hier vertreten kann. Ich kann mir vor-

stellen, dass es in anderen spezifischen Grenzlagen – Genf
vielleicht, Chiasso, Kreuzlingen – ähnlich zu und her geht.
Deshalb bitte ich den Bundesrat heute, für die nächste Auf-
lage den Aspekt der exportorientierten Grenzregionen mit-
zuprüfen und hoffentlich zu berücksichtigen.

Amstutz Adrian (V, BE): Ich halte die vom Bundesrat vorge-
schlagenen Hauptmassnahmen zur Abfederung der Fran-
kenstärke – wir sprechen ja hier von einer Abfederung – für
nicht zielführend. Die Massnahme zur Kurzarbeit kann der
Bundesrat ohne neuen Beschluss durchführen; er hat dazu
alle Möglichkeiten. Der Transfer von 500 Millionen Franken
aus dem Rechnungsüberschuss in die Arbeitslosenversiche-
rung ist nichts anderes als eine Quersubventionierung und
damit ein Sündenfall. Der Dammbruch weg vom Versiche-
rungsprinzip ist unverständlich und meines Erachtens nicht
richtig. Hiermit werden ja auch nicht nur die Exportfirmen
unterstützt, respektive nicht nur diese können profitieren. Es
ist sozusagen, wie es einmal ein Kollege hier im Rat ausge-
drückt hat, eine weitere Aufforderung zum Tanz, wie das
schon das Zweimilliardenpaket in seiner Vorankündigung
war. Man muss sich dann nicht verwundern, wenn diese Auf-
forderung zum Tanz angenommen wird und die Tänzerinnen
und Tänzer sich melden. Statt mit geeigneten Massnahmen
die Unternehmungen und die Gesamtwirtschaft zu entlasten
und ihnen weniger Geld zu entziehen, werden hier vor allem
Gelder von einer staatlichen Kasse in die andere verscho-
ben.
Für mich völlig unverständlich wird es dann – und das sage
ich auch als Präsident des Schweizerischen Nutzfahrzeug-
verbandes Astag, der notabene am Aktienpaket dieser
Firma, die in der Schweiz im alpenquerenden Güterverkehr
tätig ist, beteiligt ist –, wenn unter dem Titel «Frankenstärke»
der alpenquerende kombinierte Güterverkehr zusätzlich
subventioniert werden soll. Da wird unter dem Titel «Fran-
kenstärke» der ausländische Gütertransport durch die Alpen
subventioniert und damit staatlich verbilligt! Der Bundesrat
unterstützt mit dieser Massnahme also nicht unsere Export-
industrie, wie er vorgibt; nein, er schwächt sie, indem er die
Transportkosten der ausländischen Konkurrenz verbilligt und
damit die Endprodukte gegenüber den Schweizer Produkten
begünstigt. Dass zudem mit diesem Geld die unabdingbaren
Anstrengungen der SBB und auch der BLS zur Verbesse-
rung ihres Kosten-Leistungs-Verhältnisses hinausgescho-
ben werden, schlägt dem Fass den Boden aus.
Es gibt auch Erklärungsbedarf dafür, was letztlich die zu-
sätzlichen 100 Millionen Franken für die Hotelkredite sol-
len – notabene in einer Zeit, in der die Banken im Geld
schwimmen und die Zinsen auf rekordtiefem Niveau sind. Es
kann ja wohl nicht in unserem Sinne sein, dass wir Hochri-
siko-Hotelprojekte unterstützen und finanzieren helfen.
Ich bitte Sie deshalb, die einzelnen bundesrätlichen Vor-
schläge genau auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen und,
wo untauglich, zu korrigieren. So sind meines Erachtens die
Minderheitsanträge zur Reduktion der Mehrwertsteuer im
Allgemeinen und zur Reduktion der Mehrwertsteuer auf
2,5 Prozent für den Gastro- und Beherbergungsbereich im
Speziellen zu unterstützen. Gerade diese unbürokratisch
und rasch umsetzbaren Massnahmen entlasten die Bran-
che, verbunden mit einer Stärkung der Landeswerbung in
den neuen Märkten, sofort und wirksam. Das ist nötig, das
ist wirksam, und das macht Sinn.

Brändli Christoffel (V, GR): Die Ausgangslage ist dramatisch,
die Frankenstärke bringt für die Exportwirtschaft, und dazu
gehört auch der Tourismus, enorme Probleme mit sich. Die
internationalen Entwicklungen in den USA, in Europa und in
anderen Regionen sind heute dergestalt, dass düstere Pro-
gnosen gerechtfertigt sind. Man muss sich fragen, ob wir
jetzt nicht etwas vorsichtiger mit den Mitteln umgehen soll-
ten, damit wir dann für die Stürme, die im nächsten Jahr si-
cher auf uns zukommen werden, auch gerüstet sind und da-
mit wir dann auch noch handlungsfähig sein werden.
Was ist zu tun? Es wurde hier verschiedentlich gesagt: Die
SNB hat nach zögerlichem und teurem Handeln nun ener-
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gisch und entschlossen eingegriffen. Dem ist zuzustimmen.
Es wurde auch gesagt, dass es ein risikoreiches Vorgehen
sei. Man kann jetzt hoffen, dass es noch gut herauskommt.
Über den Berg sind wir aber nicht. Die Frage stellt sich, was
denn der Bund tun soll. Und hier kommt man nicht um den
Eindruck herum, dass man diese Botschaft formuliert hat,
weil man auch unter dem Eindruck stand, man müsse etwas
tun. Persönlich hätte ich es lieber gesehen, wenn man aus
dem Revitalisierungskonzept «Abbau der Bürokratie und
Steuersenkungen» ein Konzept geschmiedet hätte, das
auch langfristig entsprechende Impulse für die Wirtschaft
gibt, vor allem auch zugunsten der guten Betriebe. Wir müs-
sen in der Wirtschaftspolitik immer darauf achten, dass wir
Rahmenbedingungen für die guten Betriebe setzen und
nicht erst dann reagieren, wenn es marode Betriebe zu ret-
ten gilt.
Ich bin seit siebzehn Jahren im Ständerat, und ich habe ein
Novum erlebt: Bisher war es immer so, dass man ein Projekt
hatte, und dann rang man um die Finanzierung. Hier haben
wir jetzt eine andere Situation, hier haben wir gesagt: «Wir
haben zwei Milliarden Franken. Wie sollen wir die ausge-
ben?» Man hat sich dann in der Verwaltung darum bemüht,
Wege zu finden, um dies zu tun. Ich möchte sagen, dass es
besser herausgekommen ist, als ich es befürchtet hatte.
Aber ob alles gut ist, möchte ich bezweifeln.
Ich möchte nur auf zwei Punkte eingehen: Bezüglich der Ar-
beitslosenversicherung teile ich die Meinung von Herrn Gra-
ber nicht. Er hat die 500 Millionen Franken als Signal für die
Verlängerung der Bezugsdauer auf achtzehn Monate bei
Kurzarbeit verstanden. Das ist natürlich Unsinn. Ich möchte
Sie daran erinnern: Wir haben uns im letzten Jahr in diesem
Rat eingehend mit der Sanierung der Arbeitslosenversiche-
rung befasst. Wir haben das strukturelle Defizit beseitigt, wir
haben einen Pfad definiert für die Schuldentilgung. Wir ha-
ben das Versicherungsprinzip hochgehalten, wir haben des-
halb auch die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge er-
höht, und die Arbeitslosenversicherung ist heute in einer
Situation, die es ihr ermöglicht, auf solche Situationen zu
reagieren.
Es wäre ein Einfaches gewesen zu sagen: Ab dem 1. Januar
gibt es Kurzarbeit von achtzehn Monaten. Das ist in der Zu-
ständigkeit des Bundesrates, das sieht diese Versicherung
vor. Das wäre das Signal gewesen. Hier hinzugehen und
nun das Versicherungsprinzip zu verletzen und den Eindruck
zu erwecken, man könne die Verlängerung der Kurzarbeit
nur machen, wenn man 500 Millionen Franken Steuergelder
in diese Kasse hinüberleite, ist falsch und kann eine verhee-
rende Wirkung haben. Sie werden sehen – ich bin dann ja
nicht mehr anwesend –, Sie werden bei jeder Massnahme,
die die Arbeitslosenversicherung in einer schwierigen Situa-
tion ergreift, mit der Frage konfrontiert sein, ob man wieder
einige Hundert Millionen Franken in die Arbeitslosenversi-
cherung hinüberschieben solle. Glauben Sie jetzt doch
daran, dass Sie die Kasse saniert haben! Sie ist im Gleich-
gewicht. Sie hat 2010 mit grossem Überschuss abgeschlos-
sen, amortisiert teilweise ihre Schulden. Wir sollten hier die-
sen Sündenfall nicht begehen.
Zum Tourismus: Dem Tourismus können Sie helfen, wenn
Sie dazu beitragen, dass mehr Gäste in die Schweiz kom-
men und dass die touristischen Betriebe weniger Kosten ha-
ben. Beim Bereich Gäste habe ich erfreut zur Kenntnis ge-
nommen, dass man gewillt ist, die Beiträge an Schweiz
Tourismus und auch bei der Osec bezüglich der Imagewer-
bung zu erhöhen. Wir werden über diese Vorlage auch noch
beraten. Wir müssen bei diesen Zuwendungen darauf ach-
ten, dass wir nicht nur kurzfristige Aktionen machen. Sie
können keine Touristen mit einer Kampagne für die nächste
Wintersaison bewerben, sondern Sie brauchen mehrjährige
Programme zur Bearbeitung der Märkte. Das werden wir
dann diskutieren müssen, und wir müssen sicherstellen,
dass auch aufgrund von Konzepten nachhaltig und langfri-
stig neue Märkte erschlossen und neue Gäste gewonnen
werden können. Das Gleiche gilt für die Osec, wo wir auch
eine sehr kurzfristige Intervention geplant haben. Aber das
können wir dann noch korrigieren.

Zu den Kostenreduktionen: Die Schweizerische Gesellschaft
für Hotelkredite wurde erwähnt. Diese 100 Millionen Franken
können Sie parkieren, wo Sie wollen. Das ist keine Kosten-
senkung für den Tourismus generell. Deshalb werden Sie
heute – und ich freue mich darüber – intensiv über die Re-
duktion der Mehrwertsteuer für das Gastgewerbe diskutie-
ren müssen. Es ist klar, wenn Sie einen Umsatz von 2 Millio-
nen haben, macht das 100 000 Franken aus, die Ihnen auf
der preislichen Seite Spielraum geben, die Ihnen im Investiti-
onsbereich Spielraum geben. Wenn Sie auf der Kostenseite
etwas tun wollen, dann müssen Sie dieser Reduktion der
Mehrwertsteuer zustimmen. Das Thema werden Sie heute
diskutieren, Sie werden es dann im nächsten Jahr diskutie-
ren, weil ja nächste Woche eine entsprechende Volksinitia-
tive eingereicht wird. Das Thema läuft Ihnen unabhängig von
Ihrem Entscheid nicht davon.
Fakt ist: Hohe Steuern, Herr Graber, erfreuen den Staat und
die Finanzminister, aber sie ärgern den Bürger. Umgekehrt
erfreuen tiefe Steuern den Bürger und ärgern die Finanz-
minister. Diesen Konflikt können Sie hier nicht lösen. Ich
meine, wir sollten hier Nägel mit Köpfen machen und dieser
Steuersenkung zustimmen. Das ist die wirkungsvollste und
nachhaltigste Massnahme. Zu den übrigen Massnahmen
äussere ich mich nicht. Man kann sicher bei jeder Mass-
nahme diskutieren: Ist es richtig, diese unter Notrecht hier zu
lancieren, ja oder nein?
Ich beantrage Ihnen auch Eintreten; vor allem, weil ich über-
zeugt bin, dass Sie der Reduktion des Mehrwertsteuersat-
zes dann auch zustimmen werden.

David Eugen (CEg, SG): Der Präsident hat mir mitgeteilt,
dass wir die Interpellation 11.3652, die ich eingereicht habe,
im Rahmen dieser Debatte behandeln können. Ich möchte
daher kurz auf meine Interpellation eingehen, deren Be-
handlung nachher folgt.
Meine Interpellation beschäftigt sich ja mit der Franken-
stärke; ich habe sie im Sommer eingereicht, aber nicht ge-
ahnt, dass sich die Dinge so schnell entwickeln würden. Ich
möchte vorausschicken, dass ich von der Beantwortung
durch den Bundesrat teilweise befriedigt bin. Es bleiben für
mich aber doch einige Fragen offen. Ich möchte sie noch an
Frau Bundesrätin Widmer-Schlumpf und an Herrn Bundesrat
Schneider-Ammann richten, auch im Bewusstsein, dass es
Fragen sind, die sich zum Teil letztlich natürlich auch an die
Nationalbank richten.
Bei allem Lob, das wir der Nationalbank zollen müssen, weil
sie jetzt gehandelt hat, müssen wir in der Analyse doch die
Frage stellen: Warum ist es so lange gegangen, das heisst,
warum hat sie erst jetzt gehandelt? Die Abweichung der Ent-
wicklung des Frankens von jener der Realwirtschaft setzte
schon vor mindestens zwölf Monaten ein. Es ist in der
Schlussphase – ab dem Frühjahr, in den Sommer und
Herbst hinein – eine starke Beschleunigung eingetreten. Die
Nationalbank hat diese Entwicklung während langer Zeit be-
urteilt, aber sie hat sich nicht eingeschaltet. Sie hat dann am
Schluss eine sehr starke Aktion gemacht, indem sie eine
sehr starke Geldschöpfung eingeleitet hat. Ich habe mir sa-
gen lassen, dass die Nationalbank eine Geldschöpfung
von 40 bis 50 Prozent des Bruttoinlandprodukts vorgenom-
men hat. Bei den Amerikanern, die ja im Gelddrucken ziem-
lich aktiv sind, sind es, bezogen auf ihr Bruttoinlandprodukt,
20 Prozent. Wenn wir die Geldmaschine anschauen, die hier
eingeschaltet wurde – die Grössenverhältnisse in den USA
und in der Schweiz –, dann stellen wir fest: Es wurde sehr
viel Geld in die Hand genommen, sehr viel! Nach meiner
Meinung ist das auch mit grossen Risiken verbunden.
Mir fehlt noch die Analyse in Bezug auf die folgenden Fra-
gen: Warum hat man nicht schon früher, vielleicht mit gerin-
geren Mitteln, steuern können? Welche Auswirkungen hat
dieser grosse Geldschöpfungsprozess in den kommenden
Monaten, vielleicht Jahren auf die Volkswirtschaft? Ich finde,
diese Analyse ist uns die Nationalbank auch schuldig. Zu
spekulativen Entwicklungen, wie wir sie jetzt erlebt haben,
kann es nämlich auch in Zukunft wieder kommen. Wir müs-
sen doch auch wissen, ob wir aus diesem Vorgang Lehren
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ziehen müssen, damit wir die Schäden für die Volkswirt-
schaft minimieren können.
Ein weiterer Punkt, der mir in der Analyse und in der Beant-
wortung der Interpellation noch fehlt, ist die Beurteilung der
Finanzströme. So, wie ich die Daten lese, werden an jedem
Tag 80 bis 90 Milliarden Schweizerfranken an den Finanz-
märkten bewegt. Realwirtschaftlich braucht die Schweiz
höchstens 4 bis 5 Milliarden. Der ganz grosse Strom, der ei-
gentlich unsere Währung treibt, ist nicht realwirtschaftlich
bestimmt, sondern rein durch die Finanzströme, also durch
das Geld, das auf der Welt herumkreist. Wir wissen, dass
darin eine grosse Gefahr bezüglich der Volatilität liegt. Die
Analyse für künftige Entwicklungen, wie wir diese riesigen
Unterschiede in den Mengenverhältnissen in den Griff be-
kommen können, und auch die Möglichkeiten, das zu beein-
flussen, kann ich der Interpellationsantwort auch noch nicht
entnehmen. Ich glaube, hier muss die Nationalbank uns
auch noch eine klare Information geben, insbesondere auch
im Hinblick auf die Zukunft.
Schliesslich, finde ich, brauchen wir auch eine vertiefte Ana-
lyse, was jetzt diese – für den Moment vielleicht kurzfristi-
ge – Bindung an den Euro bedeutet. Was heisst das für die
schweizerische Volkswirtschaft? Auch da habe ich noch Klä-
rungsbedarf. Die Nationalbank hat uns gesagt, es sei keine
formelle Bindung, und das unterstreiche ich auch; ich glaube
auch, dass das so ist. Aber die Märkte interpretieren das
nach meiner Überzeugung so, dass die Schweizerische Na-
tionalbank und die schweizerische Währung sich in Zukunft
nicht mehr sehr weit vom Euro entfernen wollen. Letztend-
lich, auch wenn keine Formalität dahintersteht, ist es doch
eine klare Richtungsänderung in der schweizerischen Wäh-
rungspolitik. Eine Abschätzung der Auswirkungen dieser
Richtungsänderung steht ebenfalls noch aus; da brauchen
wir das Know-how und die Informationen der Nationalbank.
Der letzte Punkt – ich habe ihn am Anfang angesprochen –
betrifft die Mengenverhältnisse, die hier im Spiel sind, und
die Geldschöpfung, die erfolgt ist: Das Risiko, dass der Bin-
nenmarkt zu tiefe Zinsen hat – das hat ja die Nationalbank
im letzten Jahr wiederholt als Hauptproblem auch zitiert –
und dass es in verschiedenen Bereichen, insbesondere im
Baumarkt, zu Boom-Erscheinungen kommt, erhöht sich. Ich
behaupte, dass die Geldschöpfung, die man jetzt gemacht
hat, das alles nochmals massiv antreibt. Ich möchte von der
Nationalbank jetzt schon in etwa wissen, wie sie den Hebel
dann wieder zurücknehmen und auch diese Gefahr, die
dann als nächste auf uns zukommt, möglichst bannen kann.
In dem Sinne bin ich froh um die Beantwortung dieser Fra-
gen. 
Ich glaube, zur richtigen Analyse der Zukunftsentwicklung
des Schweizerfrankens und der richtigen Massnahmen, die
wir ergreifen können, müssen wir hier eine gemeinsame Li-
nie fahren. Ich gehe mit allen, die das gesagt haben, völlig
darin einig, dass Politik und Nationalbank gemeinsam han-
deln müssen. Aber wir von der Politik müssen auch wissen,
worum es geht. Wir müssen eine saubere Analyse haben,
wir müssen wissen, wie die Nationalbank die Risiken, die ich
jetzt aufzuzeigen versucht habe, einschätzt und welche
Möglichkeiten sie hat, um die damit verbundenen Probleme
zu bewältigen.

Marty Dick (RL, TI): Je parle tout d'abord en tant que prési-
dent de la Commission de l'économie et des redevances qui
a été appelée à faire un corapport et à exprimer son opinion
sur ce paquet. Cela vous a déjà été dit, notre commission a
pris position, à une claire majorité, pour ce paquet. Notre
commission a aussi exprimé un avis résolument négatif
quant à la proposition qui a été faite en commission de ren-
voyer le projet au Conseil fédéral et de remplacer toutes les
mesures proposées par une baisse de la TVA, une baisse
du taux général de 8 pour cent à 7,5 pour cent et du taux
préférentiel pour la restauration et l'hébergement à 2,5 pour
cent, cela évidemment pour une durée d'une année. Cette
proposition a été rejetée, par 8 voix contre 1 et 1 abstention.
Cela, c'était ma tâche de président.

Permettez-moi d'ajouter quelques considérations qui seront
peut-être un peu différentes de celles que nous avons enten-
dues jusqu'à présent. Je dois bien entendu dire que je vote-
rai ce paquet, même si c'est sans grande conviction. Tout
d'abord, il y a quelque chose qui me gêne dans toute cette
histoire: c'est le caractère d'urgence. Nous sommes en pré-
sence d'une des crises économiques les plus graves que le
monde occidental doit affronter depuis les années 1930. De
nombreux économistes disent qu'en réalité les éléments ob-
jectifs de la crise sont même plus graves que lors de la crise
des années 1930; ce qui change, c'est qu'aujourd'hui nous
avons des instruments que nous n'avions pas alors.
Quand la commission s'est-elle penchée sur ce problème?
Lundi dernier, le matin, au pas de course et de toute ur-
gence! Je trouve cela inadmissible, je trouve que le Parle-
ment ne peut pas travailler de cette façon. Et ce n'est pas la
première fois que cela arrive! Chaque fois qu'il y a dans no-
tre pays un problème grave, le Parlement se trouve dans une
situation où il n'y a qu'une seule solution. Swissair, le sauve-
tage d'UBS, accords avec les Etats-Unis, à chaque fois il y a
eu une procédure en urgence, et nous n'avions que le choix
de lever la main pour approuver.
Je dois dire que je me fais une idée différente du travail d'un
parlement, d'une commission, de la Commission de l'écono-
mie et des redevances. Je sais, vous le savez, en économie
la psychologie joue un rôle important. Probablement qu'on a
invoqué l'urgence aussi pour faire ce jeu de la psychologie,
qui a des effets temporaires – et cela ne soigne de toute fa-
çon pas le mal à la racine. Il y a aussi un problème de tech-
nique financière. C'est probablement pour cette raison que
nous avons délégué ce problème, qui est éminemment éco-
nomique et qui n'a rien à voir avec les finances fédérales, à
la Commission des finances. On se dit: en 2011 on fera en-
core des bénéfices, en 2012 probablement plus, alors fai-
sons passer ce paquet en 2011, ainsi l'effet optique sera
bien meilleur, parce que faire de grands bénéfices en 2011,
alors que tout le monde autour de nous se casse la figure,
ce n'était probablement pas l'idéal non plus pour le franc
suisse.
Je le disais, crise de grande envergure qui demanderait des
analyses bien plus approfondies et une implication du Parle-
ment bien plus grande que jusqu'à présent. En fait, nous
nous rendons compte que nous sommes devant une crise
qui fait date; nous sommes en train de vivre une crise où les
choses changent d'une façon brutale. La globalisation signi-
fie que le monde entier est impliqué d'une manière ou d'une
autre.
Alors, ceux qui se gargarisent avec le principe «Nous som-
mes souverains» devraient finalement se rendre compte que
nous ne sommes en définitive qu'une petite barque sur une
mer en tourment et que nous n'avons aucun pouvoir de con-
trôler les vagues. Ce que nous pouvons tout au plus faire,
c'est essayer de piloter cette petite barque avec le moins de
dégâts possible. Mais cela signifie que nous devons tenir
compte de ces vagues, de ce qui se passe autour de nous
et, autant que faire se peut, nous impliquer où cela est pos-
sible dans des solutions globales, car c'est à ce niveau-là
seulement qu'on pourra trouver de véritables solutions.
Je constate que la crise est encore en train de s'aggraver. Je
lisais, il y a encore quelques minutes, que l'agence de nota-
tion Moody's a abaissé ce matin la notation de deux grandes
banques françaises: la Société générale et le Crédit agri-
cole; cela va aussi avoir des conséquences chez nous. L'Ita-
lie ne pourra pas continuer à se cacher derrière la Grèce
pendant longtemps encore et donc le problème italien va
également surgir; nous aurons des surprises très agréables!
Nous savons que les banques allemandes et françaises en
particulier sont extrêmement engagées en Grèce et que nos
banques sont des problèmes gravissimes.
Lorsque UBS s'est adressée à la Confédération pour être
sauvée, sur le marché – le dieu Marché, qui juge bien, sans
faille, paraît-il – le cours de l'action UBS était à environ
8 francs; or, il y a quelques minutes, il était à 10,79 francs!
Donc on est dans une zone qui révèle qu'il y a encore de
graves problèmes. En tout cas, le marché les juge comme
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tels. Entre-temps, l'autre banque, que nous pensions à l'abri,
a vu aussi le cours de ses actions dégringoler; elle est aussi
dans le collimateur des Américains, qui ne vont pas lâcher
l'os si facilement et qui ne se contenteront certainement pas
de quelques données anodines de nature statistique. En
plus, certaines banques privées semblent être impliquées, y
compris celles dont les patrons donnaient volontiers des le-
çons à la nation!
Je ferai également une autre remarque: ce franc fort a aussi
quelques petits avantages, avantages que nous n'exploitons
pas assez. Et il est honteux que, dans ce pays, il y ait des
gens qui exploitent cela et qui spéculent sur ce problème
monétaire! Il y a des produits dont les prix devraient massi-
vement diminuer, et qui ne diminuent pas ou qui diminuent
d'une façon insuffisante. Or cette augmentation nécessaire
du pouvoir d'achat permettrait quand même à de nombreux
secteurs de faire face à la crise.
Je conclus avec deux questions, qui sont deux provocations.
Ce sont mes deux dernières cartouches ici, ayez donc un
peu de patience! (Hilarité) Pourquoi Swisscom et les autres
opérateurs de téléphonie ne diminuent-ils pas par exemple
le tarif du roaming? Avec le «roaming», à moins que je ne
comprenne rien au système, il me semble qu'ils sont en train
de faire de belles affaires sur le dos des consommateurs.
Une autre question: imaginez un moment que l'Allemagne
ait encore le deutsche mark; ce dernier ferait évidemment
l'objet de spéculations, comme le franc aujourd'hui, et com-
me notre économie dépend énormément de l'Allemagne,
nos problèmes seraient beaucoup plus graves. En effet,
qu'on le veuille ou non, notre économie dépend encore énor-
mément de l'Allemagne. L'Allemagne, avec l'euro, a fait mal-
gré tout des affaires en or ces dernières années, et elle con-
tinue à en faire. Peut-être qu'un jour, la Suisse devra une fois
de plus, ouvertement et sans hypocrisie, se poser la ques-
tion de ses rapports avec l'Europe et l'euro.

Reimann Maximilian (V, AG): Erlauben Sie mir – aus Sicht ei-
nes Nichtkommissionsmitglieds – vorerst einen kurzen Blick
auf zwei, drei Ungereimtheiten rund um diese Vorlage, eine
Vorlage, die in der Öffentlichkeit bekanntlich sehr hohe Er-
wartungen geweckt hat.
Mein erster Kritikpunkt: Die Fahne liegt seit gestern Nach-
mittag vor – reichlich spät, um nicht zu sagen allzu spät,
wenn sich wirklich alle von uns seriös mit dieser Sache be-
fassen wollen.
Zum Inhalt: Es ist bereits erwähnt worden, dass der Bundes-
rat ursprünglich 2 Milliarden Franken in den Raum stellte;
dann verblieben noch 870 Millionen Franken. Da muss man
sich doch wirklich die Frage nach der Glaubwürdigkeit des
Bundesrates stellen dürfen, Herr Kollege Graber, zumindest
die Frage nach der Glaubwürdigkeit der Informationspolitik
des Bundesrates. Diese verbleibenden 870 Millionen Fran-
ken werden uns nun als Sofortmassnahme angepriesen.
Aber sind sie das wirklich, sind das wirklich Sofortmassnah-
men? Ich meine bei den grösseren Brocken: sicher nein!
Eine Sofortwirkung haben unter den Massnahmen, die wir
als Gesetzgeber bewirken können, doch nur sofortige Steu-
ersenkungen. Aber da ist man in der Kommission offensicht-
lich sehr zurückhaltend gewesen.
Trotzdem bin ich willens, auf die Vorlage einzutreten. Wo ich
aber am Ende der Beratung stehen werde, wird sich zeigen.
Wirkliche Sofortmassnahmen können nur von der National-
bank ausgehen; da schliesse ich mich einigen Vorrednern
an. In einer ersten Phase hat die Nationalbank aber ver-
sagt – auch das muss gesagt sein –, nämlich letztes Jahr mit
der massiven Intervention auf den Devisenmärkten, die uns
ausser riesigen Buchverlusten nichts gebracht hat, ausser
eventuell einigen Steuererhöhungen in gewissen Kantonen.
Das war förmlich Währungspolitik der verbrannten Erde, und
das verdient fürwahr keine Ehrenmeldung.
Wesentlich erfolgreicher war die Intervention der National-
bank der letzten Woche, nämlich der Versuch, den Franken
auf mindestens Fr. 1.20 pro Euro zu stabilisieren. Ob diese
Massnahme allerdings durchgehalten werden kann, muss
sich erst noch weisen. Das ist meine grosse Sorge, und sie

deckt sich mit jener von Kollege David: Was werden die Fol-
gen sein, wenn die Devisenmärkte wieder massiv in Rich-
tung Schweizerfranken steuern? Die internationale Ver-
schuldungskrise, die Währungs- und insbesondere die Euro-
Krisen sind, wir haben von Herrn Marty eben neue Indizien
dafür erhalten, längst nicht ausgestanden, und auf diese Kri-
sen haben weder die finanz- und wirtschaftspolitisch tugend-
hafte Schweiz noch ihre Nationalbank einen Einfluss.
Das Parlament hat keinen Einfluss auf die Währungspolitik
der Nationalbank. Das ist richtig so, aber wir haben nicht ein-
mal einen Informationsanspruch gegenüber der National-
bank. Deshalb meine ich, dass zumindest der Bundesrat als
Regierung dieses Landes mit der Nationalbank in engster
Tuchfühlung bleiben, d. h. die Folgen ihrer Massnahmen aus
nächster Nähe im Auge behalten sollte. Ich möchte wissen,
ob der Bundesrat das tut. Das ist meine Abschlussfrage an
die beiden Vertreter des Bundesrates in dieser Debatte. Ich
möchte nämlich nicht, dass unser Land im Worst Case plötz-
lich wieder vor Inflationsraten steht, wie wir sie letztmals in
den Achtzigerjahren hatten. Ich bin alles andere als ein Pes-
simist und möchte keinesfalls schwarzmalen, aber der Worst
Case kann nun einmal nicht völlig ausgeschlossen werden.
Der gefährliche Inflationsgeier ist auf der Lauer, eventuell
hat er bereits abgehoben.

Zanetti Roberto (S, SO): Wir sind uns hier alle einig, dass
das Franken- oder Euro-Problem, wenn überhaupt, von der
Nationalbank zu lösen ist. Bei der Intervention der National-
bank, der Bekanntgabe der Untergrenze, haben wir gese-
hen, dass diese Märkte völlig irrational reagieren. Innerhalb
weniger Sekunden oder Minuten ist der Franken gestiegen.
Es kann mir niemand erzählen, dass das damit zu tun hat,
dass die Nationalbank den Markt leergekauft hat. Offenbar
funktionieren da ein paar Sachen nicht nach rationalen Krite-
rien, sondern es ist da sehr viel Psychologie oder meinetwe-
gen sogar Geisterbeschwörung im Spiel. Deshalb bin ich
überzeugt, dass auch die Politik psychologische Signale ab-
geben muss.
Die Politik soll der Nationalbank nicht ins Handwerk pfu-
schen, aber sie soll ihr Flankenschutz geben. Meines Erach-
tens macht sie das mit dem vorliegenden Paket. Dem Bun-
desrat ist ja den ganzen Sommer über vorgeworfen worden,
er sei untätig. Das Gegenteil ist der Fall, wir haben das in
der Kommission gehört. Ich glaube, Bundesrat Schneider-
Ammann insbesondere, aber auch Bundesrätin Widmer-
Schlumpf und ihre Teams haben nicht allzu fröhliche Som-
merferien verbringen können, sondern haben hart gearbei-
tet. Wie wir es von ihnen gewohnt sind, gackern sie eben
erst, wenn das Ei gelegt ist – um es ein bisschen flapsig zu
sagen. Deshalb wurde die Kritik in den Sommermonaten
ziemlich nervtötend. Nun haben sie ein Paket vorgelegt, ha-
ben allen Bedenken Rechnung getragen, insbesondere der
Warnung, man solle ja nicht die Giesskanne zur Hand neh-
men. Das haben sie ausdrücklich nicht gemacht. Ich habe
sogar eher das Gefühl, sie hätten die Sache mit dem Trop-
fenzähler appliziert, und Tropfenzähler haben eine relativ
schwierige Nebenwirkung: Sie rufen die Erbsenzähler, die
Bedenkenträger und die Besserwisser auf den Plan. 
Da will ich nicht mitmachen, sondern das Task-Force-Team
des Bundesrates ausdrücklich loben. Ich will Ihnen Dank sa-
gen, dass Sie während der Sommerferien offensichtlich
ziemlich hart gearbeitet haben. Sie setzen damit ein Zeichen
für den Werkplatz und die Realwirtschaft. Ich glaube, das ist
ein Signal, das auch im Tollhaus der Spekulanten und der
Devisenhasardeure gehört wird. Wir haben ja festgestellt,
dass da einiges mit Zeichensetzen und Psychologie zu tun
hat. Vielleicht hat es eine ähnliche Wirkung wie das Signal,
das die Nationalbank gesendet hat.
Ich will nicht das ganze Massnahmenpaket aufdröseln und
die einzelnen Massnahmen bewerten. Ein Punkt erscheint
mir aber wirklich zentral, das ist die ganze Kurzarbeitsent-
schädigungsfrage. Da habe ich ein paar Äusserungen ge-
hört, die mich ehrlich gesagt erstaunt haben. Kollege Jenny,
ich muss zur Kenntnis nehmen, dass Sie ein anderes
Staatsverständnis haben als ich: Sie sehen eher den Nacht-
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wächterstaat. Das ist in Ordnung, das kann man so handha-
ben, und darüber können wir miteinander auch vortrefflich
streiten. Aber eine Stärkung der Kurzarbeitsentschädigung
ist für mich Krisenprävention vom Besten. Das gibt der Ar-
beitgeberseite das Signal: Stellt eure Leute nicht auf die
Strasse, wenn es jetzt ein bisschen schwierig wird, sondern
macht von diesem Angebot Gebrauch. Dazu müsste auch
jemand, der dem Nachtwächterstaat das Wort redet, Ja sa-
gen können. Der Nachtwächter will ja auch Schaden von der
Gesellschaft abwenden. Aber bei dem, was Sie da machen,
muss ich sagen: Sie wollen mit der ideologischen und der
dogmatischen Keule auch noch den Nachtwächter k. o.
schlagen. Das finde ich ehrlich gesagt nicht ganz nachvoll-
ziehbar.
Dabei geht es hier um die entscheidende Massnahme die-
ses Paketes. Damit soll verhindert werden, dass voreilig Ar-
beitsplätze abgebaut werden. Die Sozialpartner bieten Hand
dazu, indem sie – wenn auch nicht mit Begeisterung – zu
Verlängerungen der Arbeitszeit Ja sagen. Die Politik soll jetzt
Solidarität zeigen mit verantwortungsbewussten Arbeitge-
bern und mit konzilianten und kompromissbereiten Sozial-
partnern und Beschäftigten. Das wäre mein Beitrag dazu,
diese Bemühungen in der Wirtschaft zu würdigen und zu un-
terstützen. Deshalb halte ich das wirklich für das Herzstück
der ganzen Vorlage.
Bei allem Verständnis für ideologische Unterschiede: Schla-
gen Sie den Nachtwächter nicht mit der dogmatischen Keule
halb tot.

Bürgi Hermann (V, TG): Ich kann Sie beruhigen, ich kom-
mentiere das Eintreten nicht. Ich ergreife das Wort, weil ich
im Nachgang zum Votum von Herrn Briner der entschiede-
nen Auffassung bin, dass noch zusätzliche Massnahmen zu
prüfen seien. Ich nenne ergänzend zu dem, was Herr Briner
gesagt hat, ein Beispiel: Es ist das öffentliche Beschaffungs-
wesen. Ich bin erstaunt, dass niemand in diesem Saal, auch
der Bundesrat nicht, diesen Aspekt aufgenommen hat. Sie
wissen, dass die öffentliche Hand, sei das im Bereich der In-
frastruktur, der Armee oder der Betriebe auf der Stufe Ge-
meinden, Kantone und Bund – nehmen Sie einmal dieses
Volumen –, Aufträge vergibt. Wenn Sie sich etwas umhören,
können Sie zur Kenntnis nehmen, dass unsere Unterneh-
mungen in allen Bereichen, insbesondere im Bereich der In-
frastruktur, wo ja die öffentliche Hand gleichsam ein Ange-
botsmonopol hat – denken Sie nur an den Strassenbau –,
aufgrund der Frankensituation ganz erhebliche Probleme er-
halten werden. Ich bin deshalb der entschiedenen Auffas-
sung, dass man im Bereich des öffentlichen Beschaffungs-
wesens diese Fragen prüfen muss.
Frau Bundesrätin, Herr Bundesrat – es betrifft vor allem Sie,
Herr Bundesrat Schneider-Ammann: Geben Sie Ihren Leu-
ten die Order, nicht von vornherein juristische Argumente zu
bringen, sondern in diesem Zusammenhang Lösungen nach
dem Grundsatz «Fantasie, verlass mich nie!» einzubringen.
Oder glauben Sie in diesem Zusammenhang, dass wir hier
weiterhin die Musterknaben spielen müssen? Ich kann Ihnen
sagen, kein Schweizer Unternehmer wird dort, wo die öffent-
liche Hand im Ausland Aufträge vergibt, berücksichtigt. Ich
bin deshalb der entschiedenen Auffassung, dass wir hier im
Zusammenhang mit der Frankenstärke beim Vergabewesen
Lösungen prüfen und finden müssen. Und wissen Sie, was
das Interessante daran ist? Das kostet uns nichts!

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Ich gehe da-
von aus, Sie sind damit einverstanden, dass ich nicht sämtli-
che Referate einzeln kommentiere. Ich stelle einfach fest:
Viele haben gesagt, sie seien für Eintreten; einige haben
sich dazu nicht geäussert; niemand hat einen Antrag auf
Nichteintreten gestellt. Das scheint mir ein gutes Zeichen zu
sein.
Ich möchte kurz vier allgemeine Punkte aufnehmen. Ich be-
ginne im Grossen. Man könnte sagen – und es wurde ange-
tönt –: Das, worüber wir heute reden, ist Teil einer aktuell
laufenden globalen Transformation. Das glaube ich auch.
Die alten, ich sage es so, Hauptwirtschaftsgebiete – die Ver-

einigten Staaten von Amerika und der Euro-Raum, zum
Glück mit Ausnahmen – haben gravierende finanzielle
Schwierigkeiten, das muss man nicht weiter ausführen, und
das sind immer noch unsere Hauptexportgebiete. Das
heisst, wir sind gut beraten, die Anstrengungen weiter zu
verstärken, uns auf die aufstrebenden grossen Wirtschafts-
gebiete – die Bric-Staaten, also China, Indien, Russland und
Brasilien – auszurichten. Der Bundesrat hat schon grosse
Anstrengungen gemacht, das würde ich positiv werten. Ich
glaube, eine der längerfristigen Strategien muss genau das
sein, weil die anderen Gebiete finanzielle Probleme haben.
Für die Transformation, in der wir stehen, nenne ich ein Bei-
spiel: Vor 20 oder 25 Jahren waren Obligationen des brasi-
lianischen Staates mehr oder weniger nichts mehr wert,
Junk-Bonds, und es gab andere solche Länder wie Argenti-
nien und Russland. Man fragte sich, wie diese Länder das
überleben würden. Heute hat die brasilianische Währung
ähnliche Probleme wie der Schweizerfranken. Das macht es
in meinen Augen offensichtlich: Es gibt global eine Verschie-
bung, hin zu diesen aufstrebenden Staaten. Wenn man
dann noch die Einwohnerzahl von Indien, nämlich über eine
Milliarde, und von China, ebenfalls über eine Milliarde, in Be-
tracht zieht und wenn es diesen Ländern gelingt, sich wie
bisher mit einigermassen hohen Wachstumsraten weiterzu-
entwickeln, ist völlig klar: Da ist etwas am Laufen.
Zweiter Punkt: Die Euro- und Dollar-Schwäche hat auch
eine positive Seite. Es ist klar, wir importieren aus dem Euro-
Raum mehr, als wir dorthin exportieren. Es kann also gar
nicht sein, dass es in diesem Geschäft nur Verlierer gibt.
Man findet zum Beispiel in heutigen Zeitungen grosse Inse-
rate mit einem goldenen Euro, und da wird darauf hingewie-
sen, dass es jetzt Rabatte auf Autos gibt. Treib- und Brenn-
stoffe werden gegenüber dem Umfeld, das in Euro und in
Dollar rechnet, relativ immer günstiger. Und ohne jetzt weiter
auszuholen: Auch ich unterstütze alles, was hilft, damit wir
eben auch von den positiven Seiten dieser ganzen Entwick-
lung profitieren können, und zwar die Allgemeinheit und
nicht nur einzelne Personen.
Ein dritter Punkt – damit Sie nicht erschrecken: Ich habe im
Ganzen vier Punkte –: Was die Paketgrösse anbelangt, gab
es unterschiedliche Meinungen. Es wurde gesagt, es sei für
die Katz oder der Berg habe eine Maus geboren. Auf der an-
deren Seite wurde auch gesagt, ja, diese 870 Millionen Fran-
ken reichten nirgends hin. Es öffnete sich also, nicht ganz
überraschend, ein weites Feld: von «viel zu wenig» bis «viel
zu viel» oder «es bringt nichts». Aber ich glaube, so im Kern
stimmen in dieser Runde die meisten diesem Paket jetzt ein-
mal zu. Für die einen ist es zu wenig kurzfristig, für die ande-
ren geht es zu schnell, und vielleicht ist auch hier zu sagen:
Dann kann man ja davon ausgehen, dass das zweistufige
Vorgehen, das der Bundesrat jetzt gewählt hat – jetzt ein
Paket und ein längerfristiges Paket dann in der Wintersessi-
on –, möglicherweise nicht das schlechteste ist. In meinen
Augen ist es, nach einem auch bezüglich Kommunikation
schwierigen Start – ich habe es erwähnt –, realpolitisch und
vernünftig.
Ich komme zu meinem vierten Punkt: Man kann die Kritik
teilweise auch so zusammenfassen, dass man sagt, ja, das
sei so ein Signal, aber das bringe eigentlich wenig oder viel-
leicht sogar gar nichts. Die Börse beweist aber täglich – das
wurde auch erwähnt –, wie wichtig die Psychologie in der
Ökonomie eigentlich ist. Erwartungen und damit auch Emp-
findungen sind äusserst wichtig. Darum ist das Wissen, dass
die Politik dieses Problem ernst nimmt, von Bedeutung.
Der Entscheid der Nationalbank, flankiert durch die vorge-
schlagenen Massnahmen – jemand hat gesagt: National-
bank und Politik gemeinsam –, das ist ein realpolitisches Ge-
samtkonzept. Ich habe in meinem Eintretensreferat gesagt,
dass dies nicht alle Probleme lösen wird. Ich glaube, das
muss man realistischerweise eingestehen. Aber realpolitisch
gesehen ist das ein Gesamtkonzept. Es ist ein klares Signal
an die Leute, die Sorge um ihren Arbeitsplatz haben. Es ist
aber insbesondere auch ein Signal an ausländische Investo-
ren in Bezug auf unseren Wirtschaftsraum, die Schweiz.
Wenn wir es schaffen, dass wir sagen können: «Die Schweiz
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steht hier zusammen», dann hat das eine Wirkung, die weit
über die jetzt diskutierten Geldbeträge hinausgeht. Das ist
eigentlich die Bedeutung der heutigen Beschlüsse.
Darum bin ich froh, wenn wir auf die Vorlage eintreten. Ich
werde namens der Kommission auch dafür kämpfen, dass
wir bei diesem Paket bleiben.

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Ich beginne da,
wo der Kommissionssprecher, Herr Freitag, aufgehört hat.
Ich glaube auch, wir stehen am Anfang einer Zeit globaler
Umwälzungen, und wir werden in den nächsten Monaten
und Jahren wohl nicht nur ein Wechselkursproblem diskutie-
ren, sondern wir werden auch Umwälzungen mit konjunktu-
rellen Konsequenzen diskutieren, die uns noch ganz anders
betreffen könnten als die Auswirkungen, die wir heute da
und dort bereits verspüren oder eben noch nicht merken.
Ich gestatte mir zum Einstieg eine Bemerkung zu einer Er-
fahrung aus meiner Vergangenheit. In der Vergangenheit hat
man immer wieder das Gefühl gehabt, Probleme von Unter-
nehmen würden in Bundesbern nicht rechtzeitig erkannt und
nicht wirklich ernst genommen. Wir tun jetzt nichts anderes,
als miteinander eine Diskussion zu führen: Wie setzen wir
Zeichen in der Politik, damit die Unternehmerschaft sich ge-
stärkt fühlt, sich ernst genommen fühlt und letztlich dazu ein-
geladen wird, ihre Arbeitsplätze zu erhalten? Das ist meine
Ambition, und deshalb kämpfe ich auch für dieses Paket. Es
ist entscheidend wichtig, dass das Zeichen ankommt: «Man
nimmt euch ernst, und deshalb seid ihr eingeladen, nicht
vorschnelle und falsche Entscheidungen zu treffen.»
Es wurde schon gesagt, und ich kann es nur wiederholen:
Selbstverständlich hat nur die SNB direkten und unmittelba-
ren Einfluss, und die SNB hat am 6. September 2011 dann
wirklich auch gehandelt, aus Sicht des Bundesrates richti-
gerweise; der Bundesrat hat die vierte Intervention begrüsst.
Es war eine Intervention, die vielleicht auch früher hätte
kommen müssen. Aber die Intervention konnte nur in einem
Zeitpunkt kommen, in dem die politische Rückenstärkung
ungeteilt sichergestellt war. Die psychologische Wirkung ei-
ner SNB-Intervention ist mindestens so wesentlich wie die
materielle Wirkung respektive die materiellen Konsequen-
zen, die mit dieser Entscheidung zusammenhängen könn-
ten.
Die Politik kann indirekt unterstützen, sie kann nicht direkt
unterstützen, obschon wir, Sie wissen es, auch Direktinter-
ventionen geprüft und diskutiert haben. Aber selbstverständ-
lich hat auch der Bundesrat dies von allem Anfang an mit
dem Wissen getan, dass das nicht die Lösung sein kann:
Das würde ein Vorgehen mit der Giesskanne bedeuten, das
würde dort ankommen, wo es nicht gefragt ist. Als wir Mo-
delle geprüft haben, die sehr viel gezielter wirklich nur dieje-
nigen erreichen wollten, die im Moment schon von der
Wechselkursproblematik betroffen waren bzw. sind, haben
wir festgestellt, dass das administrativ sehr aufwendig würde
und zeitlich wahrscheinlich nicht richtig zu liegen käme. Des-
halb haben wir davon abgesehen. Aber die Diskussion
musste geführt sein, und man kann uns nicht den Vorwurf
machen, dass wir Diskussionen führten, die letztlich nicht
zielführend waren.
Wir wollen keine Subventionen, wir wollen keine Industriepo-
litik. Ich bin mir bewusst, wenn ich diese Aussage erneut
mache, dass ich dann auch selbstverständlich aus gewissen
Kreisen Kritik einfange. Ich fange dann die Kritik aus meinen
ehemaligen eigenen Kreisen ein, die jetzt zum Teil wirklich
an der Kante sind, wo sie unternehmerisch nicht mehr wei-
terkommen, und die erwarteten, dass man ihnen Unterstüt-
zung bieten würde. Wir dürfen nicht den Fehler machen, den
unsere internationale Umgebung gemacht hat und auch ak-
tuell macht. Nachbarländer intervenieren, und selbstver-
ständlich höre ich dann in der Westschweiz – beispielsweise
in Genf, im Waadtland –, wie in den letzten Tagen: «Schwei-
zer Regierung, ihr helft uns nicht jetzt im Moment und direkt.
Wenn wir unsere Tochterunternehmungen beurteilen, die
beispielsweise in Frankreich stehen, dann bekommen die
jetzt direkt Mittel und Unterstützung, und deshalb kommen
sie einen Schritt weiter, und deshalb kommen wir auf die

Idee, die Tochtergesellschaft ausserhalb der Landesgrenzen
weiter auszubauen und nicht das Unternehmen hier in der
Schweiz.» – Nein, ich will keine Industriepolitik.
Zum Bundesratsentscheid vom 18. August 2011: Der Bun-
desrat hat gesagt, dass er ein starkes Zeichen setzen wolle.
Der Bundesrat hat gesagt, es sollen maximal 2 Milliarden
Franken sein. Der Bundesrat hat damals gesagt, dass wir
fünf Pisten festgelegt haben, auf denen diese 2 Milliarden
Franken alloziert werden können – er hat nicht «müssen»
gesagt. Es sind dies die Pisten Exportwirtschaft, Tourismus,
Innovation, Forschung und Infrastruktur.
Wir haben das jetzt aufgeteilt. Wir haben gesagt, dass dies
ein erstes Paket sei, das rasch umgesetzt werden könne,
deshalb auch diese dringliche Diskussion mit dem Parla-
ment. Je früher wir diese Massnahmen treffen, umso früher
werden sie auch Wirkung erzielen. Ich bin vorhin so zitiert
worden, dass ich gesagt hätte, Wirkung komme vor Betrag.
Ich bleibe dabei, das ist so; aber zu späte Wirkung ist dann
eben zu späte Wirkung. Wir brauchen die Wirkung möglichst
früh – deshalb auch diese Dringlichkeit. Dann haben wir ge-
sagt, dass wir zu einem späteren Zeitpunkt allenfalls mit wei-
terführenden Massnahmen kommen würden, die helfen sol-
len, die Tugenden dieses Landes zu stärken. Die Tugenden
dieses Landes sind das Besser-ausgebildet-Sein, das bes-
sere Wissen, die höhere Technologie, die Technologieförde-
rung – in diese Richtung kann die Politik unterstützend wir-
ken und die Unternehmen fördern; das muss unsere grund-
sätzliche Denke sein.
Im Paket I, das Sie jetzt diskutieren, hat es – für mein Ver-
ständnis – Vorsorgegeld. Wenn ich von der Arbeitslosenver-
sicherung rede und von der Vorsorge, so meine ich Mittel,
um allfällige Kurzarbeitsgelder ausbezahlen zu können. Es
hat in diesem Paket auch Investitionsgelder für Innovation.
Es hat in diesem Paket keine Gelder für Strukturerhaltung,
nicht einmal beim SGH-Darlehenskredit. Auch dort ist die
Idee, zu überbrücken, um dann weiterzukommen und die
ganze damit verbundene Beherbergungsindustrie zu för-
dern, und nicht die Strukturerhaltung.
Ich bin beim 17. August: Wir haben dort sicherlich kommuni-
kativ nicht ideal gehandelt; ich bestätige das auch hier noch
einmal. Aber ich muss Ihnen schon sagen: Der Bundesrat
konnte in Sierre nicht zusammensitzen, ohne dass nicht
schon am gleichen Tag, früh am Morgen, in der Zeitung ver-
öffentlicht war, was er diskutieren wollte. Wir haben dann am
Schluss der Bundesratssitzung gesagt: Wenn wir es selber
in der Hand haben wollen, dann informieren wir gleich selber
über das, was heute entschieden worden ist. Deshalb kam
der Eindruck auf: Die sagen eine Hausnummer an und wis-
sen aber nicht richtig, wie damit umgehen; auch das war
nicht so. Wir hatten zu den fünf Pisten konkrete Vorstellun-
gen, die dann noch etwas detailliert werden mussten – das
brauchte etwas Zeit –, aber sie haben in den Rahmen des-
sen, was wir angekündigt hatten, gepasst.
Von mehreren wurden vorhin die Arbeitslosenversicherung
und das Kurzarbeitsgeld angesprochen. Ich will nur bestäti-
gen, dass im Moment eine Verordnungsrevision läuft. Wir
werden die Verordnung noch in diesem Jahr anpassen, so-
dass ab dem 1. Januar 2012 achtzehn Monate Kurzarbeit
zur Verfügung stehen. Und was noch viel wichtiger ist, ist die
Ansage an die Unternehmungen, dass ab dem 1. Januar
2012 nur ein Karenztag durch die Unternehmungen selbst
getragen werden muss. Da geht es ins Geld, da ist ganz
konkret ein Signal an die Unternehmerschaft gesetzt. Das
Signal wird mit Sicherheit auch gut aufgenommen werden.
Jetzt können Sie sagen, das habe nichts mit dem Wechsel-
kurs und mit diesem Paket zu tun, man könnte das auch un-
abhängig davon machen. Ja, das ist richtig, aber wir alimen-
tieren die Arbeitslosenversicherung nach dem Motto «für
den Fall, dass ...». Die Arbeitslosenversicherung ist nicht so
gut unterwegs, wie vorhin gesagt wurde. Aktuell sind wir bei
minus 7 Milliarden Franken angelangt, Ende Jahr werden wir
bei minus 6,4 Milliarden sein; am Anfang dieses Jahres wa-
ren wir noch bei minus 7,4 Milliarden. Für diese Versiche-
rung ist also nicht vorgesorgt, sie ist nicht so aufgestellt,
dass es in den nächsten Monaten alle Kurzarbeitsentschädi-
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gungen einfach erträgt. Die Kurzarbeit wird auf uns zukom-
men. Es ist mir lieber, wenn die Firmen in Kurzarbeit gehen,
als dass sie endgültig wegstrukturieren.
Auch hier mag es interessieren, wenn ich ein ganz konkretes
Beispiel aus meiner Vergangenheit bemühe: Vor drei Jahren
war die grenznahe und grösste Industrieunternehmung im
Kanton Tessin plötzlich ohne Aufträge respektive nicht mehr
rentabel. In solchen Fällen haben Sie zwei Möglichkeiten:
Sie können sagen: Wir machen zu. Oder Sie können sagen:
Wir gehen für zwölf Monate – das war damals die Entschei-
dung – in Kurzarbeit und schauen weiter. Das war der ganz
genau richtige Entscheid – ein typischer Entscheid; es ha-
ben ihn in diesem Land in der letzten Krise viele, viele Fir-
men gefällt. Ich hoffe natürlich, dass wir das Signal jetzt rich-
tig setzen, dass die Firmen wiederum, wenn es denn sein
muss, auf diese Piste einsteigen.
Stichwort KTI-Gelder: Auch hier will ich, noch etwas emotio-
nalisiert, versuchen, Ihnen klarzumachen, dass das nicht ir-
gend eine Übung ist, nur weil man im Jahr 2011 einen Über-
schuss in der Staatsrechnung hat und über Geld verfügen
kann. Ich habe es vorhin schon gesagt: Unsere Fähigkeiten
in diesem Land sind die bessere Ausbildung und das höhere
Innovationsvermögen – wir sind die Innovativsten überhaupt,
übrigens auch die Wettbewerbsfähigsten. Wenn wir jetzt ei-
nen Beitrag von der Politik her leisten wollen, damit dieser
Motor am Drehen bleibt oder sogar zusätzlich angekurbelt
werden kann, dann mit diesen Mitteln. 100 Millionen Franken
in drei Monaten – das mag ausserordentlich viel Geld sein.
Wir diskutieren allerdings dieses Szenario hinter den Kulis-
sen schon eine Weile, und diejenigen, die es betreffen
könnte, können sich schon seit einer Weile darauf einrich-
ten. Wenn ich «diejenigen» sage, dann meine ich das Wis-
sens- und Technologietransfernetzwerk. Da gehören die
ETH dazu, da gehören die Fachhochschulen dazu, da gehö-
ren Institutionen dazu – die heissen «Manufuture», die heis-
sen «Inspire» –, da gehören die Unternehmerschaft, die Un-
ternehmungen dazu. Die KTI-Spitze hat mir in den letzten
Tagen mehrfach bestätigt, dass sie guter Dinge ist, die Mittel
jetzt einsetzen zu können, wenn sie denn gesprochen wer-
den, und das bei Qualitätsstandards, die wir aus der Vergan-
genheit kennen. Es geht also nicht nur darum, einfach Mittel
zu geben, damit Mittel gegeben sind. Der Rektor der ETH
Zürich, mit dem ich auch selber gesprochen habe, hat mir
gesagt: «Wir haben eine ganze Anzahl von Projekten fix und
fertig, die kann man jetzt initiieren; man kann sie höchst
sinnvoll initiieren, man verletzt keine Qualitätskriterien» –
das ist mir absolut wichtig.
Im Zusammenhang mit diesen KTI-Geldern: Was machen
wir denn? Wir empfehlen Ihnen zuzustimmen, dass die
100 Millionen Franken zur Verfügung gestellt werden kön-
nen, ohne dass die Firmen ihre 50 Prozent Paritätsbeteili-
gung aufbringen müssen, denn das können die Firmen mög-
licherweise jetzt nicht. Wenn sie sparen müssen, sparen sie
eben dort, wo es dann längerfristig wichtig gewesen wäre,
dass man keinen Fehler gemacht hätte. Also setzen wir
diese Eigenbeteiligung herunter, wir nehmen sie unter die
50 Prozent. Man kann sie sogar bis auf null reduzieren,
wenn die KTI-Experten davon überzeugt sind, dass das Pro-
jekt jetzt geschoben werden muss und dass ein Produkt re-
sultieren wird, das Sinn macht.
Zu den SGH-Geldern habe ich vorhin schon ganz kurz ge-
sprochen, das wiederhole ich nicht.
Zusammenfassend: Der Bundesrat will der betroffenen Wirt-
schaft ein Angebot machen, das in erster Linie psychologi-
sche Wirkung hat. Es ist eine Aufforderung, bei den aufkom-
menden Schwierigkeiten jetzt nicht voreilig und unternehme-
risch zu kurzfristig zu handeln und damit Fehlentscheidun-
gen zu treffen. Mit diesem psychologisch wichtigen Zeichen
anerkennen wir auch, dass die Unternehmerschaft ihre Ar-
beitsplätze nach allen Regeln der Kunst und mit allen ihr zur
Verfügung stehenden Mitteln letztlich verteidigt. Ich kämpfe
dafür – nicht erst jetzt im Bundesratsamt, ich habe das auch
schon vorher getan, viele, viele Jahre lang –, dass wir die Ar-
beitsplätze in diesem Land und vor allem auch die Realwirt-
schaftsarbeitsplätze, die Industriearbeitsplätze nicht abge-

ben müssen. Es wäre viel einfacher zu sagen: Es interes-
siert uns nicht, wir kämpfen nicht dafür. Dann gehen sie
weg, dann gehen sie nämlich dorthin, wo die Kosten tiefer
sind. Sie gehen insbesondere dorthin, wo die Märkte grös-
ser sind, wo, weil man in einem grossen Markt drinsteht und
produziert, kein Wechselkursproblem aufkommen kann.
Wollen wir diese Verlagerung, oder wollen wir sie nicht? Ich
will sie nicht, und deshalb setze ich mich dafür ein, dass wir
jetzt ein Zeichen setzen können.
Die bundesrätliche Politik, auch das muss noch gesagt wer-
den dürfen, ist eine auf die längerfristige Verbesserung der
Rahmenbedingungen ausgerichtete Politik, es ist eine Öff-
nungspolitik sowie eine Wettbewerbs- und Wachstumspoli-
tik. Ich teile mit Ihnen sehr wohl die Meinung, dass das Revi-
talisierungsprogramm, das jetzt in dieser Motion angemeldet
ist, von der Stossrichtung her richtig ist. Der Bundesrat ist
dran, aber Sie wissen besser als ich, dass man solche län-
gerfristigen Verbesserungen der Rahmenbedingungen nicht
einfach über Nacht hinkriegen kann. Ich zähle dann aufs
Parlament, wenn es wirklich darum geht, die eine oder an-
dere Massnahme ernsthafter anzupacken und beschleunig-
ter voranzutreiben.
Die SNB hat interveniert. Wir können diese Intervention jetzt
mit unserer Überzeugung und mit unseren Möglichkeiten
flankieren. Ich glaube, es war ein richtiges Zeichen. Ich lade
Sie ein, nicht nur auf das Geschäft einzutreten, sondern
dem Paket zum Durchbruch zu verhelfen.
Ich möchte noch zwei Bemerkungen machen – die Punkte
sind angesprochen worden –, die nichts mit diesem Paket zu
tun haben. Das Kostenniveau in diesem Land ist zu hoch,
das ist eine Dauerherausforderung. Wenn wir künftig jeden
zweiten Franken im Export einnehmen wollen – gewinnbrin-
gend, damit wir beim Investieren vorwärtsmachen können –,
muss das Kostenniveau gesenkt werden. Ich werde noch in
diesem Jahr mit einer Botschaft zur Revision des Kartellge-
setzes in den Bundesrat gehen, das sage ich auch hier. Ich
will beim Kartellgesetz einen Paradigmenwechsel, zwecks
Effizienzsteigerung, zwecks zusätzlichen Wettbewerbs. Das
ist meiner Ansicht nach eine ganz konkrete Stossrichtung,
ein Projekt, das mithilfe des Parlamentes rasch vorangetrie-
ben werden kann und seinen Effekt haben wird.
Dann zur Geschichte der Wechselkursgewinner: Solche gibt
es tatsächlich. Pankraz Freitag hat vorhin gesagt, wir hätten
gegenüber der Europäischen Union ein Handelsbilanzdefi-
zit. Also hat die EU gegenüber der Schweiz einen Handels-
bilanzüberschuss. Es gibt also mehr Importgewinner als Ex-
portverlierer. Sie wissen, dass das Seco eine Transparenz-
studie erstellt; der erste Teil liegt uns vor, der zweite ist in Ar-
beit. Es geht darum, dass man die Importvorteile über die
gesamte Wertschöpfungskette, bis hin zum Konsumenten,
einigermassen korrekt, d. h. wettbewerblich, verteilen kann.
In gewissen Segmenten sind immerhin gewisse Preise in
Bewegung gekommen. Die Annonce in den heutigen Zeitun-
gen, das wurde vorhin schon gesagt, kommt nicht zufällig.
Jetzt zu ein paar Fragen: Frau Fetz, die Frage zum Kartell-
gesetz habe ich beantwortet, das kommt. Bezüglich der
Frage von Herrn Schwaller habe ich zum Erhalt der Arbeits-
plätze und zur Deindustrialisierung gesprochen. Noch ein-
mal: Ich kann mir nicht vorstellen, dass dieses Land sich al-
lein mit dem Dienstleistungssektor in die Zukunft bewegen
will. Deshalb müssen wir jetzt mithelfen, dass die Industrie
hierbleiben kann. Herr Jenny, es geht mir eben nicht darum,
das sage ich ganz offen, einen – wie haben Sie es gesagt? –
«Rettungsschirm» für mich aufzuspannen, nein. Es geht mir
um Tausende von Arbeitsplätzen in diesem Land, die nicht
aufgegeben werden dürfen, um nicht mehr und nicht weni-
ger. Die Kommissionsmotion habe ich angesprochen. Frau
Forster hat mich gefragt, ob wir die 100 Millionen Franken
ausgeben können und wie es dann weitergehe. Über ein
mögliches zweites Paket reden wir zu einem späteren Zeit-
punkt. Innerhalb der Normalprozesse, der Budgetierungs-
prozesse oder auch der Prozesse, die auf ausserordentli-
chen Lagen aufbauen müssten, werden wir über weitere
Mittel in diesem Bereich sicher diskutieren müssen.
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Die regionalen Aspekte, Herr Ständerat Briner und Herr
Ständerat Bürgi – ich glaube, diese Frage kam von Ihnen
beiden –, sind jetzt nicht in diesem Massnahmenpaket ent-
halten. Ich habe sie in den Randregionen an verschiedenen
Orten in den letzten Tagen selber diskutiert. Ich bin mir der
grenznahen regionalen Problematik sehr bewusst. Es wird
spätestens dann schwierig, wenn man die Diskussion dar-
über beginnt, was eine Region ist und wie man eine grenz-
nahe Region wirklich abgrenzt. Damit sage ich nicht, dass
dieses Thema nicht mehr auf der Agenda ist. Wir müssen
das Thema weiter bearbeiten. Die Revitalisierung habe ich
erwähnt. Herr David, ich schlage vor, dass wir die Fragen,
die die Nationalbank betreffen, durch die Nationalbank be-
antworten lassen.
Dann zur Frage von Herrn Marty betreffend Swisscom und
Roaming: Das ist ein Thema, das auf den Tisch kommen
muss. Ich ärgere mich sehr, wenn ich zur Kenntnis nehmen
muss, dass wir in diesem Land Gebühren zahlen, die um
den Faktor 3 höher sind als die unserer liechtensteinischen
Nachbarn – um das mit dieser Bemerkung als angekommen
zu quittieren.
Herr Reimann, Sie wollten wissen, ob der Bundesrat mit der
Nationalbank in Kontakt steht. Ich kann Ihnen sagen, es gibt
tägliche Kontakte. Wir informieren uns gegenseitig regel-
mässig. Der Bundesrat kann abschätzen, wie die Einschät-
zung der Nationalbank ist. Die Nationalbank hat aber, um
das auch ganz ausdrücklich zu sagen, ihre Entscheidungen
in voller Unabhängigkeit getroffen. Trotzdem gibt es sehr
wohl dauerhaft eine wechselseitige Information und damit
auch eine, so nehme ich an, gewisse wechselseitige Beein-
flussung.
Zu einem letzten Punkt, dem öffentlichen Beschaffungswe-
sen: Wir sind daran, Herr Bürgi, das Seco ist daran. Die
Schwellenwertdiskussion ist eine übergeordnete Diskussion.
Aus eigener Erfahrung weiss ich, dass man Ausschreibun-
gen auch stückeln könnte, das machen unsere Nachbarn.
Das ist aber nicht das Rezept, das ich jetzt als Bundesrat
angeboten haben will, dessen bin ich mir voll bewusst. Aber
ich bin mit Ihnen vollständig einverstanden, dass wir beim öf-
fentlichen Beschaffungswesen Korrekturen vornehmen müs-
sen, sodass die Arbeit letztlich ohne Verletzung internationa-
ler Abmachungen vor sich geht. Wir sind nach wie vor ein
Rechtsstaat, wir haben nach wie vor gültige Verträge, und
wir müssen Lösungen finden, ohne dass wir diese Verträge
verletzen, damit wir vor allem auch den hiesigen Arbeitsplatz
sicherstellen können. – So viel von meiner Seite.

Widmer-Schlumpf Eveline, Bundesrätin: Ich möchte nur noch
kurz finanzrechtlich ergänzen, warum wir überhaupt diesen
Vorschlag machen und wieder auf den Weg des Dringlich-
keitsverfahrens gehen, wie es Herr Marty zu Recht bean-
standet.
Im Juli und im August – natürlich auch schon vorher, aber
dann noch intensiver – hat sich der Bundesrat Gedanken
über die Situation in der Schweiz im Zusammenhang mit der
Entwicklung in Europa gemacht. Wir sind der Überzeugung,
dass wir in einer ausserordentlichen Situation sind – das ha-
ben Sie, Herr Marty, auch festgestellt – und dass es in den
nächsten Jahren nicht leichter werden wird, als es dieses
Jahr ist. Wir haben uns überlegt, mit welchen Massnahmen
man zumindest punktuell ein Zeichen setzen könnte und wie
man diese Massnahmen im Sinne von vorweggenommenen
Massnahmen, die man irgendwann möglicherweise ergrei-
fen muss, dann auch schuldenbremsenkonform finanzieren
könnte. Wir haben dann darüber diskutiert – der Zufall wollte
es, dass wir gerade das Rechnungsergebnis für Ende 2011
hochgerechnet hatten –, ob eine Möglichkeit bestehen wür-
de, mindestens einen Teilbetrag des Rechnungsüberschus-
ses zu verwenden, um damit Massnahmen zu finanzieren,
die ohnehin anstehen könnten oder würden und die eben
dringlich sind und direkt im Zusammenhang mit der Fran-
kenstärke stehen.
Das war eigentlich die Ausgangslage, nicht der Wille, den
Rechnungsüberschuss 2011 unbedingt noch in irgendeiner
Form zu investieren. Es ist ja so, dass wir vorschlagen, rund

900 Millionen Franken aus dem Rechnungsüberschuss zu
verwenden. Wenn die Hochrechnung vom Juni noch stimmt,
dann werden wir die Rechnung mit einem Überschuss von
ungefähr 2,5 Milliarden Franken abschliessen. Das kann
sich noch ändern, weil wir das dritte und vierte Quartal noch
nicht vollständig erfasst haben. Immerhin ist es so, dass
zwei Drittel der Erträge bereits eingegangen sind, und da
kann man etwa hochrechnen. Aber das war die Ausgangs-
lage.
Wir haben dann beschlossen, dass wir als Bundesrat Ihnen
kurz- oder auch mittelfristig wirkende Massnahmen vor-
schlagen wollen, die man direkt im Jahr 2011 oder bis An-
fang 2012 auslösen und damit auch über die Rechnung
2011 noch abbuchen kann; dies in der Meinung, dass das
dieses Jahr noch leichter zu finanzieren ist als im Jahr 2012,
sofern eben die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind, um
solche Massnahmen zu treffen. Darum schlagen wir Ihnen
auch einen Mantelerlass vor mit den entsprechenden ge-
setzlichen Anpassungen für die Bereiche, wo das nötig ist –
also Arbeitslosenversicherung, «Schoggi-Gesetz» usw. –,
und im Übrigen einfach eine Positionserhöhung dort, wo wir
die Positionen bereits haben. Wir brauchen dazu zum einen
diesen Mantelerlass mit den entsprechenden gesetzlichen
Regelungen. Daneben braucht es auch einen Finanzie-
rungsbeschluss mit einem Bundesbeschluss über einen vor-
gezogenen Nachtragskredit IIa; das sind also zwei verschie-
dene Abstimmungen, die Sie dann machen müssen, zwei
verschiedene Beschlüsse, die Sie zu fassen haben. Das ist
der Teil 1.
Beim Teil 2 haben wir zum Ausdruck gebracht, hat der Bun-
desrat kommuniziert, dass wir uns Gedanken darüber ma-
chen, welche Massnahmen wir vorschlagen könnten, die
dann mittel- und langfristig Wirkung erzeugen würden, und
zwar vor allem Massnahmen, die dem Werkplatz Schweiz
helfen könnten, eine schwierige Situation durchzustehen. Da
gibt es zwei Möglichkeiten: Es gibt die Möglichkeit, das im
Sinne eines sogenannten Impulsprogramms zu machen,
das heisst, das über einen ausserordentlichen Bedarf in das
Budget 2012 hineinzugeben, sofern die Kriterien Ausseror-
dentlichkeit und äussere Einwirkungen, die nicht beein-
flussbar sind, gegeben sind, sofern wir also der Auffassung
sind, dass diese Kriterien erfüllt sind. Es gäbe auch einen
anderen Weg oder die andere Möglichkeit, wonach, wenn
wir dann bereits am Beginn einer rezessiven Phase wären –
das werden wir dann im Dezember beurteilen –, sich natür-
lich die Frage stellen würde, ob man mit einem Stabilisie-
rungsprogramm versuchen soll, die Situation aufzufangen.
Es gibt also diese beiden Möglichkeiten. Das eine ist der
Weg, den wir im Bundesrat diskutiert und auch so aufge-
nommen haben, nämlich als mögliche zweite Stufe betref-
fend ausserordentlichen Bedarf, den man dann über die
Jahre natürlich wieder abtragen, also gegenfinanzieren
muss. Das andere ist der Weg über ein Stabilisierungspro-
gramm, sollten wir dann tatsächlich in einer rezessiven
Phase sein.
Was wir bereits beschlossen haben, das ist Ihnen auch be-
kannt, das ist die Einführung und Umsetzung einer Ände-
rung der Eigenmittelverordnung: Wir wollen vor allem im Hy-
pothekenmarkt Massnahmen treffen, eine Risikogewichtung
für Wohnliegenschaften vornehmen und auch festlegen, wo
die Tragbarkeit ist, wo der Belehnungsgrad ist, der über-
haupt noch verkraftbar ist. Das werden wir im Rahmen der
Eigenmittelverordnung machen und vorschlagen. Das ist der
eine Punkt: Massnahmen im Hypothekenmarkt.
Der zweite Punkt ist ein antizyklisch wirkender Kapitalpuffer
im Zusammenhang mit Basel III, eine begrenzte Mass-
nahme, die nur in ausserordentlichen Situationen spielen
soll und die dazu führt, dass in ausserordentlichen Situatio-
nen, wenn auch die übrigen Voraussetzungen gegeben sind,
zusätzliche Eigenmittelanforderungen erfüllt sein müssen.
Das vielleicht zu den Punkten 1 und 2.
Als dritten Punkt, das ist ein mittel- und langfristiges Projekt,
haben wir verschiedene Steuervorlagen in der Pipeline. Eine
wird im Moment immer noch vom Nationalrat gepflegt, das
ist die Mehrwertsteuerreform, Teil 2. Wenn Sie die Geschich-
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te dieser Mehrwertsteuerreform betrachten, sehen Sie: Zu
Beginn haben alle, auch viele hier drinnen, gesagt, wie man
die Mehrwertsteuer vereinfachen müsse: ein Satz, wenige
Ausnahmen. Im Nationalrat ist das Anliegen im Moment
zwei Sätze und 26 Ausnahmen anstatt drei Sätze und
29 Ausnahmen. Das ist die Art, wie wir mit Vereinfachungen
im administrativen Bereich umgehen.
Dann vielleicht zu ein paar Äusserungen, die gefallen sind:
Es wurde gesagt, das sei ein Rettungsschirm für wen auch
immer. Es ist eine Vorlage des Bundesrates, das möchte ich
betonen, und ich möchte wirklich noch etwas zu ihrer Entste-
hungsgeschichte sagen: Seco, EFD und verschiedene an-
dere Departemente haben eine Vielzahl von Massnahmen
geprüft, und zwar über Monate hinweg, die den Kriterien ge-
recht werden könnten, direkt umsetzbar zu sein, befristet zu
sein, direkt wirksam zu sein und in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Frankenstärke zu stehen. Das sind ja ei-
gentlich die Voraussetzungen für solche Massnahmen. Wir
haben alle Massnahmen immer im Hinblick auf die Möglich-
keit geprüft, sie auch tatsächlich umzusetzen, und auf die
negativen und positiven Wirkungen, die sie haben könnten.
Wir haben einen ganzen Katalog zusammengestellt. Was
Sie hier sehen, ist das, was wir dann miteinander als richtig
beurteilt haben. Aber es ist natürlich so, dass dahinter viel
mehr Arbeit steckt.
Eine dieser Massnahmen, die Sie ja jetzt zum Teil beanstan-
den und zum Teil glücklicherweise unterstützen, ist die Frage
der Investition in die Arbeitslosenversicherung für den Teil
Kurzarbeitsentschädigung. Es geht um 500 Millionen Fran-
ken. Da wird gesagt, es gehe einfach von «Kässeli» zu
«Kässeli». Jemand hat gesagt, das sei dann nicht nur für die
Exportfirmen. Wenn ich umgekehrt die Vorschläge im Be-
reich Steuern höre, staune ich schon darüber, dass man
gleichzeitig sagt, es sei nicht nur für die Exportfirmen. Dann
wurde auch noch gesagt, es sei eine Einladung zum Tanz;
darauf werde ich noch zurückkommen.
Bei diesen 500 Millionen Franken für die Arbeitslosenversi-
cherung betreffend Kurzarbeitsentschädigung kann man
durchaus sagen, man müsste, wenn es dann so weit ist, die
Arbeitslosenversicherung ja ohnehin wieder mit neuen Ar-
beitnehmer- und Arbeitgeberbeiträgen äufnen. Das ist so.
Nur wird es auch schwierig, wenn wir nächstes Jahr in eine
schwierige Situation hineinkommen. Wir gehen davon aus,
ohne dass ich schwarzmalen möchte, dass es nächstes Jahr
nicht leichter sein wird. Es wird nicht leichter sein, die Ar-
beitslosenversicherung dann auch mit Beitragserhöhungen
noch etwas zu unterstützen. Darum haben wir gesagt: Wenn
wir schon voraussehen, dass die Wahrscheinlichkeit sehr
gross ist, dass wir hohe Beträge brauchen werden, um die
Kurzarbeitsentschädigung auszuzahlen, können wir das
jetzt aus der Rechnung 2011 für 2012 vorfinanzieren. Das ist
die Überlegung, die sich der Bundesrat gemacht hat. Das
kann richtig oder falsch sein. Aber es ist begründet, indem
wir sagen: Nächstes Jahr solche Massnahmen zur «Sanie-
rung» zu treffen dürfte viel schwieriger sein, als es dieses
Jahr zu machen.
Wir haben im Jahr 2009 unter dem Titel «Kurzarbeitsent-
schädigung» rund eine Milliarde Franken gebraucht. Das be-
trifft nicht die Arbeitslosenversicherung, sondern nur die Ent-
schädigung für die Kurzarbeit. Im Jahr 2010, als es ja schon
viel besser ging, haben wir immer noch über 500 Millionen
gebraucht. Das war der Anlass, warum wir gesagt haben, es
scheine uns ein richtiger Weg zu sein, wenn wir das vorweg
schon etwas unterstützen könnten. Es ist ordnungspolitisch
nicht das Beste, was man machen kann; das ist absolut klar.
Aber es ist eine wirksame Massnahme im Moment, in dem
wir sie dann brauchen.
Damit komme ich noch zur besseren, sofort wirkenden Lö-
sung – wie behauptet oder gesagt wurde –, da sie mit Steu-
ersenkungen zusammenhängt. Ich teile diese Auffassung;
ich bin gegen das Giesskannenprinzip. Ich verstehe dann
aber nicht, dass man sagt: Ich bin gegen das Giesskannen-
prinzip, und ich bin für eine Mehrwertsteuersenkung für ein
Jahr; ich bin gegen das Giesskannenprinzip, aber ich bin für
eine Gewinnsteuerabsenkung. Was machen Sie, wenn Sie

die Mehrwertsteuer absenken? Das entspricht dem Giess-
kannenprinzip. Die Mehrwertsteuer belastet den Export
überhaupt nicht, die Mehrwertsteuer belastet nur den Im-
port. Wenn Sie die Mehrwertsteuer absenken, dann machen
Sie nichts anderes, als dort zu entlasten, wo wir im Moment
überhaupt keine Probleme haben. Dort, wo wir Probleme ha-
ben, können wir nicht entlasten, weil bereits eine Entlastung
erfolgt ist. Zur Absenkung der Gewinnsteuer: Es ist schon im
Wort selbst enthalten – Gewinnsteuern bezahlen Sie nur,
wenn Sie einen Gewinn haben. Wie helfen Sie mit einer Ab-
senkung der Gewinnsteuer den Unternehmen, die keinen
Gewinn haben? Ich habe hier Verständnisschwierigkeiten.
Wenn ich die Beherbergungsabgabe und die Mehrwert-
steuer für den Tourismus anschaue, dann sage ich Ihnen:
Auch hier schafft man es nicht, punktuell gerade dort zu hel-
fen, wo es tatsächlich nötig wäre. Eine Mehrwertsteuerab-
senkung im Tourismus und eine Beherbergungsabgabe be-
treffen auch alle Tourismusbereiche. Damit helfen Sie dem
«Baur au Lac» in Zürich, dem «Palace» in Genf, dem «Kem-
pinski» in St. Moritz; das kann man wollen oder nicht wollen,
aber man muss sehen, was die Auswirkungen sind.
Ich argumentiere gerne mit Zahlen. Ich sage Ihnen einmal,
wie es von der Entlastung her gesehen bei einem Zimmeran-
gebot im Hochleistungsbereich für teure und etwas günsti-
gere Hotelbetriebe aussieht. Für eine Übernachtung in
einem Zimmer in einem Viersternehotel bezahlen Sie in die-
sem Jahr beim gegenwärtigen Eurokurs Fr. 742.61 – weil der
Eurokurs höher ist. Sie wollen hier die Mehrwertsteuer um
3,8 Prozentpunkte auf 2,5 Prozent absenken; das ist das,
was im Raum steht. Damit gewinnen Sie bei diesem Zimmer
pro Nacht – das ist nicht die günstigste Kategorie – Fr. 9.50.
Wenn Sie ein Zimmer in einer etwas bescheideneren Kate-
gorie nehmen, kostet das heute 167 Franken pro Nacht; das
ist 40 Prozent günstiger als vor einem Jahr. Wenn Sie hier
die Mehrwertsteuer auch um 3,8 Prozentpunkte auf 2,5 Pro-
zent absenken, dann gewinnen Sie damit Fr. 2.15.
Was steht auf der anderen Seite? Es ist ja auch immer noch
interessant zu schauen, was dann die Mindereinnahmen
sind, die wir daraus produzieren. Aus dieser – ich würde jetzt
sagen: etwas ungleichen – Entlastung in den verschiedenen
Bereichen der Beherbergung gewinnen Sie Mindereinnah-
men von 750 Millionen Franken. Wo hat man dann die grös-
sten Mindereinnahmen, also die grössten Entlastungen?
Das muss ich Ihnen nicht sagen; es sind nicht die kleinen
Betriebe im Kanton Graubünden, wo ein Zimmer 80 Franken
kostet. Man muss sich etwas überlegen, wenn man eine
Massnahme ergreift, bei der man sagt, man wolle tatsächlich
etwas erleichtern. Wir sind alle der Meinung, dass man das
machen soll, aber es muss dann auch dort wirken, wo wir
wollen, dass es wirkt, da sind wir uns wahrscheinlich einig.
Darum sage ich Ihnen: All diese Massnahmen mit Steuern,
einfach flächendeckend und runter und rauf und wie auch
immer – das ist Giesskanne. Machen wir doch das nicht in
einem Moment, in dem wir tatsächlich dafür sorgen müssen,
dass gewisse Bereiche wirklich durch diese schwierige Zeit
hindurchkommen. Da gibt es vernünftige und unvernünftige
Massnahmen; ich bin für die vernünftigen.
Darum möchte ich Sie bitten, die Vorschläge des Bundesra-
tes zu unterstützen.

1. Bundesgesetz über Massnahmen zur Abfederung der
Frankenstärke und zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit 
1. Loi fédérale sur les mesures visant à atténuer les ef-
fets du franc fort et à améliorer la compétitivité 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen
L'entrée en matière est décidée sans opposition

Detailberatung – Discussion par article

Titel und Ingress, Ziff. I Einleitung
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates
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Titre et préambule, ch. I introduction
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ziff. 1
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 1
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Diese in Arti-
kel 16k geregelte Massnahme ist unbestritten, und ich bin
jetzt auch der Meinung: Wir haben eine interessante und –
wenn ich mir erlauben darf, das so zu sagen – eine breite
Auslegeordnung gemacht. Ich werde meinen Teil dazu bei-
tragen, dass wir jetzt in der Detailberatung schnell vorwärts-
kommen. Es gibt zu diesem Abschnitt keine Anträge. Also,
stimmen Sie zu, und dann ist dieser Teil schon einmal erle-
digt!

Angenommen – Adopté

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Ausgabe ... 38 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(1 Enthaltung)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Ziff. 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. 2
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Ausgabe ... 39 Stimmen
Dagegen ... 1 Stimme
(1 Enthaltung)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Ziff. 3
Antrag der Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag der Minderheit
(Germann, Altherr, Stähelin)
Streichen

Ch. 3
Proposition de la majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition de la minorité
(Germann, Altherr, Stähelin)
Biffer

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Auch hier bin
ich der Meinung, dass die Diskussion geführt ist. Wir haben

gehört, dass es um eine Vorsorgemassnahme geht. Ich bitte
Sie einfach, hier der Mehrheit zu folgen.

Germann Hannes (V, SH): Der Präsident der Finanzkommis-
sion bringt mich mit seiner Effizienz natürlich unter Druck, es
hier auch schnell und kurz zu machen. 
Ich glaube tatsächlich, dass die Argumente pro und kontra
auf dem Tisch liegen. Man kann diese Gewinnverteilung aus
der Rechnung 2011 auf Vorrat machen. Ich verweise einfach
auf Folgendes: Man braucht diese Mittel nicht in diesem
Jahr, also ist es grundsätzlich falsch. Man braucht sie ver-
mutlich nicht einmal im nächsten Jahr, aber ziemlich sicher
2013; das wird man sehen. Aus meiner Sicht sollte man
nicht Beiträge innerhalb des Bundes verschieben, solange
das nicht notwendig ist. Wir können das dann tun, wenn sie
gefordert sind. Niemand ist dagegen, dass man diese Mög-
lichkeit zur Kurzarbeit ausschöpft.
Es ist, wie gesagt, auch nicht damit verbunden, dass man
beispielsweise die Bezugsdauer für Kurzarbeitsentschädi-
gung von zwölf auf achtzehn Monate erhöht oder die Anzahl
Karenztage auf einen Tag herunterfährt. Wenn es wenig-
stens mit dieser Massnahme, mit dieser Erweiterung kombi-
niert wäre, könnte man dem noch etwas Positives abgewin-
nen.
So meine ich: Bleiben Sie hier konsequent, handeln wir
dann, wenn die Zeit gekommen ist; jetzt ist nicht die Zeit da-
für, weil man die Mittel 2011 nicht braucht, also brauchen wir
auch keinen Nachtrag zum Budget 2011. Danke für Ihre
Haushaltdisziplin!

Stähelin Philipp (CEg, TG): Gestatten Sie, dass ich etwas
länger als der Sprecher der Minderheit werde. Noch einmal,
wie ist die finanzpolitische Ausgangslage? Wir haben es von
der Frau Bundesrätin gehört. Wir stehen gemäss den Zahlen
des Halbjahresabschlusses vor einem Überschuss von rund
3 Milliarden Franken in der ordentlichen Rechnung und wol-
len in froher Erwartungshaltung die Gelegenheit schlicht und
einfach ergreifen, um diese Massnahmen zur Abfederung
der Frankenstärke und zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit damit zu finanzieren. Deshalb soll auch, haben wir
gehört, Dringlichkeit beschlossen werden, Dick Marty.
Im vorliegenden ersten Paket bildet die Äufnung der Arbeits-
losenversicherung den mit Abstand grössten Brocken. Eine
kurzfristige Massnahme bildet diese Finanzierungsaktion
zweifellos nicht. Sie kann 2011 noch gar keine Wirkung ent-
falten. Hätten wir die frohe Aussicht auf die 3 Milliarden
Überschuss nicht, so käme wohl niemandem in den Sinn,
eine halbe Milliarde in die Arbeitslosenversicherung einzule-
gen. So hat ja auch letztes Jahr niemand an eine solche
Übung gedacht, obwohl damals die Arbeitslosigkeit erheb-
lich höher war und auch die Verschuldung der Arbeitslosen-
versicherung weit massiver. Sie lag nämlich um eine runde
Milliarde Franken über dem Betrag, den wir dank dem guten
Jahr 2011 Ende dieses Jahres 2011 erreichen werden. Sie
hören im Übrigen richtig, ich sage das noch einmal: Die Ar-
beitslosenversicherung wird 2011 um eine Milliarde besser
abschliessen. Das ist das Doppelte des nun vorgesehenen
Einlagebetrages aus der Bundeskasse.
Wir benutzen den guten Abschluss rasch, um der Arbeitslo-
senversicherung noch weiter Luft zu verschaffen. Das ist
zwar durchaus erwünscht, aber wir unterlaufen damit auch
die Schuldenbremse. Rein formell gesehen geht das selbst-
verständlich in Ordnung, aber Sinn und Geist der Schulden-
bremse, Entschuldigung, besteht nicht darin, einen Über-
schuss noch im laufenden Jahr rasch zu verwenden, um im
kommenden mehr Freiraum zu haben. Das ist die Absicht,
das haben wir auch eben gehört. Nein, der Überschuss
muss nach Bundesverfassung und Gesetz dem Schulden-
abbau dienen. Wir haben noch 110 Milliarden Franken
Schulden, wir vergessen das etwas locker, wenn wir uns mit
anderen Ländern vergleichen. Diese Relativierung der
Schuldenbremse ist die erste Folge des bundesrätlichen
Entwurfes. Es wird eine Praxis eingeläutet, der wir meiner
Meinung nach entgegentreten müssen.
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Zum Zweiten geht es mir um die Auswirkungen auf die Ar-
beitslosenversicherung und deren Finanzierung selbst. In
der Botschaft wird verschiedentlich darauf hingewiesen,
dass die dem Arbeitslosenfonds zur Verfügung gestellten
500 Millionen Franken insbesondere einer Aufstockung der
Mittel für die Kurzarbeitsentschädigung dienen sollen. Diese
Absicht ist zwar löblich, und ich unterstütze voll und ganz
das Instrument der Kurzarbeitsentschädigung. Dieses In-
strument ist indessen bereits bestens geregelt, und es funk-
tioniert. Der Bundesrat hat die Zuständigkeiten, die Wirkung
der Kurzarbeit noch zu steigern, indem er Karenztage schon
heute kürzt und die Dauer schon jetzt verlängert. Dies wäre
gar ein weit deutlicheres Zeichen an die Wirtschaft als die
Schuldenumlagerung einer halben Milliarde Franken vom
Arbeitslosenfonds zum Bund. Auch die Finanzierung des
Fonds ist durch den jährlichen Rechnungsausgleich nach
Artikel 90b des Arbeitslosenversicherungsgesetzes über
Tresoreriedarlehen problemlos und gemäss heutigem Libor-
satz praktisch kostenlos. Ein Schuldenstand, der nach Arti-
kel 90c zum Handeln zwingen könnte, wird nach Auskunft
des Seco allerfrühestens 2013 – allerfrühestens 2013! – er-
reicht werden. 
Aber um die Kurzarbeitsentschädigung geht es gar nicht,
wie Sie dem vorgeschlagenen Artikel 90a Absatz 2 entneh-
men können. Allerdings ist es ja weder direkt aus der Bot-
schaft noch aus der Gesetzesänderung ersichtlich, wie der
Zusammenhang ist. Artikel 90a Absatz 2 spricht von der Be-
teiligung nach Absatz 1, und dieser verweist auf Artikel 90
Buchstabe b, wonach die Versicherung auch durch Bundes-
beteiligung an den Kosten für Vermittlung und für arbeits-
marktliche Massnahmen finanziert wird – nicht aber für ei-
gentliche Versicherungsleistungen und damit auch gerade
nicht für die Kurzarbeit, welche eben in einem anderen Ab-
schnitt des Gesetzes geregelt wird.
Natürlich können wir nun sagen, das spiele ja keine Rolle.
Es ist auch gesagt worden, das gehe alles in denselben Topf
und von einer Tasche des Bundes in die andere. Aber damit
machen wir es uns zu leicht. Es hat seinen Grund, dass die
Bundesbeteiligung gemäss Gesetzeswortlaut nicht für Versi-
cherungsleistungen gebraucht werden darf und nur für Ver-
mittlungen und arbeitsmarktliche Massnahmen, wofür die
Bundesmittel im Übrigen völlig ausreichen. Zur Debatte
steht der Grundsatz des Versicherungssystems, der Versi-
cherungscharakter der Arbeitslosenversicherung. Oder an-
ders ausgedrückt: Zur Debatte steht die Grundentscheidung
der Beitragsfinanzierung der ALV durch die versicherten Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber. Nochmals: die Beitragsfinan-
zierung und eben nicht die Finanzierung über die Bundes-
kasse und damit über allgemeine Steuern. Diesen Grund-
satz nun zu verletzen wäre ein Schritt, den wir nicht tun dür-
fen und der wohl auch kaum folgenlos bliebe.
Wir sind dabei auch keineswegs frei und ungebunden. Nein,
ich bitte Sie, Artikel 114 Absätze 3 und 4 der Bundesverfas-
sung zu lesen – es tut immer wieder einmal gut, die Bundes-
verfassung zur Hand zu nehmen. Gemäss Absatz 3 wird die
Versicherung durch die Beiträge der Versicherten finanziert.
Nach Absatz 4 erbringen Bund und Kantone nur bei ausser-
ordentlichen Verhältnissen finanzielle Leistungen – ausser-
ordentliche Verhältnisse selbstverständlich der Arbeitslosen-
versicherung. An dieses verfassungsmässige Prinzip sind
wir gebunden. Leider hat es der Bundesrat bei seinem Fünf-
zeiler auf Seite 32 der Botschaft unterlassen, auf diese Pro-
blematik näher einzugehen. Lesen Sie dort selbst, es heisst
etwas locker: «Die beantragten Gesetzesänderungen stüt-
zen sich auf die jeweiligen Kompetenzbestimmungen der
Bundesverfassung.» Dann geht es noch drei Zeilen ebenso
inhaltslos weiter.
Eine Stellungnahme des Bundesamtes für Justiz liegt offen-
bar nicht vor. Jedenfalls haben sich die Herren des Bundes-
amtes vorgestern – hinter mir sitzend, das ist der Vorteil die-
ser «Hühnerstall-Übung», in der wir tagen – höchst erstaunt
gezeigt, als ich sie auf diese Aspekte hingewiesen habe.
Ausserordentliche Verhältnisse stellen wir bei der Arbeitslo-
senversicherung aber nicht fest. Nur von solchen spricht Ar-
tikel 114 der Bundesverfassung; nur das und nicht die Wäh-

rungsfrage wird hier angesprochen. Zwar führt der Bundes-
rat auf Seite 13 seiner Botschaft aus, dass mit höheren Ko-
sten in der Arbeitslosenversicherung zu rechnen ist, aber er
spricht nur von einer voraussichtlichen Entwicklung in den
nächsten Jahren. Das sind keine ausserordentlichen Ver-
hältnisse, jetzt. Es geht nicht um Prognosen, es geht um den
jetzigen Zustand; das ist Verfassungstext.
Damit korreliert im Übrigen auch, dass der Bundesrat in sei-
ner Medienmitteilung vom 30. August dieses Jahres – prak-
tisch zeitgleich mit der Medienmitteilung vom 30. August
über die öffentlichen Finanzen der Schweiz 2009–2013 –
verlauten lässt: «Auch die Revision des Gesetzes über die
Arbeitslosenversicherung (Avig) trägt dazu bei, dass die So-
zialversicherungen ab 2011 deutlich positive Abschlüsse
ausweisen können.» Lassen Sie mich für einmal sogar den
«Blick» vom letzten Freitag zitieren. Ich nehme ihn, weil er ja
in aller Regel alarmierend genug tönt. Selbst der «Blick»
schreibt das so: «Die Arbeitslosenquote in der Schweiz ver-
harrt auf tiefem Niveau.» Der «Blick» vergleicht dann mit den
USA und schreibt: «Vom hiesigen Arbeitsmarkt kann Obama
nur träumen. Bereits den dritten Monat in Folge meldet das
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) eine Arbeitslosen-
quote von 2,8 Prozent. Das ist der tiefste Wert seit Beginn
der Finanzkrise 2008 ... Im Jahresdurchschnitt rechnet das
Seco mit einer Arbeitslosenquote von 3,1 Prozent. Ob sich
auch bei der Kurzarbeit eine Trendwende ankündigt, lässt
sich derzeit noch nicht ausmachen. Die jüngsten Zahlen
zum Juni 2011 zeigen weiter einen markanten Rückgang.
Noch 3370 Personen arbeiteten kurz, das sind 21,3 Prozent
weniger als im Vormonat.» So weit für einmal der «Blick». All
das ist doch kein Ausweis für ausserordentliche Verhält-
nisse, heute und bei der Arbeitslosenversicherung.
Noch einmal: Die Bundesverfassung spricht nicht von mögli-
chen künftigen Entwicklungen; nein, es geht um reale Ver-
hältnisse heute und nicht um Prognosen und Voraussagen.
Nun können wir uns natürlich auch darüber hinwegsetzen –
wir kennen ja keine Verfassungsgerichtsbarkeit. Aber kein
Verfassungsrichter würde wohl die Verfassungsmässigkeit
der hier vorgeschlagenen Übung bejahen. Auch wir sind in
die Verantwortung für unsere Verfassung mit eingebunden.
Wir sind nicht frei im Umgang mit unserem Verfassungs-
recht. 
Ich bitte Sie um Unterstützung der Minderheit.

Schweiger Rolf (RL, ZG): Sie sehen, ich bin ohne Manuskript
gekommen; das ist immer gefährlich, weil dann auch eine
gewisse Emotionalität ins Spiel kommt.
Man kann vom Hundertsten ins Tausendste begründen,
warum gewisse rechtliche Hindernisse bestehen, warum
man es finanzpolitisch soundso machen könnte. Nur: Wir
sind nicht in der Lage, auch einmal so zu denken, dass wir
uns in einer speziellen Situation befinden! Wir können ein
Rechnungsergebnis des Jahres 2010 publizieren, das fanta-
stisch ist; wir können vom Schuldenabbau reden, der fanta-
stisch ist. Ist das gescheit? Genau das, genau das will die
Welt von uns hören!
Ich lese hin und wieder die «Financial Times», und die
Schweiz kommt darin verdammt viel vor. Und jedes Mal wird
die Schweiz in den höchsten Tönen gelobt, mit dem Effekt,
dass genau diejenigen, die auf die Stärke der Schweiz spe-
kulieren, unseren Franken angreifen. Denken wir doch auch
einmal ein bisschen politisch, und vergessen wir zwar nicht
die rechtlichen Gegebenheiten, sondern den Umstand, dass
Recht immer auch ausgelegt werden kann. Und heute sind
die uns vorliegenden Regelungen durchaus auch rechtlich
möglich.

Widmer-Schlumpf Eveline, Bundesrätin: Als Vorbemerkung:
Wir werden die Verordnung entsprechend anpassen, sodass
achtzehn Monate Kurzarbeitsentschädigung mit einem Ka-
renztag bezahlt werden; das ist in der Pipeline und wird im
Oktober in den Bundesrat kommen. Das ist richtig, das kann
der Bundesrat selbst machen.
Wir haben heute eine etwas andere Situation, als wir sie
2008 und 2009 hatten, als die Möglichkeit bestand, mit Sta-
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bilisierungsmassnahmen etwas zu unternehmen. Die Aus-
sicht auf die Entwicklung 2012 wird, wie Sie sehen, wenn
Sie alle Parameter anschauen, eine andere sein, als wir sie
vor zwei, drei Jahren hatten. Das Leben ist eben nicht so
statisch, wie man es als Politiker oder Politikerin manchmal
gerne hätte. Es hat eine Dynamik drin, und man kann nicht
immer alles mit dem vergleichen, was man schon einmal ge-
sagt und gemacht hat.
Man hat jetzt gesagt: Ja, wir haben eine ganz tiefe Arbeitslo-
sigkeit, und darum besteht auch kein Anlass dazu, jetzt be-
reits irgendwelche Mittel zur Verfügung zu stellen für den
Fall, dass dann die Kurzarbeitsentschädigung zunehmen
könnte. Schauen Sie einmal die Arbeitslosigkeit im Jahre
2009 an: Im Moment, als wir am meisten Kurzarbeitsent-
schädigung bezahlten, im Jahre 2009, nämlich eine Milliarde
Franken, hatten wir eine Arbeitslosigkeit von unter 4 Pro-
zent. Wenn die Gleichung aufgehen würde, müsste man ja
sagen, dass wir überhaupt keine Mittel hätten brauchen
müssen, weil wir in den Jahren, in denen andere Länder
eine sehr hohe Arbeitslosigkeit hatten, eine sehr tiefe Ar-
beitslosigkeit hatten.
Wir unterlaufen mit diesem Beitrag für Kurzarbeitsentschädi-
gung an die Arbeitslosenversicherung die Schuldenbremse
nicht, und wir stehen auch nicht in Widerspruch zur Verfas-
sung. Die Verfassung sagt ja: Wenn die Verhältnisse ausser-
ordentlich sind, dann erbringen Bund und Kantone – oder
auch nur der Bund – diese ausserordentlichen Leistungen.
Der Unterschied zwischen uns besteht darin, wie wir die
heutige Situation beurteilen, ob wir sie als ausserordentliche
Situation für die Arbeitslosenversicherung und für die Kurz-
arbeitsentschädigung anschauen oder ob wir sagen, es sei
Courant normal, wie in den letzten drei, vier Jahren auch. Im
Bundesrat sind wir der Auffassung, dass wir uns in einer
ausserordentlichen Situation befinden, die sich daraus er-
gibt, dass es diese Frankenstärke gibt, die überall, bei allen
Unternehmen – nicht bei allen gleich stark –, durchschlagen
wird. Wir sind in einer ausserordentlichen Situation, wie das
die Bundesverfassung hier sagt.
Noch einmal: Wir stellen nicht in irgendeiner Form die Schul-
denbremse infrage. Wenn wir – und das ist unsere Auffas-
sung, das ist unsere «Prognose» – davon ausgehen, dass
wir in den Jahren 2012 und 2013 mehr Mittel für die Kurzar-
beitsentschädigung brauchen als heute, dann müssen wir
uns die Frage stellen, wie wir das finanzieren. Es gibt zwei
Möglichkeiten. Man kann das entweder finanzieren, indem
man den Abgabesatz erhöht, und zwar genau in den Jahren
2012, 2013 und 2014, wenn viele Unternehmen grosse
Schwierigkeiten haben werden, oder man kann sagen, man
macht eine Vorinvestition der öffentlichen Hand und versucht
das vorweg aufzufangen. Das wäre der Weg. Wir sind der
Auffassung, dass es kein guter Weg ist, dann, wenn die Un-
ternehmen am meisten Mühe haben, zur Sicherung die Ab-
gabesätze zu erhöhen. Wir haben heute die Möglichkeit,
vorweg etwas zu leisten, und ich denke, das sollten wir auch
tun.
Dass es ordnungspolitisch nicht der beste Weg ist, darüber
müssen wir uns nicht unterhalten. Aber es ist eine Möglich-
keit, um pragmatisch ein Problem zu lösen, das wir mit Be-
stimmtheit in den Jahren 2012 und 2013 haben werden.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Mehrheit ... 28 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit ... 10 Stimmen

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Ausgabe ... 31 Stimmen
Dagegen ... 7 Stimmen
(3 Enthaltungen)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Ziff. 4
Antrag der Minderheit I
(Germann, Jenny)
Titel
4. Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer
Art. 25 Abs. 1
Die Steuer beträgt 7,5 Prozent (Normalsatz); vorbehalten ...

Antrag der Minderheit II
(Comte, Fournier, Germann, Jenny)
Titel
4. Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer
Art. 25 Abs. 2 Bst. e
e. auf den gastgewerblichen Leistungen, keine Anwendung
findet dieser Steuersatz bei im Rahmen von gastgewerbli-
chen Leistungen abgegebenen alkoholischen Getränken
und Tabakwaren.

Antrag der Minderheit III
(Germann, Comte, Fournier, Jenny)
Titel
4. Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer
Art. 25 Abs. 3
Für Nahrungsmittel, die im Rahmen von gastgewerblichen
Leistungen abgegeben werden, gilt der reduzierte Steuer-
satz von 2,5 Prozent ...
Art. 25 Abs. 4
Die Steuer auf Beherbergungsleistungen beträgt 2,5 Pro-
zent ...
Übergangsbestimmung zu Art. 25 Abs. 4
Der Steuersatz wird während der Geltungsdauer des Bun-
desgesetzes über Massnahmen zur Abfederung der Fran-
kenstärke und zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
auf 2,5 Prozent gesenkt.

Ch. 4
Proposition de la minorité I
(Germann, Jenny)
Titre
4. Loi fédérale régissant la taxe sur la valeur ajoutée
Art. 25 al. 1
Le taux de l'impôt est de 7,5 pour cent (taux normal); les ...

Proposition de la minorité II
(Comte, Fournier, Germann, Jenny)
Titre
4. Loi fédérale régissant la taxe sur la valeur ajoutée
Art. 25 al. 2 let. e
e. aux prestations de la restauration, ce taux n'est pas appli-
cable aux boissons alcooliques et au tabac remis dans le
cadre des prestations de la restauration.

Proposition de la minorité III
(Germann, Comte, Fournier, Jenny)
Titre
4. Loi fédérale régissant la taxe sur la valeur ajoutée
Art. 25 al. 3
Le taux réduit de 2,5 pour cent est également appliqué aux
denrées alimentaires remises dans le cadre des prestations
de la restauration ...
Art. 25 al. 4
Le taux de l'impôt grevant les prestations du secteur de l'hé-
bergement est fixé à 2,5 pour cent ...
Disposition transitoire ad art. 25 al. 4
Le taux est ramené à 2,5 pour cent durant la période de vali-
dité de la loi fédérale sur les mesures visant à atténuer les
effets du franc fort et à améliorer la compétitivité.

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Die Frau Bun-
desrätin hat ja vorhin ausgeführt, das Leben sei dynamisch.
Ich hoffe, wir können die Detailberatung wieder etwas dyna-
misieren. In diesem Sinne finde ich es gut, dass wir über Zif-
fer 4 integral reden.
Bei Absatz 1 geht es um die Reduktion des Normalsatzes.
Wenn man das mit den weiteren Minderheitsanträgen zu-
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sammennimmt, geht es um eine Reduktion der Einnahmen
aus der Mehrwertsteuer von 2 Milliarden Franken pro Jahr
oder ein bisschen mehr.
Nun, diese Vorlage ist ja ein dringliches und auf maximal ein
Jahr befristetes Bundesgesetz. Wenn man bei der Mehr-
wertsteuer etwas befristet ändert, dann müssen Buchhal-
tungssoftware, Rechnungsstellung und Preisanschriften be-
fristet angepasst werden – und nach einem Jahr, wenn die
Frist abgelaufen ist, müssen diese Anpassungen wieder
rückgängig gemacht werden. Also, unter Reduktion von Bü-
rokratie und Vereinfachung von Administration lässt sich das
nicht subsumieren!
Und dann ist das hier Giesskannenprinzip par excellence.
Die Exporte sind ohnehin von der Mehrwertsteuer befreit.
Die Exportindustrie, die die Unterstützung nötig hätte, hat
also gar nichts davon. Aber die Importe, die unserer Wirt-
schaft Probleme machen, die würde man etwas entlasten.
Ich habe am Anfang gesagt: Die Massnahmen treffen das
Ziel vielleicht nicht immer zu 100 Prozent. Aber diese Mass-
nahme läuft dem, was wir wollen, genau entgegen.
Dann gibt es bei diesem ersten Absatz auch noch ein klei-
nes Mysterium: Gemäss Protokoll war das Verhältnis bei der
Abstimmung in der Finanzkommission 10 zu 2 Stimmen,
heute gehören 4 Kommissionsmitglieder der Minderheit an.
Ich nehme an, das war ein Versehen, nicht unbedingt ein
Seitenwechsel.
Ich komme noch zu den Anträgen zum Gastgewerbe: Es
geht ja um die Reduktion des Steuersatzes von 3,8 auf
2,5 Prozent für gastgewerbliche Leistungen – ohne Alkohol
und Tabak – und für Nahrungsmittel im Rahmen gastge-
werblicher Leistungen. Hier reden wir noch von einer Grös-
senordnung von etwa jährlich 700 Millionen Franken. Über
den administrativen Aufwand, darüber, was das heisst, wenn
man jetzt Anpassungen macht und diese dann wieder rück-
gängig macht, habe ich schon gesprochen. Zur Verpflegung
habe ich mir sagen lassen, dass in der Schweiz etwa
85 Prozent von Schweizern eingenommen werden und etwa
15 Prozent von Ausländerinnen und Ausländern. Wenn wir
hier von Tourismusexport und Ausländern reden, dann ist
die Zielgenauigkeit mit 15 Prozent ausserhalb des Berei-
ches, den ich noch als gut erachten würde.
Ein Hotelbeispiel hat die Frau Finanzministerin bereits ge-
macht, das lasse ich jetzt weg. Ich habe meine Hotelrech-
nung von Bern als Beispiel genommen. Schauen Sie einmal
in Ihren Hotelrechnungen nach, ob das jetzt wirklich das Ent-
scheidende wäre. Ich habe auch schnell nachgeschaut, wie
die Mehrwertsteuersätze im Ausland aussehen. Ich will auch
hier nicht ausholen. Ich habe eine Rechnung aus dem Südti-
rol, allerdings aus dem Jahr 2008. Der reduzierte Satz bei
der Beherbergung betrug 10 Prozent und der höhere Satz
20 Prozent. In den USA habe ich kürzlich eine Rechnung er-
halten, und da war die Tax durchgehend bei 14,5 Prozent
angesetzt. Also bitte, wenn wir über Internationales reden,
dann vergleichen wir auch einmal die Sätze. Ich finde das ja
sehr gut, dass wir sehr tiefe Sätze haben, allerdings wäre es
richtig, wenn sie einheitlich wären.
Jetzt noch das letzte Argument – da es ja überall die gleiche
Minderheit ist, ist es insofern richtig, das integral anzu-
schauen –: Da wäre die Idee, nun auch beim Essen im gast-
gewerblichen Bereich den reduzierten Satz anzuwenden,
aber die alkoholischen Getränke auszuschliessen. Wenn ich
am Abend – wenn die Session etwas weniger hektisch ist –
ein schönes Nachtessen einnehme und mit Kolleginnen und
Kollegen zusammen etwas Gutes esse und auch noch eine
Flasche Wein trinke, dann werden zwei Mehrwertsteuer-
sätze angewendet: auf dem Essen ein reduzierter und auf
dem Wein ein erhöhter. Wie Sie das wieder Ihrer Klientel
vermitteln wollen, das sei dahingestellt!
Man kann es auf den Punkt bringen, und das ist mein bestes
Argument: Wenn ich einen Espresso mit einem Grappa
trinke, dann gilt für den Espresso ein reduzierter Satz und
für den Grappa nicht. Das darf nicht sein. 
Lehnen Sie darum alle diese Anträge ab.

Germann Hannes (V, SH): Kollege Freitag hat es jetzt schön
ausgeführt. Da er mit dem administrativen Aufwand begon-
nen hat, schlage ich ihm einfach vor, doch zur Gastronomie
und zur Hotellerie zu gehen und zu fragen, ob es ihnen zu
viel Aufwand wäre, wenn sie künftig einheitlich für alles
2,5 Prozent Mehrwertsteuer entrichten müssten. Im heuti-
gen System sind es 7,6 bzw. befristet 8,0 Prozent als Nor-
malsatz; daneben gibt es den Beherbergungssatz von 3,6
bzw. 3,8 Prozent für die Hotellerie sowie den tiefen Satz von
2,4 bzw. 2,5 Prozent, der in der Gastronomie dann gilt, wenn
ein Kunde etwas mitnimmt und sich nicht ans Tischchen
setzt. Da haben wir die üblichen Abgrenzungsprobleme. Die
Hotellerie kämpft de facto mit drei Sätzen. Wenn Sie schon
von administrativen Entlastungen reden, fragen Sie doch
bitte die Branche. Diese kann Ihnen auch noch ein paar Sa-
chen dazu sagen, wo man administrativ runterfahren könnte.
Hier meine ich im Gegenteil, dass das ein Befreiungsschlag
wäre. Diese Reduktion der Mehrwertsteuersätze gilt ja nur
für ein Jahr, das ist begrenzt, und nachher kommt irgend-
wann hoffentlich die Mehrwertsteuerreform, Teil 2, an der wir
schon lange herumkauen. Das ist aber wie gesagt ein ande-
res Thema.
Noch eine Vorbemerkung zu Frau Bundesrätin Widmer-
Schlumpf: Natürlich kann man sagen, dass es dem Giess-
kannenprinzip entspricht, wenn man zugunsten der Leute
jetzt mit der Mehrwertsteuer etwas runtergeht. Ja, tatsäch-
lich, es profitieren alle davon. Aber ist es denn so schlimm,
wenn die Leute in diesem Land wieder etwas mehr im Porte-
monnaie haben, um zu leben? Ich mache Sie gerne darauf
aufmerksam, dass wir 2011 die Mehrwertsteuer um 0,4 Pro-
zentpunkte erhöht haben; da war es dann nicht zu viel admi-
nistrativer Aufwand, das hat 1,1 Milliarden Franken mehr in
die Kasse gespült. Für die Arbeitslosenversicherung hat
man den Lohnabzug um 0,2 Prozentpunkte erhöht und ei-
nen Solidaritätsbeitrag eingeführt, was 620 Millionen Fran-
ken mehr ausmacht. Auch für EO und Mutterschaftsversi-
cherung wurden die Abzüge angepasst und um 0,2 Pro-
zentpunkte erhöht, das ergab 680 Millionen mehr. Das ergibt
grosso modo 2,5 bis 3 Milliarden Franken – das war dann
nicht zu viel Aufwand. Es war gut begründet, und hier ist es
auch begründet.
Warum sollten wir es dem Volk nicht wieder zurückgeben
dürfen, wenn wir solche Überschüsse einfahren? Das ist die
grundsätzliche Überlegung. Wenn da von Giesskanne ge-
sprochen wird, setze ich doch ein Fragezeichen. Wenn die
Leute mehr im Portemonnaie haben, heisst das immer auch:
Sie haben mehr zum Leben. So ist dies indirekt doch eine
Stärkung der Hotellerie und der Gastronomie. Die Hotellerie
gilt ja als Exportbranche. Ich weiss nicht, warum wir dieser
Branche nicht auf diesem direkten Weg helfen dürfen, über
die Leute, über die Kunden. Dies erhöht mindestens die Bin-
nennachfrage, und das, finde ich, ist etwas Positives.
Sie können dann ja einzeln bestimmen. Die erste Reduktion
bei Artikel 25 auf einen Normalsatz von 7,5 Prozent wäre die
Reduktion, die tatsächlich am meisten einschenken würde;
es geht um etwa eine Milliarde Franken. Nachher sind wir im
Bereich von 700 Millionen Franken, wie das der Präsident
der Finanzkommission ausgeführt hat. Sie können da frei
entscheiden: Geben wir den Leuten 2 Milliarden zurück,
oder sind es dann nur etwa 700 und etwas mehr Millionen
Franken? Gut, diese Anträge sind in der Kommission abge-
lehnt worden.
Die Frankenstärke hat die Leistungen der Tourismuswirt-
schaft innert einem Jahr um rund 25 Prozent verteuert. Ins-
besondere in den klassischen touristischen Berggebieten
war der Rückgang der Übernachtungen im Juli 2011 drama-
tisch. Im Wallis betrug er 8 Prozent, in Graubünden 10 Pro-
zent. Da rund 50 Prozent des Umsatzes in einem Hotel auf
die Restauration entfallen, ist nicht nur die Beherbergung,
sondern auch die Restauration betroffen. Die Restauration
wird zudem entlang der gesamten Landesgrenze in Mitlei-
denschaft gezogen – da spreche ich als Schaffhauser wirk-
lich sozusagen von der Front –, da zahlreiche Essen, Ban-
kette, Geschäftsanlässe und Hochzeitsfeiern usw. im be-
nachbarten Ausland durchgeführt werden.



14. September 2011 795 Ständerat           11.048

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung

Die Tourismuswirtschaft ist mit einem Umsatz von 16 Milliar-
den Franken die drittgrösste Exportbranche der Schweiz. Im
Unterschied zu klassischen Exportbranchen hat sie jedoch
kein Potenzial für eine Auslagerung ins Ausland; sie ist zu
100 Prozent standortgebunden. Damit können Hotellerie
und Restauration nicht durch einen geschickten Produk-
temix mit in- und ausländischen Vorprodukten Kosten spa-
ren. Der grösste Kostenblock von nahezu 50 Prozent, näm-
lich die Personalkosten, fällt vollumfänglich in der Schweiz
an; das ist nicht wenig. 50 Prozent Personalkosten, das sind
auch Arbeitsplätze. Umgekehrt ist das Gastgewerbe aber
auch zu 100 Prozent im Inland beschäftigungswirksam. Und
last, but not least: Touristische Leistungen, welche an Aus-
länder erbracht werden, sind im Gegensatz zu klassischen
Exportleistungen auch nicht von der Mehrwertsteuer befreit.
Mir scheint, den Besonderheiten dieser Exportbranche sollte
zumindest mehrwertsteuerlich so gut als möglich Rechnung
getragen werden. Honorieren wir die hohe Beschäftigungs-
wirksamkeit im Inland; berücksichtigen wir, dass von den
rund 230 000 Arbeitsplätzen viele Personen profitieren, die
möglicherweise in anderen Branchen nicht so einfach ein
Auskommen finden könnten. Tragen wir auch der Tatsache
Rechnung, dass das Gastgewerbe ein bedeutender Abneh-
mer landwirtschaftlicher Produkte ist und wesentlich zum Er-
halt unserer Landwirtschaft beiträgt.
Die temporäre Senkung des Mehrwertsteuersatzes auf gast-
gewerblichen Leistungen für ein Jahr ist eine rasch umsetz-
bare, rasch wirksame und nicht wettbewerbsverzerrende
Massnahme, die zudem finanzierbar ist. Gemäss Auskunft
der Eidgenössischen Steuerverwaltung – das ist heute auch
bestätigt worden – würde die Massnahme den Bund bei ei-
ner Befristung auf ein Jahr zwischen 700 und 750 Millionen
Franken kosten. Da das Ziel der Senkung jedoch in der Ge-
nerierung von Mehrumsatz infolge verbesserter Wettbe-
werbsfähigkeit besteht, darf davon ausgegangen werden,
dass die Massnahme den Staat unter dem Strich wesentlich
weniger kosten wird.
Die Senkung erlaubt es gastgewerblichen Betrieben, ihre
Leistungen sofort kostengünstiger anzubieten und damit ge-
genüber ausländischen Angeboten wieder wenigstens et-
was konkurrenzfähiger zu werden. Die Massnahme ist zu-
sätzlich zu den Deviseninterventionen der Nationalbank nö-
tig, denn bei einem Kurs von rund Fr. 1.20 ist die touristische
Schweiz währungsmässig immer noch rund 20 Prozent zu
teuer, ausgehend von einem Wechselkurs von 1.50 gleich
100 Prozent.
Die Massnahme ergänzt auch sinnvoll sämtliche Selbsthilfe-
bestrebungen und Qualitätsoffensiven der Branche. Ich erin-
nere in diesem Zusammenhang an den neuen Bildungs-
GAV, der seit dem 1. Januar 2010 in Kraft ist, und an das so-
genannte Q-Label des Schweizerischen Tourismusverban-
des (STV).
Es geht bei der temporären Senkung des Mehrwertsteuer-
satzes auf gastgewerblichen Leistungen für ein Jahr weder
um Subventionen noch um Geschenke, sondern um Verbes-
serungen der unternehmerischen Rahmenbedingungen für
eine Branche, die unter der Frankenstärke besonders leidet
und den hohen inländischen Kosten praktisch nicht auswei-
chen kann. Es ist doch viel zielgerichteter und positiver, rund
700 Millionen Franken in Form von Steuerausfällen zu inve-
stieren, als bereits heute 500 Millionen für die Arbeitslosen-
versicherung als Ausgabe vorzusehen. Da setzen wir uns ja
dem Vorwurf aus, quasi wie die Totengräber zu warten, bis
die Arbeitslosen dann endlich kommen und bis die Betriebe
endlich umschalten, statt eben jetzt einer gebeutelten Bran-
che diese notwendige Erleichterung zu verschaffen.
Wie gesagt, Abgrenzungsprobleme gibt es kaum, und der
Nutzen ist gross – und Geschwindigkeit ist gefragt: Praktisch
unveränderlich hohen schweizerischen Produktionskosten
stehen hochmobile ausländische und schweizerische Gäste
gegenüber. Ich war kürzlich im Wallis, auf der Riederalp.
Dort hat man mir im Hotel gesagt, normalerweise sei um
diese Zeit das Hotel praktisch ausgebucht; in diesem Jahr:
Fehlanzeige. Die ausländischen Gäste können sich bei
einem Aufenthalt schon nur währungsmässig in einer um

20 hProzent überteuerten Schweiz immer weniger leisten,
und die Schweizer Gäste profitieren von der extremen Kauf-
kraft des Frankens im Ausland noch zusätzlich und buchen
Ferienbankette und Firmenessen, wie gesagt, auch ausser-
halb der Schweiz.
Bitte erkennen Sie die Besonderheiten und die gegenwärti-
gen Schwierigkeiten einer schweizerischen Schlüsselbran-
che, bitte anerkennen Sie die Notwendigkeit, auf pragmati-
sche Weise zur temporären Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen dieser Branche beizutragen, und unterstützen
Sie darum die von mir eingebrachten Minderheitsanträge.
Ich danke Ihnen und entschuldige mich dafür, dass es etwas
länger geworden ist – aber dafür gilt mein Votum auch gleich
für vier Anträge.

Comte Raphaël (RL, NE): J'essaierai de compenser le temps
de parole utilisé par mon préopinant en étant beaucoup plus
bref et en ne reprenant pas les différents points qu'il a énu-
mérés. Il a parlé de la situation de la branche et je crois qu'il
n'est pas nécessaire de rappeler cela.
Le président de la commission sait très bien compter
puisqu'effectivement il y a une erreur dans le dépliant. En ef-
fet ni Monsieur Fournier ni moi-même ne sommes signatai-
res de la minorité, à l'article 25 alinéa 1, qui demande un
taux de TVA à 7,5 pour cent: c'est une proposition soutenue
uniquement par Messieurs Germann et Jenny. Monsieur
Fournier et moi-même soutenons uniquement un taux réduit
de 2,5 pour cent limité à une année. Je voudrais que cette
modification soit faite et portée au procès-verbal.
Je souhaite ajouter deux ou trois points. Il est vrai que l'en-
semble de la branche ne connaît pas la même situation. A
Bâle ou à Zurich, la situation est très différente de celle d'un
certain nombre de régions. Monsieur Germann a mentionné
certains cantons qui ont des difficultés, tout particulièrement
les cantons frontaliers. Monsieur Freitag a mentionné le cas
de l'Autriche et le fait que le taux était relativement compara-
ble. Mais, si l'on prend la France par exemple, là les choses
sont un peu différentes. La Suisse romande vit la concur-
rence de la France de manière beaucoup plus claire, car là
les taux de TVA sont plus avantageux. Nous avons donc une
situation qui est assez particulière.
Je crois que les milieux concernés savent mieux ce qui est
bon pour eux. Donc, j'entends bien que la mesure est relati-
vement contestée, mais les milieux du tourisme, de l'hôtelle-
rie et de la restauration soutiennent cette mesure et la consi-
dèrent comme efficace. Ils considèrent même que la formu-
lation qui différencie les boissons alcoolisées est faisable,
puisque le texte reprend exactement l'initiative populaire de
Gastrosuisse, à la virgule près. Certains ici l'ont d'ailleurs si-
gnée. Les fautes de français ont même été laissées dans la
version française, ce qui montre bien que rien n'a été modi-
fié! Cela signifie que ces mesures sont parfaitement transpo-
sables et applicables. 
Je pense que nous avons montré un signe très clair de sou-
tien aux emplois en entrant en matière sur ce paquet. L'hô-
tellerie, la restauration et le tourisme méritent aussi un sou-
tien et de participer à ce premier paquet de mesures visant à
atténuer les effets du franc fort.

Marty Dick (RL, TI): La Commission de l'économie et des re-
devances a aussi examiné ces propositions de minorité. A
chaque fois, elle les a rejetées par 7 voix contre 2 et 1 abs-
tention. 
Je fais une petite remarque personnelle en indiquant que j'ai
présidé l'association tessinoise du tourisme et Suisse Tou-
risme. Permettez-moi de vous dire que tous les milieux tou-
ristiques ne partagent pas l'idée qu'il faut réduire pour une
seule année le taux de la TVA; il y a un autre problème bien
plus sérieux sur lequel le gouvernement devra se pencher.
Pour bénéficier des dispositions sur le chômage partiel, si je
suis bien renseigné, il faut avoir eu une occupation à plein
temps durant une année. Or, les milieux touristiques, qui
sont les plus touchés aujourd'hui, sont situés dans les zones
périphériques où l'activité est saisonnière, c'est-à-dire qu'ils
ne passent pas des contrats annuels avec leurs employés.
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Donc, le chômage partiel n'entre pas en ligne de compte et
c'est un problème qui reste ouvert. 
Mais je remercie ceux qui ont exprimé tellement d'intérêt
pour le tourisme en général et je leur donne rendez-vous
lundi prochain à 16 heures 15 dans cette même salle parce
qu'on débattra de la «Standortförderung». Je trouve qu'ac-
tuellement un effort doit être réalisé dans la diversification
des marchés. Les Chinois, les Russes, les Indiens, parmi
lesquels on trouve un nombre incroyable de millionnaires, se
fichent absolument de notre taux de TVA! C'est vers ces
marchés, dans le sens de cette diversification que nous de-
vons porter nos efforts. 

Luginbühl Werner (BD, BE): Um Ihre Geduld nicht allzu stark
zu strapazieren, habe ich in der Eintretensdebatte auf ein
Votum verzichtet, muss jetzt aber zu zwei Anträgen kurz et-
was sagen.
Es wurde erwähnt: Der Tourismus ist die drittwichtigste
Branche in unserem Land. Die Entwicklung in den Touris-
musgebieten ist besorgniserregend. Die Städte haben das
bisher eindeutig weniger gespürt. Aber in den struktur-
schwachen Regionen ist die Entwicklung negativ, und ich
fürchte, dass dies erst der Anfang ist, weil in diesem Som-
mer doch verschiedene Regionen noch von Buchungen, die
bereits gemacht waren, profitiert haben. Kaum eine Branche
hat derart wenig Möglichkeiten, vom günstigen Euro zu profi-
tieren, umso mehr, als wir ja in den letzten Jahren gerade im
Tourismusbereich die Branche auch ermuntert haben, lokale
Produkte einzukaufen. Wir haben ein Interesse, dass diese
lokalen Produkte weiter gekauft werden und nicht auf gün-
stige Importe umgestellt wird. In der Branche ist man um
jede Senkung der Kosten dankbar. Wenn wir nur den Kaffee
anschauen oder das Hotelzimmer, dann stimmen diese
Rechnungen, die gemacht wurden. Aber ich habe mit einem
Hotelier dessen Betrieb in Interlaken angeschaut: Die Sen-
kung des Satzes macht für ihn pro Jahr 350 000 Franken
aus. Das sind vier Stellen, die, wenn die Situation wirklich
kritisch wird, eben bleiben oder verschwinden.
Das Problem der Giesskanne: Es ist in diesem Paket
schwierig, Massnahmen zu finden, die nicht nach dem Prin-
zip der Giesskanne durchgeführt werden, und es wird im
nächsten Paket auch schwierig sein. Die Giesskanne ist ein
Problem; es gibt daneben aber noch ein zweites Problem,
das ist die Frage der Gleichbehandlung. Die Giesskanne hat
manchmal auch den Vorteil, dass sie alle gleich behandelt.
Wenn die Massnahme, welche die Arbeitslosenversicherung
betrifft und die wir soeben beschlossen haben – und der ich
auch zugestimmt habe –, zur Folge hat, dass wir in schwieri-
gen Zeiten die Abgaben für die Arbeitgeber nicht erhöhen
müssen, dann profitieren auch alle davon, auch die, die nicht
im Exportbereich tätig sind. Auch da besteht also ein Ansatz
von Giesskanne.
Ich habe einen Antrag zu einem späteren Punkt eingereicht,
der betrifft die Streichung des Darlehens von 100 Millionen
Franken für die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit
(SGH). Ich habe diesen Antrag vorsorglich gestellt. Ich
werde in dem Bereich, den wir jetzt diskutieren, nur die Min-
derheitsanträge, die Tourismus und Gastronomie betreffen,
unterstützen. Sollte diesen Minderheitsanträgen eine Mehr-
heit erwachsen, werde ich den Antrag aufrechterhalten,
diese 100 Millionen Franken zu streichen, andernfalls werde
ich ihn zurückziehen. Aus welchem Grund? Die Senkung
des Mehrwertsteuersatzes ist eine sofort wirksame, einfach
umsetzbare, eben eine wirkungsvolle Massnahme. Beim
SGH-Kredit werden die Wirksamkeit und die Dringlichkeit
doch auch in verschiedenen Kantonen und durch verschie-
dene Stellen bezweifelt. Darum schiene mir diese Mass-
nahme hier für den Tourismus wirkungsvoller.

Hess Hans (RL, OW): Ich stelle Ihnen den Antrag, der Min-
derheit zu folgen, und zwar vor allem wegen Artikel 25 Ab-
satz 3. 
Ich reichte am 9. Dezember 2004 in diesem Rat die Motion
04.3655 mit dem Titel «Änderung des Mehrwertsteuergeset-
zes» ein und verlangte, dass Artikel 36 Absatz 1 Buchsta-

be a Ziffer 2 des Mehrwertsteuergesetzes in dem Sinne ge-
ändert werde, dass der reduzierte Mehrwertsteuersatz auch
für Ess- und Trinkwaren gelte, die im Rahmen von gastge-
werblichen Lieferungen abgegeben würden. 23 Kolleginnen
und Kollegen unterzeichneten diese Motion mit, und der
Bundesrat war bereit, die Motion entgegenzunehmen. Unser
Rat nahm die Motion in der Folge am 14. März 2005 ohne
Gegenstimme an. Leider passierte mit der Motion dann
nichts mehr. Diese ist zurzeit immer noch in der Kommission
für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates hängig und
bleibt sistiert, bis die gesamten Fragen um die Revision des
Mehrwertsteuergesetzes geklärt sind. Heute wissen wir,
dass diese Klärung noch Jahre dauern kann. Aber heute
bietet sich eine gute Gelegenheit, das Anliegen, das, wie ich
es bereits gesagt habe, von 23 Kollegen und Kolleginnen un-
terstützt wurde, umzusetzen.
Jetzt werde ich für meine Verhältnisse ein bisschen lange re-
den. In der Annahme nämlich, dass nicht mehr alle 23 Kolle-
gen wissen, was sie vor knapp sieben Jahren unterzeichnet
haben, gebe ich den Inhalt meiner Motion verkürzt wieder:
«Seit der Einführung der Mehrwertsteuergesetzgebung hat
sich die Situation auf dem Markt der Ausserhausverpflegung
markant verändert. Bei der Einführung der Mehrwertsteuer
verkaufte der Detailhandel nur sehr beschränkt bereits bear-
beitete Produkte für die Ausserhausverpflegung, während
vorwiegend im Gastgewerbe ... zubereitete Speisen serviert
wurden. Heute sind die Übergänge fliessend. So hat der Ab-
satz der 'ready to cook'- oder der 'ready to eat'-Produkte im
Detailhandel stark zugenommen. Aufgrund der grösseren
Nachfrage nach Auswärtsverpflegung haben sich zwischen-
zeitlich auch viele Bäckereien, Metzgereien usw. auf dieses
Marktsegment ausgerichtet, indem auch dort gastgewerbe-
ähnliche Produkte verkauft werden (Stichwort 'take-away').
Diese Produkte unterscheiden sich kaum mehr von den An-
geboten im Gastgewerbe.
Gleichzeitig ist die Verpflegung im Gastgewerbe ... bei vielen
Arbeitnehmern zu einem Bestandteil der sogenannten
'Grundversorgung' geworden: Sie müssen sich wegen der
grossen Distanz zwischen Wohn- und Arbeitsort regelmäs-
sig auswärts verpflegen.
In diesem Umfeld von zunehmender Konkurrenz muss das
im MWSTG gewählte Unterscheidungskriterium zwischen
Gastgewerbe und Detailhandel als nicht mehr zeitgemäss
bezeichnet werden. Diese beiden Branchen unterscheiden
sich gemäss Mehrwertsteuergesetz nur dadurch, dass das
Gastgewerbe 'für den Konsum an Ort und Stelle besondere
Vorrichtungen bereithält' ... Dieser äusserst kleine materielle
Unterschied führt jedoch zu einer um 5,2 Prozent höheren
Mehrwertsteuerbelastung im Gastgewerbe und damit zu ei-
ner Marktverzerrung. Es ist daher gerechtfertigt, auf beide
Branchen den gleichen Mehrwertsteuersatz anzuwenden.»
Diese Situation hat sich in den letzten Jahren, seit ich die
Motion eingereicht habe, noch drastisch zuungunsten des
Gastgewerbes verschlechtert. Wir erleben es eigentlich je-
den Tag, wenn wir über den Mittag durch die Stadt gehen:
Überall sehen wir Menschen, die ihr Essen ausserhalb von
Restaurantbetrieben einnehmen. Heute haben wir eine gute
Gelegenheit, den ungerechten und unbefriedigenden Zu-
stand zu korrigieren, ohne die Revision des Mehrwertsteuer-
gesetzes als Ganzes abzuwarten.
Wir befinden uns, geschätzte Frau Bundesrätin, in einer aus-
serordentlichen Situation im Sinne der Verfassung, denn die
Ungerechtigkeiten dauern einfach weiter – und diese Unge-
rechtigkeit können wir heute mindestens für ein Jahr korri-
gieren. Und vielleicht können wir diese Korrektur nächstes
Jahr wieder mit einem dringlichen Bundesbeschluss perpe-
tuieren.
Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit Germann zu Arti-
kel 25 Absatz 3 zuzustimmen.

Amstutz Adrian (V, BE): Vorab eine Bemerkung an die Ad-
resse des Kommissionssprechers: Ich staune schon, wie
man sich hier Sorgen macht um den Aufwand für die Pflicht-
erfüllung bei dieser Steuerreduktion. Ich glaube, das wäre
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nicht das Schlimmste, was wir den Unternehmungen und
den Gastro- und Hotelleriebetrieben zumuten würden.
Ich möchte aber noch auf einen Umstand hinweisen: Es wird
immer von der Exportindustrie gesprochen, die von der
Frankenstärke betroffen ist. Aber denken Sie mal an den
Schreiner, der Tische produziert. Der Schreiner produziert
Tische mit Schweizer Löhnen und Schweizer Kosten, und er
steht in Konkurrenz zu Importen aus dem Ausland, die mitt-
lerweile um 20, 30 Prozent bessere Voraussetzungen ha-
ben. Der Schreiner ist nicht Teil der Exportindustrie, aber er
wird natürlich nach dem heute leider gültigen Prinzip «Geiz
ist geil» in einer Art und Weise zusätzlich konkurrenziert und
benachteiligt, die eben – der Schreiner möge nur als Bei-
spiel dienen – noch ganz andere Bereiche betrifft, als wir
das hier offenbar wahrhaben wollen. Ich bitte einfach, das
zur Kenntnis zu nehmen.
Ich bitte auch, zur Kenntnis zu nehmen, dass die Betriebe –
die Unternehmungen, aber auch die Hotellerie- und die Ga-
strobetriebe – alle in dieser schwierigen Situation ihre Haus-
aufgaben zu machen haben. Die meisten tun dies auch, und
es ist nicht akzeptierbar, wenn man dann eine der vielen
staatlichen Belastungen als Bagatelle taxiert und an einem
Rechenbeispiel aufzeigt, dass diese Belastung gar nichts
ausmache. Es ist die Summe aller Dinge, die die Konkur-
renzfähigkeit in einem Betrieb verbessert; das ist auch bei
mir in meinem kleinen Betrieb so. Ich möchte schon, dass
man das zur Kenntnis nimmt: Es ist nie die einzelne Mass-
nahme. Wenn der Hotelier im Viersternehotel seine Kosten
optimiert und vielleicht das WC-Papier günstiger einkauft,
dann ist das als Einzelmassnahme auch eine kleine Mass-
nahme, aber es trägt eben dazu bei, die Kostenstruktur zu
verbessern und damit konkurrenzfähiger zu werden.
Ich bitte Sie darum, allen Minderheitsanträgen zuzustim-
men.

Brändli Christoffel (V, GR): Der Herr Präsident hat mich so
böse angeschaut, als ich mich zu Wort gemeldet habe. Des-
halb verzichte ich jetzt auf mein Votum. (Heiterkeit)

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Das war nicht
beabsichtigt, Herr Brändli.

Widmer-Schlumpf Eveline, Bundesrätin: Währungsproble-
me – die haben wir ja im Moment – lassen sich wohl kaum
damit beseitigen, dass wir die Mehrwertsteuer um 1,3 Pro-
zentpunkte heruntersetzen. Die leeren Hotels werden auch
nicht voller, wenn Sie die Mehrwertsteuer um 1,3 Prozent-
punkte auf 2,5 Prozent heruntersetzen. Das Problem liegt in
einem ganz anderen Bereich, das wissen wir alle, und da
braucht es andere Massnahmen. Natürlich kann man so et-
was machen, das ist eine homöopathische Behandlung,
aber es wird nicht dazu führen, dass sich die Situation echt
verbessert. Auf der anderen Seite muss man die Folgen der
Mindereinnahmen dann auffangen. Das sind ungefähr
750 Millionen Franken – je nachdem, wie Sie rechnen – oder
900 Millionen, wenn Sie Zigaretten, Alkohol usw. auch dazu-
nehmen. Es stimmt, dass man sich einmal auch zu einem
anderen Bereich wird Gedanken machen müssen, nämlich
zu den Teilzeitarbeitsstellen und zu den Arbeitslosen. Wir
werden uns darüber Gedanken machen müssen, wie man
dieses Problem lösen kann.
Herr Ständerat Hess, Sie haben 2004 eine Motion einge-
reicht. Nachher hat man die Mehrwertsteuerreform disku-
tiert, Teil A und Teil B; Teil B steckt jetzt noch fest. Ich bin
froh, dass Sie gesagt haben, Sie seien jetzt für eine kurzfri-
stige Massnahme von einem Jahr, die man dann perpetuie-
ren könne. Das Problem ist ja das folgende: Wenn Sie jetzt
als Einjahresmassnahme die Mehrwertsteuer herunterset-
zen, wissen wir, Sie und ich, genau, dass uns dann im näch-
sten Jahr die Frage beschäftigen wird: Wie könnten wir
diese Einjahresmassnahme perpetuieren? Oder mit ande-
ren Worten: Könnten wir dann auch die Frage umgehen, ob
wir die Mehrwertsteuerreform, Teil B, beerdigen wollen?
Oder wollen wir sie zu Ende führen und dann das Problem

mit einzelnen Teilmassnahmen irgendwie umschiffen? Ich
habe grosse Bedenken, dass das geschehen könnte.
Ganz abgesehen davon: Wenn Sie für ein Jahr die Mehr-
wertsteuer absenken, trifft es nicht zu, dass das kein Auf-
wand ist, wie hier gesagt wurde. Bei jeder Veränderung der
Mehrwertsteuer haben die Unternehmen enorm viel Auf-
wand im administrativen Bereich. Das ist auch der Grund,
warum wir allen Unternehmen immer einen Vorlauf von mehr
als einem Jahr geben müssen – das geschah auch, als wir
um diese 0,4 Prozentpunkte angepasst haben –, damit man
die Software und alles umstellen kann. Jetzt soll das plötz-
lich kein Thema sein: Jetzt ist es also plötzlich möglich, für
ein einziges Jahr das ganze administrative Prozedere durch-
zuspielen. Das verursacht aber Kosten und Aufwand mit re-
lativ wenig Nutzen.
Das kann ja nur in der Absicht sein, dass es dann nicht eine
einjährige Massnahme ist. Sonst macht es wirklich keinen
Sinn, der Aufwand ist zu gross. Aber für mehr als ein Jahr ist
es ja nicht gedacht. Sie sagen zu Recht: Die Änderung soll
am 1. Januar 2012 in Kraft treten und bis Dezember 2012
dauern. Also ist es eine befristete Massnahme. Ich weiss
nicht, wie man begründen kann, dass man den Unterneh-
men das aufladen will!
Aber es ist auch im Prinzip falsch: Es wirkt wie eine Giess-
kanne, also auch dort, wo wir es nicht brauchen. Ich habe
das bereits ausgeführt. Es kann ja auch nicht mit der Erhö-
hung um 0,4 Prozentpunkte verglichen werden. Diese Erhö-
hung hat man nicht für ein Jahr gemacht, die hat man für
mehrere Jahre gemacht. Darum hat sich der Aufwand auch
gelohnt.
Wenn man im Bereich der Mehrwertsteuer etwas Vernünfti-
ges machen will – und ich denke, es ist notwendig, bei der
Mehrwertsteuer etwas Vernünftiges zu machen –, dann wür-
de ich dem Parlament empfehlen, möglichst rasch die Mehr-
wertsteuerreform, Teil B, über die Bühne und ins Ziel zu brin-
gen. Dann hätten wir wirklich die Entlastung, die wir brau-
chen, auch für die Unternehmen. Ich hoffe, das wird min-
destens in der nächsten Legislatur dann endlich gelingen.

Erste Abstimmung – Premier vote
Für den Antrag der Minderheit I ... 10 Stimmen
Dagegen ... 31 Stimmen

Zweite Abstimmung – Deuxième vote
Für den Antrag der Minderheit II ... 15 Stimmen
Dagegen ... 26 Stimmen

Dritte Abstimmung – Troisième vote
Für den Antrag der Minderheit III ... 14 Stimmen
Dagegen ... 28 Stimmen

Ziff. Ia
Antrag der Minderheit
(Fetz, Berset, Berberat)
Einleitung
Das nachstehende Bundesgesetz wird angenommen:
Titel
Bundesgesetz über den Fonds zum Erhalt der exportabhän-
gigen Arbeitsplätze des Werkplatzes Schweiz (Fonds für
den Werkplatz Schweiz)
Art. 1 Titel
Fonds
Art. 1 Abs. 1
Der Fonds für den Werkplatz Schweiz ist ein rechtlich un-
selbstständiger Fonds mit eigener Rechnung.
Art. 1 Abs. 2
Aus dem Fonds werden kurzfristige finanzielle Hilfsmass-
nahmen für die exportabhängige Industrie, das exportorien-
tierte Gewerbe und die Hotellerie finanziert.
Art. 2 Titel
Äufnung
Art. 2 Abs. 1
Dieser Fonds wird mit Inkrafttreten dieses Gesetzes durch
die Übertragung von 1,2 Milliarden Franken geäufnet.
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Art. 2 Abs. 2
Die Einlage ist ausschliesslich zur Finanzierung der Aufga-
ben nach Artikel 1 bestimmt.
Art. 3 Titel
Verwendung der Mittel
Art. 3 Abs. 1
Die Mittel dieses Fonds dienen der kurzfristigen und zielge-
richteten Bewältigung der Folgen der massiven Überbewer-
tung des Frankens für den Werkplatz.
Art. 3 Abs. 2
Der Einsatz der Mittel geschieht auf Antrag der betroffenen
Unternehmen und erfolgt nach Rücksprache mit den Sozial-
partnern.
Art. 3 Abs. 3
Einzelheiten werden auf Verordnungsstufe geregelt.
Art. 4 Titel
Information
Art. 4 Text
Der Bundesrat berichtet der Bundesversammlung alle drei
Monate über den Stand der Realisierung des Programms.
Art. 5 Titel
Verschuldung und Verzinsung
Art. 5 Abs. 1
Der Fonds darf sich nicht verschulden.
Art. 5 Abs. 2
Die flüssigen Mittel werden nicht verzinst.
Art. 6 Titel
Fondsrechnung
Art. 6 Abs. 1
Der Fonds besteht aus einer Erfolgsrechnung und einer Bi-
lanz.
Art. 6 Abs. 2
Die Erfolgsrechnung weist aus:
a. den Ertrag: aus der Einlage nach Artikel 2;
b. den Aufwand: aus den Entnahmen für die Finanzierung
der Aufgaben nach Artikel 1 Absatz 2.
Art. 6 Abs. 3
Die Bilanz weist die flüssigen Mittel und das Dotationskapital
aus.
Art. 7 Titel
Genehmigung der Rechnung und Finanzplanung
Art. 7 Abs. 1
Der Bundesrat unterbreitet der Bundesversammlung jährlich
die Rechnung des Fonds in einem einfachen Bundesbe-
schluss zur Genehmigung.
Art. 7 Abs. 2
Er erstellt eine Finanzplanung und bringt sie der Bundesver-
sammlung zusammen mit dem Voranschlag zur Kenntnis.
Art. 8 Titel
Auflösung des Fonds
Art. 8 Text
Ein Jahr nach Inkraftsetzung dieses Gesetzes löst der Bun-
desrat den Fonds auf. Verbleibende Mittel werden in den all-
gemeinen Bundeshaushalt übertragen.
Art. 9 Titel
Vollzug
Art. 9 Text
Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmungen.

Ch. Ia
Proposition de la minorité
(Fetz, Berset, Berberat)
Introduction
La loi suivante est acceptée:
Titre
Loi fédérale sur le fonds destiné au maintien des emplois
dans les entreprises suisses d'exportation (fonds pour la
place industrielle suisse)
Art. 1 titre
Fonds
Art. 1 al. 1
Le fonds pour la place industrielle suisse est un fonds juri-
diquement dépendant et doté d'une comptabilité propre.

Art. 1 al. 2
Il sert à financer des mesures d'aide financière à court terme
destinées à l'industrie d'exportation, aux entreprises actives
dans l'exportation et à l'hôtellerie.
Art. 2 titre
Alimentation
Art. 2 al. 1
Le fonds est alimenté par un versement de 1,2 milliard de
francs en date de l'entrée en vigueur de la présente loi.
Art. 2 al. 2
Le versement est exclusivement destiné au financement des
mesures prévues à l'article 1.
Art. 3 titre
Utilisation des moyens
Art. 3 al. 1
Les moyens du fonds sont destinés à remédier à court terme
et de manière ciblée aux conséquences de la surévaluation
massive du franc pour la place industrielle.
Art. 3 al. 2
Ils sont utilisés à la demande des entreprises concernées et
après consultation des partenaires sociaux.
Art. 3 al. 3
Les modalités sont réglées par voie d'ordonnance.
Art. 4 titre
Information
Art. 4 texte
Tous les trois mois, le Conseil fédéral rend compte à l'As-
semblée fédérale de l'état de la réalisation du programme.
Art. 5 titre
Endettement et intérêts
Art. 5 al. 1
Le fonds ne doit pas s'endetter.
Art. 5 al. 2
Les liquidités ne portent pas intérêt.
Art. 6 titre
Comptes du fonds
Art. 6 al. 1
Les comptes du fonds comprennent le compte de résultats
et le bilan.
Art. 6 al. 2
Le compte de résultats présente:
a. les revenus: provenant du versement au sens de l'arti-
cle 2;
b. les charges: résultant des sommes prélevées pour le fi-
nancement des mesures prévues à l'article 1 alinéa 2.
Art. 6 al. 3
Le  bilan présente les liquidités et le capital de dotation.
Art. 7 titre
Adoption des comptes et planification financière
Art. 7 al. 1
Le Conseil fédéral soumet chaque année les comptes du
fonds à l'Assemblée fédérale, qui les approuve par un arrêté
fédéral simple.
Art. 7 al. 2
Le versement est exclusivement destiné au financement des
mesures prévues à l'article 1.
Art. 8 titre
Dissolution du fonds
Art. 8 texte
Le Conseil fédéral dissout le fonds un an après l'entrée en
vigueur de la présente loi. Le solde du fonds est transféré
dans les caisses de la Confédération.
Art. 9 titre
Exécution
Art. 9 texte
Le Conseil fédéral édicte les dispositions d'exécution.

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Ich versuche,
es auch hier kurz zu machen. Das Ganze läuft ja unter dem
Titel «Fonds für den Werkplatz Schweiz» oder auch unter
dem Titel «Krisenfonds». Ihre Kommission hat dieses Anlie-
gen mit 10 zu 3 Stimmen abgelehnt. Warum?
Die Bestimmungen für den Fonds sind sehr allgemein gehal-
ten und schwierig umzusetzen. Genau das zeigt ja die Dis-
kussion um das bundesrätliche Massnahmenpaket auch. In
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Artikel 1 Absatz 2 heisst es, der Fonds werde für kurzfristige
finanzielle Hilfsmassnahmen für die exportabhängige Indu-
strie, das exportorientierte Gewerbe und die Hotellerie ein-
gerichtet. Einen weiteren Hinweis darauf, wozu das Geld ge-
braucht werden soll, gibt es noch in Artikel 3 Absatz 1: «Die
Mittel dieses Fonds dienen der kurzfristigen und zielgerich-
teten Bewältigung der Folgen der massiven Überbewertung
des Frankens für den Werkplatz.» Ich muss Ihnen sagen: Es
ist sehr schwierig, daraus abzuleiten, wozu denn jetzt das
Geld konkret eingesetzt werden soll. Zudem sind 1,2 Milliar-
den Franken eine enorme Summe, gerade dann, wenn man
keine konkreten Massnahmen aufzeigen kann.
Dieser Fonds steht auch finanzpolitisch im Gegensatz zu den
üblichen Grundsätzen der Budgetierung, nämlich zur Voll-
ständigkeit – ein Budget soll die Jahresfinanzen des Staats
über ein Jahr darstellen – und zur Ehrlichkeit. Wir würden da-
mit gewissermassen eine Parallelfinanzierung aufbauen.
Es kommt noch dazu, dass nach meiner Meinung auch zum
Text noch gewisse Fragezeichen zu setzen sind. In Artikel 7
Absatz 1 heisst es: «Der Bundesrat unterbreitet der Bundes-
versammlung jährlich die Rechnung des Fonds in einem ein-
fachen Bundesbeschluss zur Genehmigung.» In Artikel 8
steht dann: «Ein Jahr nach Inkraftsetzung dieses Gesetzes
löst der Bundesrat den Fonds auf.» Der Bericht muss also
nur für ein Jahr gemacht werden.
Ich bin mit der Kommissionsmehrheit der Meinung, dass die-
ses Anliegen abzulehnen ist. Das zweite Paket des Bundes-
rates, das schon mehrfach erwähnt worden ist, ist hier der
bessere Weg, sofern geeignete Massnahmen gefunden wer-
den. Davon gehe ich jetzt einmal aus.

Fetz Anita (S, BS): Ausserordentliche Situationen verlangen
solche Massnahmen. Das ist der Hintergrund unseres Vor-
schlags für einen Krisenfonds, der weder eine Giesskanne ist
noch keine Massnahmen unterstützen soll, wie das vorher
ausgeführt worden ist. Unser Vorschlag für einen Krisenfonds
für den Werkplatz Schweiz soll Soforthilfe für die exportorien-
tierte Industrie, das Gewerbe und die Hotellerie geben. 
Gemäss neueren Berechnungen wissen wir, dass bei einer
Frankenaufwertung von 10 Prozent 100 000 Arbeitsplätze in
der Schweiz in den nächsten drei bis fünf Jahren verlorenge-
hen werden; das ist eine grosse Zahl. Wir haben jetzt mit
dem kleinen Massnahmenpaket des Bundesrates etwas da-
gegen unternommen, aber wir müssen mehr tun. Das meine
nicht nur ich, das meinen auch viele Vertreter der Industrie,
denn sie sind mit ihren Unternehmen zum Teil am Anschlag.
«Wir können mit einem Kurs von Fr. 1.20 nicht überleben»,
sagt beispielsweise Thomas Schweizer, der Direktor des
Textilverbandes. 
Der Krisenfonds ist, weil es sich ja hier um ein dringliches
Paket handelt, auf ein Jahr beschränkt. Die Summe ist mit
1,2 Milliarden Franken im Gegenteil sehr gering. Mir wurde
aus der Verwaltung gesagt, dass man mit einer Milliarde
Franken kaum etwas machen könne; das als Antwort darauf,
es sei eine Riesensumme. Ich befürchte auch, dass es nur
ein kleiner Teil der Betroffenen ist, dem damit geholfen wer-
den kann. Der Zweck ist natürlich die Abdeckung währungs-
bedingter Margeneinbrüche.
Man kann jetzt sagen, dass das alles im Gesetzentwurf nicht
genau definiert sei. Selbstverständlich ist es nicht genau de-
finiert, weil das Gesetz damit zu weit ginge. Die genauen
Kriterien und die konkret zu unterstützenden Massnahmen
sollen dann die Sozialpartner zusammen mit der Verwaltung
definieren, das soll dann der Bundesrat in einer Verordnung
festsetzen. Das kann man einfach machen, das kann man
schnell machen, dazu braucht es keinen Riesenaufwand. Ich
kann zwei, drei Beispiele für Kriterien geben: Es muss ver-
mutlich ein Mindestanteil an Export gegeben sein, zwi-
schen 10 und 20 Prozent, stelle ich mir vor. Es muss klar
sein, dass die Margen von der Frankenstärke betroffen sind.
Es muss eine klare Vorstellung davon geben, wie die Über-
brückungsmassnahme, die dem Unternehmen helfen soll,
aussieht. Es darf nicht darum gehen, marode Firmen zu un-
terstützen; es geht darum, Überlebenshilfe für gesunde Fir-
men zu leisten, weil wir nämlich ohne solche Sofortmass-

nahmen in zwei, drei Jahren Zehntausende von Arbeitsplät-
zen verloren haben werden – trotz der übrigen Massnah-
men, die wir jetzt beschliessen.
Dieser Fonds ist übrigens keine Neuerfindung: Der Kanton
Basel-Stadt benutzte in den Dreissigerjahren – und das wa-
ren noch schlimmere Jahre – ein ähnliches Modell und hatte
damit durchaus Erfolg. Ich hoffe, es kommt nicht so weit,
aber wenn man in die Zukunft schaut, sieht es nicht gut aus.
Falls dieser Krisenfonds wider Erwarten nicht nötig sein
sollte, wären wir ja die Ersten, die darüber froh wären, denn
das hiesse, dass es keine notleidenden Unternehmen gäbe.
Schliessen möchte ich mit einem Zitat von Mark Twain. Er
sagte: «Die Geschichte wiederholt sich nicht» – es gibt ja ei-
nige Anzeichen dafür –, «aber sie reimt sich.» Das sollten
wir vor Augen haben, wenn wir daran denken, was in Zu-
kunft vermutlich geschieht. Ich gehe leider davon aus, dass
wir einen solchen Fonds sehr wohl brauchen werden, wenn
nicht heute, dann halt nächstes oder übernächstes Jahr.

Widmer-Schlumpf Eveline, Bundesrätin: Wir, Frau Ständerä-
tin Fetz und der Bundesrat, sind uns einig, dass wir nächstes
Jahr in verschiedenen Bereichen Mittel brauchen werden.
Wir im Bundesrat sind jedoch der Auffassung, dass es nicht
der richtige Weg ist, jetzt Mittel aus der Rechnung herauszu-
nehmen und in einen Fonds zu geben und dann eigentlich
die gleichen Aufwände zu finanzieren, wie wir das über das
ordentliche Budget auch machen. Ich sage Ihnen ein Bei-
spiel: Wir hätten dann die Tourismusförderung, für die wir ja
für das Jahr 2012 die Mittel aus dem ordentlichen Budget
aufgestockt haben, und daneben hätten wir einen Fonds,
der auch Tourismusförderung macht. Dann hätten wir Paral-
lelrechnungen mit unterschiedlichen Ansätzen. Das kann es
aber nicht sein, und es widerspricht eigentlich auch unseren
finanzhaushaltrechtlichen Grundsätzen.
Das ist der Unterschied zu Basel-Stadt 1930; da gab es kein
Finanzhaushaltgesetz.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Minderheit ... 10 Stimmen
Dagegen ... 31 Stimmen

Ziff. II
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. II
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen – Adopté

Gesamtabstimmung – Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Entwurfes ... 31 Stimmen
Dagegen ... 9 Stimmen
(1 Enthaltung)

Die Sitzung wird von 13.30 Uhr bis 14.00 Uhr unterbrochen 
La séance est interrompue de 13 h 30 à 14 h 00 
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Voranschlag 2011. Nachtrag IIa
Budget 2011. Supplément IIa

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit

Detailberatung – Discussion par article 

Sofern nichts anderes vermerkt ist: 
– beantragt die Kommission Zustimmung zum Entwurf
des Bundesrates; 
– stimmt der Rat den Anträgen der Kommission zu. 
Sauf indication contraire: 
– la commission propose d'adhérer au projet du Conseil
fédéral; 
– le conseil adhère aux propositions de la commission. 

Mit dem Nachtrag IIa beantragte Voranschlagskredite
Crédits budgétaires demandés avec le supplément IIa

Volkswirtschaftsdepartement
Département de l'économie

704 Staatssekretariat für Wirtschaft 
704 Secrétariat d'Etat à l'économie 

Antrag der Minderheit
(Fetz, Berberat, Berset)
A2310.XXXX Einlage Fonds für den Werkplatz Schweiz
Fr. 1 200 000 000

Proposition de la minorité
(Fetz, Berberat, Berset)
A2310.XXXX Apport fonds pour la place industrielle suisse
Fr. 1 200 000 000

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Der Antrag der
Minderheit ist soeben bei Ziffer Ia abgelehnt worden.

Antrag der Kommission
A4200.0108 Darlehen für die Schweizerische Gesellschaft
für Hotelkredite
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag Luginbühl
A4200.0108 Darlehen für die Schweizerische Gesellschaft
für Hotelkredite
Streichen

Proposition de la commission
A4200.0108 Prêts en faveur de la Société suisse de crédit
hôtelier
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition Luginbühl
A4200.0108 Prêts en faveur de la Société suisse de crédit
hôtelier
Biffer

Luginbühl Werner (BD, BE): Wie ich vorhin angekündigt ha-
be, ziehe ich diesen Antrag zurück, weil das frühere Ge-
schäft im Sinne der Mehrheit entschieden wurde.

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Der Antrag Lu-
ginbühl ist zurückgezogen worden.

Angenommen gemäss Antrag der Kommission
Adopté selon la proposition de la commission

708 Bundesamt für Landwirtschaft 
708 Office fédéral de l'agriculture 

Antrag Luginbühl
A2310.0146 Zulagen für die Milchwirtschaft 
Fr. 20 000 000

Proposition Luginbühl
A2310.0146 Suppléments accordés à l'économie laitière 
Fr. 20 000 000

Luginbühl Werner (BD, BE): Es ist tatsächlich so, dass ich
diesen Antrag bei den Ausfuhrbeiträgen für landwirtschaftli-
che Verarbeitungsprodukte präsentieren wollte; das war
aber aus formellen Gründen nicht möglich. Ich wollte ihn
dort präsentieren, weil eine gewisse sachliche, inhaltliche
Nähe besteht.
Ich bringe hier nicht etwas völlig Neues auf; die WAK des
Ständerates hat am Montag bereits einen entsprechenden
Antrag diskutiert und mit 6 zu 2 Stimmen die Finanzkommis-
sion beauftragt, diesen Punkt noch zu prüfen. Es geht um ei-
nen Zusatz zur Verkäsungszulage. Wie Sie wissen, ist ja
kaum ein anderer Produktionsbereich der schweizerischen
Landwirtschaft derart stark liberalisiert wie der Milchmarkt.
Mit der neuen Agrarpolitik wurden der Käsemarkt und der
Markt für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte von der
Politik in den freien Markt überführt, dies mit den Bilatera-
len I bzw. II. Man ging davon aus, dass die Schweizer Milch-
wirtschaft mit konkurrenzfähigen Milchpreisen beim Käse
die beste Wettbewerbsfähigkeit aufweist. Da der Bereich der
Molkereiprodukte weiterhin geschützt ist – mit Zöllen und
dem Rohstoffausgleich –, wurde für die verkäste Milch eine
Verkäsungszulage eingeführt. Dank dieser können die
Milchverarbeiter für die verkäste Milch einen Preis bezahlen,
welcher deutlich über dem EU-Preis liegt.
Nun leidet der liberalisierte Schweizer Milchmarkt massiv
unter der aktuellen Währungskursentwicklung. Es ist be-
kannt: Der Euro hat 20 Prozent, der Dollar 25 Prozent einge-
büsst. Diese Entwicklung hat Auswirkungen auf die gesamte
Milchwirtschaft; es drohen Schäden. Die Situation lässt sich
wie folgt zusammenfassen: Im Export sind die Erlöse für
Käse und Milchprodukte um mehr als 20 Prozent gesunken.
Der Inlandmarkt kommt zunehmend durch preislich bedeu-
tend günstigere Importprodukte unter Druck. Im Export sind
teilweise Preiserhöhungen vorgenommen worden, die aber
bereits zu ersten Marktanteilverlusten geführt haben. Im er-
sten Halbjahr 2011 ist der Schweizer Käseexport um rund
700 Tonnen oder 2,3 Prozent zurückgegangen; da war der
Franken noch deutlich günstiger. Im Gegensatz dazu sind
die Käseimporte um rund 1450 Tonnen oder 6,2 Prozent ge-
stiegen. Unter dem Strich ergibt sich ein Marktanteilverlust
von rund 21 Millionen Kilogramm Milch, was der Milchmenge
von rund 160 durchschnittlichen Milchproduktionsbetrieben
entspricht.
Die aktuell gültige Verkäsungszulage von 15 Rappen pro Ki-
logramm verkäste Milch wurde zu einem Zeitpunkt festge-
legt, als der Eurokurs noch bei Fr. 1.60 lag. Der massive
Preiszerfall im Export und der zunehmende Preis- und Im-
portdruck auf dem Inlandmarkt verlangen nach Massnah-
men. Welches sind die möglichen Handlungsoptionen für
Verarbeitung und Handel? Im Export entweder radikale
Preiserhöhungen auf den Absatzmärkten, um den Preiszer-
fall zu kompensieren, oder radikale Milchpreissenkungen,
um die Wettbewerbsfähigkeit wiederherzustellen; im Inland-
markt Milchpreissenkungen, um die Wettbewerbsfähigkeit
gegenüber Importprodukten sicherzustellen. Unter den heu-
te geltenden Rahmenbedingungen wird ein enormer Druck
auf den Milchpreis nicht zu verhindern sein, entweder auf-
grund einer allgemeinen, massiven und für die Landwirt-
schaft schmerzlichen Milchpreisreduktion oder aufgrund von
Volumenverlusten, wenn die Preise für den Export erhöht
werden.
Der Bundesrat schlägt nun in diesem Paket – und diesen
Punkt haben wir bereits genehmigt – eine Erhöhung der
Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche Verarbeitungspro-
dukte von 10 Millionen Franken vor. Das sogenannte
«Schoggi-Gesetz» regelt das Preisausgleichssystem für ver-
arbeitete landwirtschaftliche Produkte. Das heisst, die zu
schweizerischen Exportprodukten verarbeiteten, teureren
schweizerischen Agrarrohstoffe werden auf das niedrigere
ausländische Niveau verbilligt. Der Bundesrat begründet das
so, dass er damit eine Schwächung der Wettbewerbsfähig-
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keit der schweizerischen Nahrungsmittelexporte infolge der
Frankenstärke verhindern wolle.
Beim Käseexport ist, wie ich es geschildert habe, der Hand-
lungsbedarf ebenso gegeben. Und es ist schwer einzuse-
hen, warum der Bundesrat diese beiden Bereiche unter-
schiedlich behandelt. Eine temporäre Erhöhung der Verkä-
sungszulage durch einen Währungsausgleich ist die ein-
fachste und effizienteste Möglichkeit, um die aktuell äusserst
prekäre Situation der Schweizer Milchwirtschaft abzufedern.
Würde man eine analoge Erhöhung der Verkäsungszulage
wie im «Schoggi-Gesetz» vorsehen, müsste sie etwa 8 Rap-
pen betragen. Ich bin in meinem Antrag etwas tiefer gegan-
gen. Ich beantrage eine sofortige Erhöhung der Verkäsungs-
zulage mit einem Währungsausgleich um 5 Rappen je Kilo
verkäste Milch. Damit möchte ich verhindern, dass der
Milchpreis radikal zerfällt, und erreichen, dass die notwendi-
gen Preisanpassungen im Export schrittweise und mit Au-
genmass vorgenommen werden können.
Diese Massnahme würde bei etwa gleichbleibenden Kursen
rund 20 Millionen Franken kosten. Sollte der Franken vor
Ende Jahr schwächer werden, könnte ein System gewählt
werden, in dem diese Zulage schrittweise reduziert würde.
Man könnte beispielsweise sagen: Bei Fr. 1.20 bis 1.25 sind
es 5 Rappen; bei Fr. 1.25 bis 1.30 sind es 4 Rappen usw. –
bis null. Die Massnahme würde bis Ende Jahr gelten. Im
Rahmen der Budgetdiskussion müsste eine Lagebeurteilung
vorgenommen werden, wie sich die Situation dannzumal
präsentiert und welche Massnahmen allenfalls für 2012 vor-
gesehen werden müssen.
Ich bitte Sie, meinen Antrag zu unterstützen.

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Der Antrag hat
unserer Kommission in dieser Form nicht vorgelegen. Wir
haben auf Bitte der Kommission für Wirtschaft und Abgaben
unseres Rates einen etwa in die gleiche Richtung zielenden
Antrag nur kurz geprüft – Sie kennen ja das Verfahren, es
war nicht das normale. Ich kann also nur zwei, drei Hinweise
machen, warum Ihre Finanzkommission zum Schluss ge-
kommen ist, dass wir dieses Anliegen in diesem Paket nicht
aufnehmen.
Der erste Punkt ist eben gerade der: Die Idee dieses ersten,
kurzfristigen Massnahmenpakets richtet sich klar gegen Di-
rektsubventionen – damit wären wir wieder bei der Giess-
kanne – in irgendeinem Bereich, unabhängig davon, ob es
jetzt um den Export geht oder nicht. Es werden offenbar
etwa 30 Prozent der Milch exportiert. Dann kann man sa-
gen, es gebe Importkonkurrenz, aber da sind wir natürlich
wieder bei einem Punkt, der für viele andere Produkte in die-
sem Land eben auch gilt.
Es ist auch so, dass die Massnahme voraussichtlich im
zweiten Paket keinen Platz hat. Dieses soll vor allem einen
Impuls Richtung Wirtschaft, Technik, Innovation geben.
Wenn man das an den Kriterien misst, die wir bis jetzt in die-
sem Paket gehabt haben und denen Sie ja auch grossmehr-
heitlich zugestimmt haben, dann können wir dem nicht fol-
gen.
Es wurde uns auch vom BLW-Vertreter gesagt, dass die Auf-
stockung der Subvention vor allem längerfristig nicht agrar-
politischen Zielsetzungen entspricht. Es soll so sein, dass
das aktuelle Budget diese 15 Rappen jetzt bis Ende Jahr si-
chert und dass die Diskussion – der Antragsteller hat es
schon gesagt – an sich über das Budget 2012 geführt wer-
den müsste.
Wie gesagt, ganz genau kann ich hier nicht im Namen der
Kommission reden, aber in diesem Sinne würde ich Ihnen
vorschlagen, den Antrag abzulehnen, aber vielleicht jetzt
auch noch gut zuzuhören, was vonseiten des Bundesrates
gesagt wird.

Graber Konrad (CEg, LU): Sie wissen, dass ich Verwaltungs-
ratspräsident der Emmi AG bin. Ich spreche hier aber nicht
in dieser Funktion, sondern in erster Linie, weil ich die Situa-
tion in diesem Bereich natürlich auch speziell gut kenne. Es
geht letztlich um den Milchpreis, und es geht, wenn man das
hochrechnet, wie Herr Luginbühl gesagt hat, um 170 Milch-

betriebe; das wird im zweiten Halbjahr nicht anders ausse-
hen.
Ich möchte auch inhaltlich nichts mehr dazu sagen; Herr Lu-
ginbühl hat das alles ausgeführt. Ich möchte aber kurz zu
den Kriterien Stellung nehmen, an denen wir uns orientie-
ren. Ich stelle fest, dass dieser Vorschlag unseren Kriterien,
die wir heute angewendet haben, sehr gut entspricht. Es
wäre eine Massnahme, die kurzfristig beschliessbar wäre,
weil sie auf einem bestehenden System, auf der Verkä-
sungszulage, aufgebaut werden kann. Sie wäre kurzfristig
wirksam; auch das war heute ein Kriterium. Sie wäre nach-
haltig, weil damit eben verhindert werden kann, dass Markt-
anteile im Ausland verlorengehen. Sie wäre auch innovativ,
denn der Schweizer Käse hat nur dann eine Chance, wenn
er sich im Premiumbereich präsentiert. Mit den Innovatio-
nen, die die Schweizer Käsewirtschaft in der letzten Zeit ge-
leistet hat, ist dies möglich. Aber diese Innovationen müssen
auch eine Chance im Ausland erhalten und behalten. Diese
Chance wird mit den Währungsdifferenzen von 20 bis
30 Prozent jetzt reduziert; der Zugang zu den Märkten wird
dadurch auch mit innovativen Produkten schwierig. Die
Massnahme wäre auch zielgerichtet, weil sie nur auf die Ex-
porttätigkeit ausgerichtet ist. Es ist falsch, wenn man von
Subventionen spricht – es geht um einen «Abstandhalter»
gegenüber den ausländischen Mitbewerbern. Sie haben von
Herrn Luginbühl auch gehört, wie stark der Schweizer Markt
jetzt durch ausländischen Käse überschwemmt wird – nicht
aus Qualitäts-, sondern aus Währungsgründen. Schliesslich
scheint es mir richtig, wenn man hier von einem Währungs-
ausgleich spricht, das heisst, man müsste selbstverständlich
diesen Zuschlag entsprechend der Höhe des Schweizerfran-
kens reduzieren.
Wenn wir diesem Antrag zustimmen, geben wir dem Natio-
nalrat die Möglichkeit, das zu tun, was jetzt die Finanzkom-
mission aus Zeitgründen noch nicht tun konnte. Mir scheint
es wichtig, dass dieser Antrag im Detail geprüft wird und ins-
besondere dass kein Unterschied zu anderen Nahrungsmit-
telbereichen entsteht; Herr Luginbühl hat das ausgeführt.
Mit dem «Schoggi-Gesetz» können wir den einen Bereich
berücksichtigen, und mit diesem Ausgleich der Währung auf
der Verkäsungszulage würde dann insbesondere dem
Schweizer Käse als Exportgut Rechnung getragen.
Ich möchte Sie bitten, diesen Antrag zu unterstützen, damit
der Nationalrat die Möglichkeit hat, sich im Detail damit zu
beschäftigen.

Widmer-Schlumpf Eveline, Bundesrätin: Wir möchten Sie bit-
ten, diesen Antrag abzulehnen.
Zuerst einmal zur Frage, was die Stossrichtung der Mass-
nahmen ist, die wir heute diskutieren: Wir sind gegen Direkt-
subventionen für vom Wechselkurs betroffene Unterneh-
mungen; das ist heute immer wieder gesagt worden. Wenn
Sie den Käsemarkt anschauen und die Verkäsungszulage,
die uns ja schon beim Budget 2011 ziemlich beschäftigt hat,
sehen Sie, dass 30 Prozent der Käseproduktion ins Ausland
gehen, 70 Prozent werden im Inland abgesetzt. Sie würden
mit einer solchen Subventionierung also auch den Inland-
konsum unterstützen. Da kommen Sie in gröbere Schwie-
rigkeiten mit Blick auf die Abgrenzung zu anderen Berei-
chen. Warum wollen Sie den Inlandkonsum von Käse
unterstützen, nicht aber denjenigen von Gemüse oder Ge-
treide? Was gibt es für eine Rechtfertigung, in diesem Be-
reich eine Unterstützung vorzusehen, in anderen Bereichen
aber nicht?
Der Antragsteller möchte eine Aufstockung um 20 Millionen
Franken im Rahmen eines Nachtragskredits vornehmen und
sie nächstes Jahr über das ordentliche Budget weiterführen.
Zur heutigen Verkäsungszulage kämen also noch einmal
rund 100 Millionen Franken dazu. Das müsste man ir-
gendwo abfangen. Man könnte das entweder im Landwirt-
schaftsbereich machen – wer die Diskussionen kennt, weiss
aber, dass das nicht sehr wahrscheinlich ist – oder in einem
anderen Bereich, was auch nicht ganz einfach sein dürfte.
Und das müsste auch geschehen, um auch den Absatz von
Käse im Inland zu fördern, denn wie gesagt werden nur
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30 Prozent der Käseproduktion exportiert. Wir würden uns
hier also auf ein sehr schwieriges Gelände begeben.
Man war sich einmal darüber einig, dass man von den pro-
duktionsabhängigen Zulagen weg und hin zu Direktzahlun-
gen kommen wollte. Das ist die Stossrichtung der Landwirt-
schaftspolitik. Man hat versucht, die Milchmenge zu steuern.
Jetzt sagt man, man könne den Milchpreis nicht halten. Aber
schauen Sie einmal, wie sich die Milchmenge ausgeweitet
hat. Dabei wollte man eigentlich von den produktionsabhän-
gigen Beiträgen wegkommen und – diese Absicht bestand
zu Recht – Direktzahlungen für das Unternehmertum zur
Verfügung stellen, um in einem Bereich, in dem eine gewal-
tige Überproduktion besteht, die Produktion nicht noch an-
zuheizen. Wenn man jetzt argumentiert, der Preis breche
ein, dann frage ich Sie: Warum reduziert man nicht die
Milchmenge und macht es über Direktzahlungen? Es kann
ja nicht Ihre Absicht sein, dass man die 20 Millionen Fran-
ken – das wäre ja die Logik – bei den Direktzahlungen kom-
pensiert. Ich gehe nicht davon aus, dass Sie das jetzt oder
bei der Beratung des Budgets tun wollen.
Ich meine, es sei sinnvoll, das hier Geforderte nicht zu ma-
chen. Man kann aber etwas anderes machen: Im Budget
2012 sind 13 Rappen pro Kilogramm Milch eingestellt. Wenn
es notwendig wäre – dies sage ich auch an die Adresse des
Präsidenten der Kommission, der gesagt hat, man müsse
hören, was der Bundesrat sage –, könnten wir im Rahmen
des Budgets darüber diskutieren, sicher aber nicht im Sinne
einer Massnahme im Zusammenhang mit der Franken-
stärke; das ist sicher falsch.

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Frau Kollegin
Widmer-Schlumpf hat gesagt, was zu sagen ist. Ich kann
meinerseits höchstens beifügen, dass wir jetzt nicht zusätzli-
che Positionen ins Paket aufnehmen sollten und dass es ei-
nen substanziellen Unterschied zwischen «Schoggi-Ge-
setz» und Verkäsungszulage gibt. Beim «Schoggi-Gesetz»
betrifft es nur die Exporte, bei der Verkäsungszulage eben
auch die Inlandanteile; das wurde gesagt. Es wurde auch
Folgendes gesagt: Wenn man innerhalb des Rahmens für
das Landwirtschaftsbudget eine Lösung finden müsste,
dann ginge das nicht anders, als dass man die Direktzahlun-
gen anpacken würde. Ich bestätige, was Frau Widmer-
Schlumpf eben auch gesagt hat: Wir sind uns bewusst, dass
im Zusammenhang mit dem Budget 2012 die Verkäsungszu-
lage, die bei 15 Rappen liegt, diskutiert werden muss.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag Luginbühl ... 11 Stimmen
Dagegen ... 23 Stimmen

Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommu-
nikation
Département de l'environnement, des transports, de
l'énergie et de la communication

802 Bundesamt für Verkehr
802 Office fédéral des transports

Antrag der Kommission
A2310.0214 Abgeltung alpenquerender kombinierter Ver-
kehr
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag Amstutz
A2310.0214 Abgeltung alpenquerender kombinierter Ver-
kehr
Streichen

Proposition de la commission
A2310.0214 Indemnisation du trafic combiné à travers les
Alpes
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition Amstutz
A2310.0214 Indemnisation du trafic combiné à travers les
Alpes
Biffer

Amstutz Adrian (V, BE): Ich beantrage Ihnen die Streichung
dieser 28,5 Millionen Franken. Diese Erhöhung der Ab-
geltung beim alpenquerenden kombinierten Verkehr um
28,5 Millionen Franken im laufenden Jahr kommt überhaupt
nicht der Schweizer Wirtschaft zugute. Sie subventionieren
damit lediglich den Transitverkehr und somit die ausländi-
sche Konkurrenz unserer Exportwirtschaft. Es handelt sich
damit um eine zusätzliche Subvention für die SBB und damit
indirekt für die ausländische Konkurrenz unserer Exportwirt-
schaft. Ich glaube, das ist doppelt falsch, das sollten wir
nicht machen.
Mit der Erhöhung dieser Förderbeiträge geht es nur darum,
das Loch in der Kasse der SBB etwas zu stopfen, die im
Cargo-Bereich nach wie vor defizitär arbeiten, weil sie er-
stens wenig flexibel und zweitens wenig kundenorientiert
sind. Dieser Beitrag ist falsch, setzt falsche Anreize und be-
wirkt das Gegenteil von dem, was wir hier diskutieren. Ich
bitte Sie schon, hier nicht indirekt die ausländische Exportin-
dustrie zu subventionieren, sondern zu unserer Exportindu-
strie zu schauen.

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Ich glaube,
auch hier ist das Problemverständnis für die schwierige Si-
tuation des Transportgewerbes aufgrund der Dollar- und
Euro-Schwäche vorhanden, das möchte ich keineswegs ne-
gieren. Gemäss Entwurf des Bundesrates sind die Gelder
zum Ausgleich von Währungsdifferenzen vorgesehen, und
zwar geht es, das möchte ich doch noch sagen, nicht nur um
die SBB – es geht um SBB Cargo –, sondern es geht auch
um BLS Cargo, die meines Wissens nicht wesentlich kleiner
ist, und es gibt auch noch Crossrail. Es geht darum, dass
deren Einnahmen in Euro natürlich weniger wert sind. Aller-
dings ist zuzugeben, dass dies auch für andere Transportbe-
triebe gilt, da bin ich einverstanden.
Der Grund, weshalb ich Ihnen trotzdem empfehle, den An-
trag Amstutz abzulehnen, ist folgender: Die heutige Bundes-
abgeltung – und dies habe ich vorher auch nicht gewusst –
wird in Euro entrichtet. Ich gebe zu, das hat auch mich ein
wenig erstaunt. Das soll übrigens geändert werden, aber für
dieses Jahr soll die Bundesabgeltung noch in Euro ausbe-
zahlt werden. Dahinter steht, und das dürfen wir auch nicht
ganz vergessen, ein Verfassungsauftrag, den Gütertransport
von der Strasse auf die Schiene zu verlegen. Wir haben also
eine Verfassungsgrundlage, darauf zu achten, dass der
Bahngütertransport funktioniert.
Noch einmal: Das Hauptargument für mich ist, dass ich da-
von ausgehe, dass einerseits der Bund gemäss Entwurf des
Bundesrates etwas aufstockt und andererseits durch die
Veränderung der Währungsverhältnisse mindestens einen
Teil wieder einspart, wenn er die Zahlungen in Euro getätigt
hat. 
Aus diesem Grund empfehle ich Ihnen, hier ebenfalls dem
Bundesrat zu folgen und diesen Antrag Amstutz abzulehnen.

Bieri Peter (CEg, ZG): Ich kann die Ausführungen noch et-
was ergänzen und erweitern. Zuerst einmal zur Interessen-
bindung, die es offenzulegen gilt: Herr Amstutz ist Präsident
der Astag, ich bin Präsident des Informationsdienstes für
den öffentlichen Verkehr (Litra).
Die Güterverkehrsverlagerung ist kein Wunschgedanke,
sondern ein Verfassungsauftrag. Wir haben im Verlauf der
Legislatur das Güterverkehrsverlagerungsgesetz beschlos-
sen, mit den dafür notwendigen Vierjahres-Rahmenkrediten.
In diesem Budgetjahr sind dazu 180 Millionen Franken ein-
gestellt worden; das sind 50 Millionen Franken weniger als
im vergangenen Jahr. Wenn jetzt der Betrag von 28,5 Millio-
nen Franken dazukommt, dann ist das wieder eine Erhö-
hung; der Kommissionspräsident hat es begründet, und es
ist auch so in der Botschaft nachzulesen.
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Es wurde argumentiert, es handle sich hier um eine Quer-
subventionierung der SBB mit Bundesgeldern. Man muss
das SBB-Gesetz verstehen; die SBB sind eine Aktiengesell-
schaft des öffentlichen Rechts, und sie haben einen Lei-
stungsauftrag, den sie zu erfüllen haben. Wenn die Rah-
menbedingungen nicht mehr stimmen, dann muss dieser
Auftrag auch aus der Verantwortung des Bundes heraus
wieder korrekt formuliert werden können. Diese Kredite be-
treffen nicht nur die SBB und die BLS. Gemäss der Bot-
schaft sind es dreissig Operateure, die nach einer Aus-
schreibung diese Aufträge erhalten. Für die ungedeckten
Kosten beim unbegleiteten kombinierten Verkehr und bei der
Rola erhalten sie einen Ausgleich.
Was passiert, wenn wir hier die Sache schlittern lassen?
Dann geht der Güterverkehr, der verfassungsmässig auf die
Schiene sollte, auf die Strasse. Sie bringen den Verkehr, der
von der Schiene auf die Strasse verlagert worden ist, nicht
mehr zurück. Die entsprechenden Industrieunternehmen
stellen sich nämlich um. Es ist schwierig, diesen Verkehr bei
anderen Bedingungen zurück auf die Schiene zu holen.
In diesem Sinne hat diese Sicherung der Verkehrsverlage-
rung nicht nur eine kurzfristige Wirkung, sondern sie bildet
auch für die Wirtschaft eine langfristige, sichere Massnah-
me. Mit dem Betrag von 28,5 Millionen Franken ist gewähr-
leistet, dass der Verkehr nicht nur jetzt, sondern auch in Zu-
kunft effektiv verlagert wird und damit unser Verfassungsauf-
trag erfüllt werden kann.
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem bundesrätlichen Entwurf
zuzustimmen.

Jenny This (V, GL): Kollege Bieri, das, was wir hier machen,
ist Kleinkrämerei. Wir wissen es doch alle: Der Cargobereich
wird mit Millionen unterstützt. Das wollen wir ja alle, dass
verladen wird, dass die Güter von der Strasse auf die Bahn
verladen werden. Aber in einer solchen Situation im Zusam-
menhang mit der Frankenstärke hier 50 Millionen Franken zu
sprechen – das kann man, natürlich, aber der Cargobereich
ist immer noch defizitär, er ist immer noch nicht konkurrenz-
fähig; die SBB-Gewaltigen müssen sich etwas einfallen las-
sen. Gut, sie machen nicht nichts, früher haben sie gewartet,
bis die Aufträge gekommen sind. Aber als Unternehmer baut
man heute noch ein mittleres Hotel, bis man eine Offerte von
den SBB bekommt. Das kann es doch nicht sein. Wenn wir
ihnen immer einfach Geld geben und die Defizite nicht klar
und offen dargelegt werden, dann strengen sie sich doch
nicht an – dann strengt sich doch auf dieser Welt niemand
an. 
Natürlich haben wir einen Verfassungsauftrag, dagegen
habe ich überhaupt nichts. Aber die SBB würden gescheiter
einmal geschlossene WC in der ganzen Schweiz einführen.
Stellen Sie sich vor, wenn ich in der Landwirtschaftszone ir-
gendwo ein Ferienhaus habe, dann muss ich eine Abwas-
serleitung ins Tal ziehen, und diese Leitung ist teurer als das
ganze Ferienhaus. Aber hier in der Schweiz haben wir Hun-
derte von SBB-Zügen, deren WC auf offener Strecke ent-
sorgt werden. Ja, ist das das, was wir in der Schweiz wol-
len? Und wir subventionieren das auch noch. (Heiterkeit) 
Der Bundesrat hat immer gesagt, er wolle nicht sektoriell mit
der Giesskanne etwas unterstützen. Aber genau das ma-
chen wir. Hier nenne ich Ihnen aus dem Stand zwölf oder
vierzehn Unternehmungen, die das Geld im Zusammenhang
mit diesem starken Franken mindestens so gut brauchen
könnten. Also ist das kreuzfalsch, was wir hier machen.

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Es ist so, dass
die Bundesabgeltung heute in Euro geschieht. Es ist auch
so, dass auf den 1. Januar 2012 ein Wechsel auf den
Schweizerfranken vorgenommen werden soll. Es ist nicht so,
dass man nur den Ausländern entgegenkommen würde,
Herr Amstutz, im Gegenteil; die Ausländer zahlen heute
korrekt in Euro. Aber das ist ja die Problematik, dass sie
eben in Euro bezahlen: Die Einnahmen sind in Euro, und die
Kosten sind in Schweizerfranken. Was wir diskutieren, ist
nichts anderes als der Ausgleich über die Wechselkurs-
veränderung in diesem Jahr. Es geht darum, dass wir Erlös-

minderungen kompensieren. Es wurde gesagt, dass der
Verfassungsauftrag zugrunde liegt und man auf diesem Weg
eine Zusatzunterstützung geben will, damit eben der Ver-
kehr auf der Schiene bleibt und nicht auf die Strasse abwan-
dert. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem bundesrätlichen Entwurf
zuzustimmen und den Antrag Amstutz abzulehnen.

Abstimmung – Vote
Für den Antrag der Kommission ... 24 Stimmen
Für den Antrag Amstutz ... 6 Stimmen

Mit dem Nachtrag IIa beantragte Zahlungsrahmen
Plafonds des dépenses demandés par la voie du supplé-
ment IIa

Departement des Innern – Département de l'intérieur

328 Bereich der Eidgenössischen Technischen Hochschulen
328 Domaine des écoles polytechniques fédérales

Kuprecht Alex (V, SZ): Ich habe keinen Antrag zu stellen,
aber ich erlaube mir, an dieser Stelle einen Hinweis zu
machen und den Bundesrat zu einer Massnahme aufzuru-
fen.
In der Botschaft ist auf Seite 20 u. a. ein Betrag von 500 000
Franken für umsetzungsreife Forschungsinfrastrukturen der
ETH Zürich aufgeführt. Es geht hier konkret um den Bereich
der Protonentherapie in der klinischen Infrastruktur. Als
Standesvertreter des Kantons Schwyz mache ich Sie darauf
aufmerksam, dass im Rahmen eines «Public Private Part-
nership»-Projektes ein solches Therapiezentrum in grösse-
rem Ausmass bereits geplant ist. Es geht dabei um Investi-
tionen im Umfang eines Drittels der Summe, über die wir
heute entscheiden, also um rund 300 bis 350 Millionen Fran-
ken. Für dieses Therapiezentrum  mit einer zukunftsträchti-
gen Technologie würden ungefähr 200 bis 250 Arbeitsplätze
geschaffen. Herr Bundesrat Schneider-Ammann, Sie haben
heute mehrmals auf die Erhaltung von Arbeitsplätzen hinge-
wiesen. Hier geht es um die Schaffung von Arbeitsplätzen.
Die Ampeln für dieses Therapiezentrum – meinen Kollegin-
nen und Kollegen der SGK ist es vorgestellt worden – ste-
hen im Moment auf Orange; Orange darum, weil die Zonen-
planungsfragen im Prinzip beantwortet sind. Die Fragen zu
den raumplanerischen Einwirkungen sind beantwortet. Der
Kanton ist bereit, dieses Zonenplanungsverfahren sofort an
die Hand zu nehmen. Die Bauplanung ist praktisch bis auf
Projektstufe weit fortgeschritten. Die Investoren wären vor-
handen. Das Projektteam ist zusammen mit dem Regie-
rungsrat bereit, eine enge Zusammenarbeit mit der ETH Zü-
rich, sprich dem Paul-Scherrer-Institut und der medizini-
schen Fakultät der Universität Zürich, zu suchen und einzu-
gehen. 
Nun, was fehlt? Es fehlen im Moment eigentlich drei Dinge:
1. Es fehlt der Wille, zu einer zukunftsträchtigen Medizinal-
entwicklung Ja zu sagen. Um die Schweiz herum entstehen
mehrere solche Protonentherapiezentren. Wir haben bis
jetzt aber noch nicht den Mut gefunden, zu dieser zukunfts-
trächtigen Entwicklung Ja zu sagen.
2. Es fehlt der Entscheid der politischen Gremien, wo die
Spitzenmedizin – und die Protonentherapie wird ein Be-
standteil der Spitzenmedizin sein – stattfinden soll. Das ist
nicht das Problem des Bundes, ich bin mir dessen bewusst;
es ist das Problem der Kantone, sie können sich nicht eini-
gen. 
3. Es fehlt im Moment noch die klare Übernahme der ent-
sprechenden Kosten für die Zukunft. 
Ich möchte deshalb den Bundesrat aufrufen, Druck auf
diejenigen zu machen, die diesen Entscheid jetzt dann
einmal dringendst fällen sollten. Es geht auch um die Frage
der Transplantationsmedizin: Wo, in welchem Spital wird
künftig was transplantiert? Das kostet den Bund nichts, aber
diese Entscheidungen müssen endlich einmal getroffen
werden. Es würde Innovationen in zukunftsträchtigen Berei-
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chen auslösen, es würde Arbeitsplätze schaffen, und ich
glaube, die ETH könnte diese 500 000 Franken auch für
etwas anderes gebrauchen. Ich verstehe nicht, warum wir
private Investitionen von 300 bis 400 Millionen Franken
brachliegen lassen und hier über Bundesinvestitionen spre-
chen müssen. Ich möchte Sie deshalb bitten, Frau Bundes-
rätin, Herr Bundesrat, dort Druck auszuüben, wo der Druck
am besten ausgeübt werden kann und ausgeübt werden
muss.

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Es handelt sich
um einen Aufruf an den Bundesrat. Möchte sich der Bundes-
rat äussern?

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Ich habe diese
Intervention von Herrn Kuprecht zur Kenntnis genommen
und bin bereit, das zu prüfen. Mehr ist hier nicht angesagt.
Es handelt sich sicherlich auch und in erster Linie um eine
kantonale Angelegenheit. Die ETH und die Technologiefor-
schung, die sie betreiben, sind unbestritten. Das ist ja auch
der Grund, weshalb wir in der jetzigen Botschaft For-
schungsgelder für die ETH anbegehren.

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Der Rat nimmt
von dieser Erklärung Kenntnis.

Volkswirtschaftsdepartement
Département de l'économie

704 Staatssekretariat für Wirtschaft 
704 Secrétariat d'Etat à l'économie 

Antrag der Kommission
A2310.0355 Schweiz Tourismus 2012 bis 2015
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag Amstutz
A2310.0355 Schweiz Tourismus 2012 bis 2015
Fr. 14 700 000

Proposition de la commission
A2310.0355 Suisse Tourisme 2012 à 2015
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition Amstutz
A2310.0355 Suisse Tourisme 2012 à 2015
Fr. 14 700 000

Amstutz Adrian (V, BE): Ich bitte Sie, der Aufstockung auf
14,7 Millionen Franken zuzustimmen. Sie gehen damit den
gleichen Weg, den die Kommission für Wirtschaft und Abga-
ben des Ständerates zu diesem Geschäft gewählt hat – wir
kommen ja dann noch zu einer separaten Abstimmung
nächste oder übernächste Woche. In der Kommission für
Wirtschaft und Abgaben ist beschlossen worden, den Ge-
samtrahmen auf 222 Millionen Franken festzulegen. Ich bitte
Sie, hier jetzt nicht darunterzugehen, sonst ist das wirklich
ein Rückenschuss zulasten der Tourismusbranche, und das
wäre wohl kaum unter dem Aspekt «Stützung des Schweizer
Tourismus» unterzubringen. Ich danke Ihnen für die Unter-
stützung.

Freitag Pankraz (RL, GL), für die Kommission: Dieser Antrag
ist unserer Kommission nicht vorgelegen. Ich beantrage Ih-
nen aber, ihn abzulehnen – nicht inhaltlich, denn es heisst ja
ausdrücklich, dass es hier um Schweiz Tourismus 2012 bis
2015 geht. Das ist eigentlich ein Teil der Botschaft über die
Standortförderung 2012–2015. Dieses Geschäft ist in unse-
rem Rat für nächsten Montag traktandiert; wenn Sie in der
Botschaft auf der letzten Seite schauen, dann sehen Sie,
dass das mit einem Sternchen auch so bezeichnet ist. Ich
würde also vorschlagen, jetzt nicht auf diesen Antrag einzu-
treten, dieses Geschäft aber dann am nächsten Montag zu
behandeln.

Schneider-Ammann Johann N., Bundesrat: Der Bundesrat
schliesst sich der Empfehlung des Kommissionspräsidenten
an.

Amstutz Adrian (V, BE): Ich bin einverstanden, wenn die
Möglichkeit besteht, diesen Punkt nächste Woche mit dem
Antrag der WAK wieder aufzunehmen. Ich möchte hier ein-
fach kein Präjudiz schaffen, das ist mein Anliegen.

Präsident (Inderkum Hansheiri, Präsident): Der Antrag Am-
stutz ist zurückgezogen worden.

Angenommen gemäss Antrag der Kommission
Adopté selon la proposition de la commission

2. Bundesbeschluss über den Nachtrag IIa zum Voran-
schlag 2011 
2. Arrêté fédéral concernant le supplément IIa au budget
2011 

Eintreten ist obligatorisch
L'entrée en matière est acquise de plein droit
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Art. 3

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Ausgabe ... 34 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(5 Enthaltungen)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Art. 5

Ausgabenbremse – Frein aux dépenses

Abstimmung – Vote
Für Annahme der Ausgabe ... 35 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(1 Enthaltung)

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen
Le débat sur cet objet est interrompu


